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G e s e t z
zur Neuordnung des Berufsrechts

der Ingenieurinnen und Ingenieure sowie
zur Änderung der Niedersächsischen Bauordnung*)

Vom 25. September 2017

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Niedersächsisches Ingenieurgesetz (NIngG)

I n h a l t s ü b e r s i c h t

E r s t e r  T e i l

Schutz von Bezeichnungen

E r s t e s  K a p i t e l

Allgemeines

§ 1 Geschützte Bezeichnungen
§ 2 Berufsaufgabe 
§ 3 Beschäftigungsart
§ 4 Anwendung des Niedersächsischen Berufsqualifikationsfeststel-

lungsgesetzes
§ 5 Einheitliche Ansprechpartner

Z w e i t e s  K a p i t e l

Niedergelassene Personen

§ 6 Führen der Berufsbezeichnung „Ingenieurin“ oder „Ingenieur“ 
§ 7 Genehmigungsvoraussetzungen
§ 8 Ausgleichsmaßnahmen
§ 9 Genehmigungsverfahren
§ 10 Führen der Berufsbezeichnung „Beratende Ingenieurin“ oder

„Beratender Ingenieur“
§ 11 Berufshaftpflichtversicherung der Beratenden Ingenieurinnen

und Ingenieure

D r i t t e s  K a p i t e l

Auswärtige Ingenieurinnen und Ingenieure,
auswärtige Beratende Ingenieurinnen

und Ingenieure

§ 12 Führen geschützter Berufsbezeichnungen
§ 13 Eintragung in das Verzeichnis der auswärtigen Ingenieurinnen

und Ingenieure und das Verzeichnis der auswärtigen Beraten-
den Ingenieurinnen und Ingenieure

§ 14 Beschwerdeverfahren im europäischen Dienstleistungsverkehr

V i e r t e s  K a p i t e l

Gesellschaften

§ 15 Führen der Berufsbezeichnung „Ingenieurin“ oder „Ingenieur“
durch eine Gesellschaft

§ 16 Führen der Berufsbezeichnung „Beratende Ingenieurin“ oder
„Beratender Ingenieur“ durch eine Gesellschaft mit Sitz im In-
land

§ 17 Eintragung in die Gesellschaftsliste der Beratenden Ingenieu-
rinnen und Ingenieure 

§ 18 Führen der Berufsbezeichnung „Beratende Ingenieurin“ oder
„Beratender Ingenieur“ durch eine auswärtige Gesellschaft

*) Dieses Gesetz dient auch der Umsetzung
— der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und

des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung von
Berufsqualifikationen (ABl. EU Nr. L 255 S. 22; 2007 Nr. L 271
S. 18; 2008 Nr. L 93 S. 28; 2009 Nr. L 33 S. 49; 2014 Nr. L 305
S. 115), zuletzt geändert durch den Delegierten Beschluss
(EU) 2016/790 der Kommission vom 7. Januar 2016 (ABl. EU
Nr. L 134 S. 135), und

— der Richtlinie 2011/95/EU des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 13. Dezember 2011 über Normen für die Aner-
kennung von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Per-
sonen mit Anspruch auf internationalen Schutz, für einen
einheitlichen Status für Flüchtlinge oder für Personen mit
Anrecht auf subsidiären Schutz und für den Inhalt des zu
gewährenden Schutzes (ABl. EU Nr. L 337 S. 9; 2017 Nr. L 167
S. 58).

F ü n f t e s  K a p i t e l

Entwurfsverfasserinnen und Entwurfsverfasser,
Tragwerksplanerinnen und Tragwerksplaner

§ 19 Entwurfsverfasserinnen und Entwurfsverfasser
§ 20 Gleichgestellte Personen im europäischen Dienstleistungsver-

kehr
§ 21 Tragwerksplanerinnen und Tragwerksplaner

S e c h s t e s  K a p i t e l

Bescheinigungen, Streichung von Eintragungen 

§ 22 Bescheinigungen
§ 23 Streichung von Eintragungen

Z w e i t e r  T e i l

Ingenieurkammer

E r s t e s  K a p i t e l

Allgemeines

§ 24 Ingenieurkammer Niedersachsen
§ 25 Mitgliedschaft, Liste der freiwilligen Mitglieder
§ 26 Auskunftspflicht der Kammermitglieder
§ 27 Aufgaben der Ingenieurkammer
§ 28 Satzungen
§ 29 Beiträge und Kosten, Finanzwesen
§ 30 Aufsicht
§ 31 Durchführung der Aufsicht
§ 32 Versorgungseinrichtung
§ 33 Datenverarbeitung

Z w e i t e s  K a p i t e l

Organe der Ingenieurkammer, 
Schlichtungsausschuss, Verschwiegenheit

§ 34 Organe
§ 35 Vertreterversammlung
§ 36 Vorstand
§ 37 Eintragungsausschuss
§ 38 Schlichtungsausschuss
§ 39 Verschwiegenheit

D r i t t e r  T e i l

Berufspflichten, Berufsgerichtsbarkeit, Rüge

§ 40 Berufspflichten
§ 41 Ahndung von Berufsvergehen
§ 42 Berufsgerichte
§ 43 Dienstaufsicht über die Berufsgerichte, Übertragung von Befug-

nissen
§ 44 Anwendung weiterer Vorschriften

V i e r t e r  T e i l

Ordnungswidrigkeiten

§ 45 Ordnungswidrigkeiten
§ 46 Übergangsvorschrift
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E r s t e r  T e i l

Schutz von Bezeichnungen

E r s t e s  K a p i t e l

Allgemeines

§ 1

Geschützte Bezeichnungen

(1) Die Berufsbezeichnung „Ingenieurin“ oder „Ingenieur“
darf nur führen oder anderweitig verwenden, wer nach § 6 oder
als ausländische Dienstleisterin oder ausländischer Dienstleis-
ter nach § 12 Abs. 1 und 2 zum Führen dieser Berufsbezeich-
nung berechtigt ist.

(2) Die Berufsbezeichnung „Beratende Ingenieurin“ oder
„Beratender Ingenieur“ darf nur führen oder anderweitig ver-
wenden, wer nach § 10 oder als ausländische Dienstleisterin
oder ausländischer Dienstleister nach § 12 Abs. 1 und 2 dazu
berechtigt ist.

(3) 1Eine Bezeichnung, die einer Berufsbezeichnung nach
Absatz 1 oder 2 ähnlich ist, insbesondere eine Wortverbin-
dung mit einer solchen Berufsbezeichnung oder eine Überset-
zung in eine andere Sprache, darf nur verwenden, wer nach
Absatz 1 oder 2 berechtigt ist, die jeweilige Berufsbezeichnung
zu führen. 2§ 12 Abs. 3 bleibt unberührt.

(4) Bezeichnungen nach den Absätzen 1 bis 3 Satz 1 dürfen
im Namen oder in der Firma einer Gesellschaft geführt oder
anderweitig verwendet werden, wenn die Gesellschaft nach
§ 15, § 16 oder § 18 zum Führen der jeweiligen Berufsbezeich-
nung nach Absatz 1 oder 2 berechtigt ist. 

§ 2

Berufsaufgabe

(1) 1Berufsaufgabe der in § 1 Abs. 1 und 2 genannten Perso-
nen ist es, Leistungen auf technischen, technisch-naturwissen-
schaftlichen und technisch-wirtschaftlichen Gebieten zu er-
bringen. 2Die in Satz 1 genannte Berufsaufgabe kann wahrge-
nommen werden insbesondere durch

1. Forschung und Entwicklung,

2. Planung, Betreuung, Kontrolle und Prüfung technischer Vor-
haben,

3. Projektentwicklung, Projektsteuerung und Objektunter-
haltung,

4. Überwachung der Ausführung technischer Vorhaben,

5. Beratung in Angelegenheiten, die in den Nummern 2 bis 4
genannt sind, sowie

6. Erstellung von Gutachten.

(2) Die Wahrnehmung der Berufsaufgabe  ist gekennzeich-
net durch eine geistig-schöpferische Tätigkeit in eigener fach-
licher Verantwortung.

§ 3

Beschäftigungsart

(1) Ingenieurinnen und Ingenieure nehmen ihre Berufsauf-
gabe nach § 2 selbständig, angestellt oder beamtet wahr.

(2) 1Beratende Ingenieurinnen und Ingenieure nehmen ihre
Berufsaufgabe nach § 2 hauptberuflich, unabhängig und ei-
genverantwortlich wahr. 2Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer dürfen die Berufsaufgabe auch nebenberuflich
wahrnehmen. 3Unabhängig tätig ist, wer bei der Ausübung
seiner Berufstätigkeit weder eigene noch fremde Produktions-,
Handels- oder Lieferinteressen verfolgt, die unmittelbar oder
mittelbar im Zusammenhang mit der Berufstätigkeit stehen.
4Eigenverantwortlich tätig ist, wer die Berufsaufgabe

1. freiberuflich und auf eigene Rechnung wahrnimmt,

2. als Partnerin oder Partner im Sinne des Partnerschaftsge-
sellschaftsgesetzes wahrnimmt,

3. innerhalb einer Gesellschaft wahrnimmt, deren Zweck die
ausschließliche Wahrnehmung der Berufsaufgabe ist, wenn
die Tätigkeit von fachlichen Weisungen in der Gesellschaft
tätiger Angehöriger anderer Berufe und außerhalb der Ge-
sellschaft tätiger Personen frei bleibt, oder

4. überwiegend frei von fachlichen Weisungen wahrnimmt
als Angestellte oder Angestellter

a) in einer in Nummer 2 oder 3 genannten Gesellschaft oder

b) einer Ingenieurin oder eines Ingenieurs, die oder der
die Voraussetzungen für die Eintragung in die Liste der
Beratenden Ingenieurinnen und Ingenieure erfüllt.

§ 4

Anwendung des Niedersächsischen
Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes

Das Niedersächsische Berufsqualifikationsfeststellungsge-
setz (NBQFG) findet mit Ausnahme des § 3 Abs. 6, der §§ 13 a,
13 b Abs. 3 bis 7 und der §§ 15 a, 17 und 18 im Anwendungs-
bereich dieses Gesetzes keine Anwendung.

§ 5

Einheitliche Ansprechpartner

1Verfahren nach dem Zweiten bis Sechsten Kapitel können
über eine einheitliche Stelle nach den Vorschriften des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) und des Niedersächsischen
Gesetzes über Einheitliche Ansprechpartner abgewickelt wer-
den. 2Satz 1 gilt nicht für die Durchführung von Ausgleichs-
maßnahmen (§ 8).

Z w e i t e s  K a p i t e l

Niedergelassene Personen

§ 6

Führen der Berufsbezeichnung „Ingenieurin“
oder „Ingenieur“ 

Eine Person, die in Niedersachsen einen Wohnsitz oder eine
berufliche Niederlassung hat oder ihren Beruf ganz oder teil-
weise, aber nicht nur vorübergehend und gelegentlich, in Nie-
dersachsen ausübt, darf die Berufsbezeichnung „Ingenieurin“
oder „Ingenieur“ führen, wenn sie

1. im Inland

a) an einer Hochschule ein Studium in einem Studien-
gang in einer technisch-naturwissenschaftlichen Fach-
richtung, die zu mindestens 70 Prozent von den Fä-
chern Mathematik, Informatik, Naturwissenschaft und
Technik geprägt ist, mit einer Regelstudienzeit von
mindestens drei Studienjahren,

b) an einer Hochschule ein Studium in einem Studien-
gang der Fachrichtung Agrar- oder Wirtschaftsinge-
nieurwesen, die überwiegend von den Fächern Mathe-
matik, Informatik, Naturwissenschaft und Technik ge-
prägt ist, mit einer Regelstudienzeit von mindestens
drei Studienjahren oder

c) an einer anderen staatlichen oder staatlich anerkann-
ten Ausbildungseinrichtung eine Ausbildung, die zu
einer gleichwertigen Berufsqualifikation führt,

erfolgreich abgeschlossen hat,

2. nach dem Recht eines anderen Bundeslandes zum Führen
der Berufsbezeichnung berechtigt ist,

3. bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes zum Führen der Be-
rufsbezeichnung berechtigt war, 
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4. durch eine deutsche Behörde die Berechtigung erhalten
hat, die Bezeichnung „Ingenieurin (grad.)“ oder „Ingenieur
(grad.)“ zu führen, oder

5. über eine Genehmigung der Ingenieurkammer nach den
§§ 7 bis 9 verfügt.

§ 7

Genehmigungsvoraussetzungen

(1) Die Genehmigung nach § 6 Nr. 5 erhält auf Antrag, wer

1. an einer ausländischen Hochschule oder einer sonstigen
ausländischen Ausbildungseinrichtung eine Ausbildung
erfolgreich abgeschlossen hat, 

2. über einen Ausbildungsnachweis verfügt, der in einem an-
deren Mitgliedstaat der Europäischen Union, einem ande-
ren Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum oder einem durch Abkommen gleichge-
stellten Staat erforderlich ist, um dort die Erlaubnis zur
Aufnahme und Ausübung des Berufs zu erhalten, oder

3. den Beruf ein Jahr lang in Vollzeit oder entsprechend län-
ger in Teilzeit in den vorangegangenen zehn Jahren in ei-
nem in Nummer 2 genannten Staat, in dem dieser Beruf
nicht reglementiert ist, ausgeübt hat und im Besitz eines
oder mehrerer Ausbildungsnachweise ist, die von der zu-
ständigen Behörde in einem in Nummer 2 genannten Staat
ausgestellt worden sind und bescheinigen, dass die Inha-
berin oder der Inhaber auf die Ausübung dieses Berufs vor-
bereitet wurde,

wenn zwischen der sich aus den Nachweisen ergebenden Be-
rufsqualifikation und der in § 6 Nr. 1 genannten Ausbildung
keine wesentlichen Unterschiede nach Absatz 3 bestehen oder
diese Unterschiede nach § 8 ausgeglichen wurden. 

(2) Einem Ausbildungsnachweis nach Absatz 1 Nr. 2 sind
gleichgestellt

1. in Drittstaaten ausgestellte Ausbildungsnachweise unter
den Voraussetzungen des Artikels 3 Abs. 3 der Richtlinie
2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 7. September 2005 über die Anerkennung von Berufs-
qualifikationen (ABl. EU Nr. L 255 S. 22; 2007 Nr. L 271
S. 18; 2008 Nr. L 93 S. 28; 2009 Nr. L 33 S. 49; 2014
Nr. L 305 S. 115), zuletzt geändert durch den Delegierten
Beschluss (EU) 2016/790 der Kommission vom 7. Januar
2016 (ABl. EU Nr. L 134 S. 135),

2. in einem in Absatz 1 Nr. 2 genannten Staat als gleichwer-
tig anerkannte Ausbildungsnachweise oder Gesamtheiten
von Ausbildungsnachweisen unter den Voraussetzungen
des Artikels 12 Abs. 1 der Richtlinie 2005/36/EG und

3. Berufsqualifikationen unter den Voraussetzungen des Ar-
tikels 12 Abs. 2 der Richtlinie 2005/36/EG.

(3) Wesentliche Unterschiede zwischen der nachgewiese-
nen Berufsqualifikation und der in § 6 Nr. 1 genannten Aus-
bildung bestehen, wenn

1. sich die Nachweise auf Fähigkeiten, Kenntnisse und Kom-
petenzen beziehen, die sich hinsichtlich des Inhalts oder
dessen Umfangs wesentlich von den Fähigkeiten und
Kenntnissen unterscheiden, auf die sich die in § 6 Nr. 1 ge-
nannte Ausbildung bezieht,

2. die entsprechenden Fähigkeiten, Kenntnisse und Kompe-
tenzen eine wesentliche Voraussetzung für die Ausübung
des Berufs darstellen und

3. die antragstellende Person diese Unterschiede nicht ausge-
glichen hat durch Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompeten-
zen, die sie im Rahmen ihrer Berufspraxis oder durch
lebenslanges Lernen erworben hat und die von einer zu-
ständigen Stelle anerkannt wurden.

(4) 1Wenn die Genehmigung wegen wesentlicher Unter-
schiede nach Absatz 3 nicht erteilt werden kann, stellt die In-

genieurkammer die nachgewiesene Berufsqualifikation und
die wesentlichen Unterschiede zu der in § 6 Nr. 1 verlangten
Berufsqualifikation durch schriftlichen Bescheid fest. 2In dem
Bescheid wird mitgeteilt, welches Niveau im Sinne des Arti-
kels 11 der Richtlinie 2005/36/EG die nachgewiesene Berufs-
qualifikation hat, welches Niveau nach § 6 Nr. 1 verlangt wird
und aus welchen Gründen die wesentlichen Unterschiede
nicht durch in Absatz 3 Nr. 3 genannte Qualifikationen ausge-
glichen werden können. 3In dem Bescheid wird zudem festge-
stellt, durch welche Ausgleichsmaßnahmen nach § 8 die
wesentlichen Unterschiede ausgeglichen werden können.

§ 8

Ausgleichsmaßnahmen

(1) Antragstellende Personen, die über einen Ausbildungs-
nachweis verfügen, der in einem anderen Mitgliedstaat der
Europäischen Union, einem anderen Vertragsstaat des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder einem
durch Abkommen gleichgestellten Staat ausgestellt wurde oder
nach § 7 Abs. 2 gleichgestellt ist, können die wesentlichen
Unterschiede nach § 7 Abs. 4 ausgleichen 

1. durch das Absolvieren eines Anpassungslehrgangs und
das zusätzliche Ablegen einer Eignungsprüfung, wenn die
Ausbildung dem Qualifikationsniveau nach Artikel 11
Buchst. a der Richtlinie 2005/36/EG entspricht,

2. durch das Ablegen einer Eignungsprüfung, wenn die Aus-
bildung dem Qualifikationsniveau nach Artikel 11 Buchst. b
der Richtlinie 2005/35/EG entspricht, oder

3. durch das Absolvieren eines höchstens dreijährigen An-
passungslehrgangs oder das Ablegen einer Eignungsprü-
fung nach Wahl der antragstellenden Person, wenn die
Ausbildung dem Qualifikationsniveau nach Artikel 11
Buchst. c, d oder e der Richtlinie 2005/35/EG entspricht.

(2) 1Muss nach Absatz 1 Nrn. 1 und 2 eine Eignungsprüfung
abgelegt werden, so hat die Ingenieurkammer sicherzustellen,
dass die Eignungsprüfung innerhalb von sechs Monaten nach
Bekanntgabe des Bescheides nach § 7 Abs. 4 abgelegt werden
kann. 2Hat sich die antragstellende Person nach Absatz 1 Nr. 3
für eine Eignungsprüfung entschieden, so hat die Ingenieur-
kammer sicherzustellen, dass die Eignungsprüfung innerhalb
von sechs Monaten nach dem Zugang der Mitteilung über diese
Entscheidung bei der Ingenieurkammer abgelegt werden kann.

(3) 1Die Ingenieurkammer hat durch Satzung Bestimmun-
gen zu treffen über die Einzelheiten der Durchführung von
Ausgleichsmaßnahmen. 2Sie kann bei der Durchführung von
Ausgleichsmaßnahmen mit entsprechenden Kammern ande-
rer Bundesländer zusammenarbeiten und dazu länderüber-
greifende Verwaltungsvereinbarungen abschließen.

§ 9

Genehmigungsverfahren

(1) 1Der Antrag auf Genehmigung nach § 7 Abs. 1 bedarf der
Schriftform, auch wenn das Verfahren über eine einheitliche
Stelle abgewickelt wird. 2Die für die Entscheidung über den
Antrag erforderlichen Unterlagen sind in Papierform vorzule-
gen. 3Abweichend von den Sätzen 1 und 2 kann das Verfahren
elektronisch geführt werden, soweit die Unterlagen in einem
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum ausgestellt oder anerkannt wurden. 4Von antrag-
stellenden Personen, die über einen Ausbildungsnachweis
verfügen, der in einem anderen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union, einem anderen Vertragsstaat des Abkommens
über den Europäischen Wirtschaftsraum oder einem durch
Abkommen gleichgestellten Staat ausgestellt wurde oder nach
§ 7 Abs. 2 gleichgestellt ist, dürfen nur die in Anhang VII Nr. 1
Buchst. b, d und g der Richtlinie 2005/36/EG genannten Un-
terlagen verlangt werden. 5Unterlagen nach Anhang VII Nr. 1
Buchst. d der Richtlinie 2005/36/EG werden nur berücksich-
tigt, wenn sie bei der Vorlage nicht älter als drei Monate sind.
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(2) 1Die Ingenieurkammer bestätigt der antragstellenden
Person innerhalb eines Monats den Eingang der Unterlagen
und teilt ihr gegebenenfalls mit, welche Unterlagen fehlen.
2Bestehen begründete Zweifel an der Echtheit oder der inhalt-
lichen Richtigkeit der vorgelegten Unterlagen, so kann die In-
genieurkammer, soweit unbedingt geboten, die antragstellen-
de Person auffordern, weitere Unterlagen, insbesondere be-
glaubigte Kopien, vorzulegen; sie kann sich auch an die zu-
ständige Stelle wenden.

(3) 1Über den Antrag ist unverzüglich, spätestens jedoch
vier Monate nach Vorliegen der vollständigen Unterlagen, zu
entscheiden. 2Eine Aufforderung zur Vorlage von beglaubig-
ten Kopien gilt nicht als Aufforderung zur Vorlage fehlender
Unterlagen.

(4) 1Kann die antragstellende Person die für die Feststellung
der Befähigung erforderlichen Ausbildungsnachweise aus von
ihr nicht zu vertretenden Gründen nicht oder nur teilweise
vorlegen oder ist die Vorlage der entsprechenden Unterlagen
mit einem unangemessenen zeitlichen und sachlichen Auf-
wand verbunden, so stellt die Ingenieurkammer die Kenntnisse,
Fähigkeiten und Kompetenzen der antragstellenden Person
durch sonstige geeignete Verfahren, die in Einklang mit Arti-
kel 28 Abs. 2 der Richtlinie 2011/95/EU des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 13. Dezember 2011 über Normen
für die Anerkennung von Drittstaatsangehörigen oder Staaten-
losen als Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz,
für einen einheitlichen Status für Flüchtlinge oder für Perso-
nen mit Anrecht auf subsidiären Schutz und für den Inhalt
des zu gewährenden Schutzes (ABl. EU Nr. L 337 S. 9; 2017
Nr. L 167 S. 58) stehen, fest. 2Sonstige geeignete Verfahren
nach Satz 1 sind insbesondere Arbeitsproben, Fachgespräche,
praktische und theoretische Prüfungen sowie Gutachten von
Sachverständigen. 3Die antragstellende Person hat die Gründe
glaubhaft zu machen, die einer Vorlage der entsprechenden
Unterlagen entgegenstehen. 4Die Ingenieurkammer ist befugt,
eine Versicherung an Eides Statt zu verlangen und abzuneh-
men.

§ 10

Führen der Berufsbezeichnung „Beratende Ingenieurin“
oder „Beratender Ingenieur“

(1) Eine Person, die in Niedersachsen einen Wohnsitz oder
eine berufliche Niederlassung hat oder ihren Beruf ganz oder
teilweise, aber nicht nur vorübergehend und gelegentlich, in
Niedersachsen ausübt, darf die Berufsbezeichnung „Beratende
Ingenieurin“ oder „Beratender Ingenieur“ führen, wenn sie in
der Liste der Beratenden Ingenieurinnen und Ingenieure oder
in dem entsprechenden Verzeichnis in einem anderen Bun-
desland eingetragen ist.

(2) 1In die Liste der Beratenden Ingenieurinnen und Inge-
nieure wird auf Antrag eingetragen, wer

1. nach § 6 berechtigt ist, die Berufsbezeichnung „Ingenieu-
rin“ oder „Ingenieur“ zu führen, oder die Voraussetzungen
der §§ 7 und 8 erfüllt,

2. nach dem Erwerb der Berechtigung zum Führen der Be-
rufsbezeichnung „Ingenieurin“ oder „Ingenieur“ mindes-
tens drei Jahre lang in Vollzeit oder entsprechend länger in
Teilzeit als Ingenieurin oder Ingenieur tätig war,

3. zur Vertiefung der Berufspraxis mindestens an vier eintä-
gigen berufsbezogenen Fortbildungsveranstaltungen teil-
genommen hat,

4. die Berufsaufgabe  nach § 2 im Sinne des § 3 Abs. 2 wahr-
nimmt und

5. über eine Berufshaftpflichtversicherung nach § 11 verfügt.
2Satz 1 Nrn. 2 und 3 gilt nicht, wenn die Voraussetzungen des
§ 7 Abs. 1 Nr. 2 oder 3, auch in Verbindung mit Abs. 2, vorlie-
gen. 3Die Eintragung in die Liste der Beratenden Ingenieurin-
nen und Ingenieure ist zu versagen, wenn Tatsachen vor-
liegen, aus denen sich ergibt, dass die antragstellende Person
nicht die für den Beruf erforderliche Zuverlässigkeit besitzt.

(3) 1Für das Eintragungsverfahren gilt § 9 entsprechend.
2Zusätzlich zu den in § 9 Abs. 1 Satz 4 genannten Unterlagen
dürfen von den dort genannten Personen auch die in Anhang VII
Nr. 1 Buchst. f der Richtlinie 2005/36/EG genannten Unterla-
gen verlangt werden. 3Sie werden nur berücksichtigt, wenn
sie bei der Vorlage nicht älter als drei Monate sind. 4Über den
Antrag ist abweichend von § 9 Abs. 3 unverzüglich, spätes-
tens jedoch drei Monate nach Vorliegen der vollständigen Un-
terlagen einschließlich nach § 9 Abs. 2 Satz 2 nachgeforderter
Unterlagen zu entscheiden, wenn die einzutragende Person
bereits nach § 6 berechtigt ist, die Berufsbezeichnung „Inge-
nieurin“ oder „Ingenieur“ zu führen. 5Die Frist nach Satz 4
läuft ab dem Zeitpunkt, zu dem die vollständigen Unterlagen
bei einem einheitlichen Ansprechpartner oder unmittelbar
bei der Ingenieurkammer vorliegen.

§ 11

Berufshaftpflichtversicherung
der Beratenden Ingenieurinnen und Ingenieure

(1) 1Beratende Ingenieurinnen und Ingenieure haben eine
zur Deckung bei der Berufsausübung verursachter Schäden
ausreichende Berufshaftpflichtversicherung abzuschließen und
für die Dauer der Eintragung ohne Unterbrechung des Versi-
cherungsschutzes aufrechtzuerhalten. 2Der Versicherungsschutz
muss mindestens fünf Jahre über den Zeitpunkt der Beendi-
gung des Versicherungsvertrages hinausreichen. 3Personen-
schäden müssen mindestens zu 1 500 000 Euro, Sach- und
Vermögensschäden mindestens zu 200 000 Euro je Versiche-
rungsfall versichert sein. 4Die Leistungen des Versicherers für
alle innerhalb eines Versicherungsjahres verursachten Schä-
den können auf das Zweifache des jeweiligen Betrages nach
Satz 3 begrenzt werden.

(2) 1Ein ausreichender Versicherungsschutz liegt auch vor,
wenn eine Versicherung mit einem Kreditinstitut oder einem
Versicherungsunternehmen in einem anderen Mitgliedstaat
der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum ab-
geschlossen wurde und diese Versicherung hinsichtlich der
Zweckbestimmung, des versicherten Risikos und der verein-
barten Deckung im Wesentlichen mit einer Versicherung
nach Absatz 1 gleichwertig ist. 2Besteht nur eine teilweise
Gleichwertigkeit, so sind die nicht gedeckten Risiken abzusi-
chern. 3Der Versicherungsschutz kann durch eine Bescheini-
gung des Kreditinstituts oder des Versicherungsunterneh-
mens über das Bestehen einer solchen Versicherung nachge-
wiesen werden.

(3) 1Bei erstmaliger Eintragung in die Liste der Beratenden
Ingenieurinnen und Ingenieure wird von der Versicherungs-
pflicht nach Absatz 1 auf Antrag befreit, wer eine eigenverant-
wortliche Tätigkeit noch nicht ausübt. 2Diese Befreiung wird
längstens für ein Jahr erteilt.

(4) Von der Versicherungspflicht nach Absatz 1 wird auf
Antrag befreit, wer den Beruf aus persönlichen Gründen, ins-
besondere wegen Krankheit oder Elternzeit, nicht ausübt.

(5) Eine weitergehende Versicherungspflicht nach § 40 Abs. 2
Nr. 4 bleibt unberührt.

D r i t t e s  K a p i t e l

Auswärtige Ingenieurinnen und Ingenieure,
auswärtige Beratende Ingenieurinnen

und Ingenieure

§ 12

Führen geschützter Berufsbezeichnungen 

(1) 1Wer im Inland weder einen Wohnsitz noch eine beruf-
liche Niederlassung hat und in Niedersachsen vorübergehend
und gelegentlich Tätigkeiten gemäß § 2 nach Maßgabe des § 3
Abs. 1 ausübt (auswärtige Ingenieurin oder auswärtiger Inge-
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nieur), darf die Berufsbezeichnung „Ingenieurin“ oder „Inge-
nieur“ führen, wenn sie oder er in dem Verzeichnis der
auswärtigen Ingenieurinnen und Ingenieure eingetragen ist.
2Wer im Inland weder einen Wohnsitz noch eine berufliche
Niederlassung hat und in Niedersachsen vorübergehend und
gelegentlich Tätigkeiten gemäß § 2 nach Maßgabe des § 3 Abs. 2
ausübt (auswärtige Beratende Ingenieurin oder auswärtiger
Beratender Ingenieur), darf die Berufsbezeichnung „Beratende
Ingenieurin“ oder „Beratender Ingenieur“ führen, wenn sie
oder er in dem Verzeichnis der auswärtigen Beratenden Inge-
nieurinnen und Ingenieure eingetragen ist. 3Der vorüberge-
hende und gelegentliche Charakter der Erbringung von
Dienstleistungen wird insbesondere anhand von Dauer, Häu-
figkeit, regelmäßiger Wiederkehr und Kontinuität der Dienst-
leistungen beurteilt. 

(2) 1Auswärtige Ingenieurinnen und Ingenieure sowie aus-
wärtige Beratende Ingenieurinnen und Ingenieure, die sich
bei der entsprechenden Kammer eines anderen Bundeslandes
gemeldet haben und dort unter einer Berufsbezeichnung nach
§ 1 Abs. 1 oder 2 tätig werden dürfen, sind berechtigt, diese
Berufsbezeichnung ohne Eintragung zu führen. 2Liegen Tatsa-
chen vor, aus denen sich ergibt, dass eine solche Person nicht
die für den Beruf erforderliche Zuverlässigkeit besitzt, so soll
die Ingenieurkammer ihr das Führen der Berufsbezeichnung
nach § 1 Abs. 1 oder 2 untersagen.

(3) Auswärtige Ingenieurinnen und Ingenieure sowie aus-
wärtige Beratende Ingenieurinnen und Ingenieure, die in ei-
nem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union, einem
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum oder einem durch Abkommen gleich-
gestellten Staat niedergelassen sind, dürfen ohne Eintragung
die Berufsbezeichnung, die sie in ihrem Niederlassungsstaat
führen dürfen, in einer Amtssprache des Niederlassungsstaa-
tes führen, wenn dabei eine Verwechslung mit einer Bezeich-
nung nach § 1 Abs. 1 oder 2 ausgeschlossen ist.

§ 13

Eintragung in das Verzeichnis
der auswärtigen Ingenieurinnen und Ingenieure

und das Verzeichnis
der auswärtigen Beratenden Ingenieurinnen und Ingenieure

(1) 1Eine auswärtige Ingenieurin oder ein auswärtiger Inge-
nieur, die oder der zur Ausübung des Berufs nach § 1 Abs. 1
in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union, ei-
nem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum oder einem durch Abkommen
gleichgestellten Staat rechtmäßig niedergelassen ist, wird in
das Verzeichnis der auswärtigen Ingenieurinnen und Inge-
nieure eingetragen, wenn sie oder er die Erbringung der
Dienstleistung nach Maßgabe des Absatzes 2 bei der Inge-
nieurkammer angezeigt hat und der Eintragung keine Um-
stände nach Satz 4 oder Absatz 4 Satz 6 entgegenstehen. 2Eine
auswärtige Beratende Ingenieurin oder ein auswärtiger Bera-
tender Ingenieur, die oder der zur Ausübung des Berufs nach
§ 1 Abs. 2 in einem in Satz 1 genannten Staat rechtmäßig nie-
dergelassen ist, wird in das Verzeichnis der auswärtigen Bera-
tenden Ingenieurinnen und Ingenieure eingetragen, wenn sie
oder er die Erbringung der Dienstleistung nach Maßgabe des
Absatzes 2 bei der Ingenieurkammer angezeigt hat und der
Eintragung keine Umstände nach Satz 4 oder Absatz 4 Satz 6
entgegenstehen. 3Wenn weder der Beruf noch die Ausbildung
zu diesem Beruf in dem Niederlassungsstaat reglementiert ist,
gilt Satz 1 oder 2 nur dann, wenn der Beruf in den vergange-
nen zehn Jahren mindestens ein Jahr lang in einem oder meh-
reren der in Satz 1 genannten Staaten ausgeübt wurde. 4Die
Eintragung ist zu versagen, wenn Tatsachen vorliegen, aus de-
nen sich ergibt, dass die einzutragende Person nicht die für
den Beruf erforderliche Zuverlässigkeit besitzt.

(2) 1Auswärtige Ingenieurinnen und Ingenieure haben die
erstmalige Erbringung einer Dienstleistung nach § 12 Abs. 1
Satz 1 und auswärtige Beratende Ingenieurinnen und Inge-

nieure haben die erstmalige Erbringung einer Dienstleistung
nach § 12 Abs. 1 Satz 2 bei der Ingenieurkammer vorher schrift-
lich anzuzeigen. 2Mit der Anzeige sind vorzulegen

1. eine Bescheinigung darüber, dass die Dienstleisterin oder
der Dienstleister zur Ausübung eines Berufs nach § 1 Abs. 1
oder 2 in einem in Absatz 1 Satz 1 genannten Staat recht-
mäßig niedergelassen ist und ihr oder ihm die Ausübung
des Berufs nicht, auch nicht vorübergehend, untersagt ist,

2. ein Berufsqualifikationsnachweis, 

3. für den Fall, dass weder der Beruf noch die Ausbildung zu
dem Beruf in dem Niederlassungsstaat reglementiert ist,
ein Nachweis darüber, dass der Beruf in den vergangenen
zehn Jahren mindestens ein Jahr lang in einem oder meh-
reren der in Absatz 1 Satz 1 genannten Staaten ausgeübt
wurde, und

4. für den Fall der Eintragung einer auswärtigen Beratenden
Ingenieurin oder eines auswärtigen Beratenden Ingenieurs
eine Information über die Einzelheiten ihres oder seines
Versicherungsschutzes oder einer anderen Art des indivi-
duellen oder kollektiven Schutzes in Bezug auf die Berufs-
haftpflicht.

3Das Verfahren kann abweichend von den Sätzen 1 und 2
elektronisch geführt werden, soweit Unterlagen in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum ausgestellt oder anerkannt wurden. 4Im Fall be-
gründeter Zweifel an der Echtheit der nach Satz 3 übermit-
telten Unterlagen und soweit unbedingt geboten, kann sich
die Ingenieurkammer an die zuständige Behörde des Staates
wenden, in dem die Unterlagen ausgestellt oder anerkannt
wurden, und die Dienstleisterin oder den Dienstleister auffor-
dern, beglaubigte Kopien vorzulegen. 5Beide Maßnahmen
hemmen nicht den Lauf der Fristen nach Absatz 4.

(3) 1Ist seit der letzten Anzeige ein Jahr vergangen und beab-
sichtigt die Dienstleisterin oder der Dienstleister weiterhin,
Dienstleistungen in Niedersachsen zu erbringen und dabei die
eingetragene Berufsbezeichnung zu führen, so hat sie oder er
dies der Ingenieurkammer anzuzeigen. 2Hat sich die in den
bisher vorgelegten Dokumenten bescheinigte Situation wesent-
lich geändert, so hat die Dienstleisterin oder der Dienstleister
dies unter Vorlage der entsprechenden Dokumente anzuzei-
gen. 3Absatz 2 Sätze 3 bis 5 gilt entsprechend.

(4) 1Bei der erstmaligen Anzeige nach Absatz 2 überprüft
die Ingenieurkammer die Berufsqualifikation der Dienstleiste-
rin oder des Dienstleisters. 2Die Ingenieurkammer hat der
Dienstleisterin oder dem Dienstleister innerhalb eines Monats
nach Eingang der vollständigen Unterlagen das Ergebnis der
Prüfung mitzuteilen. 3Ist die Prüfung nicht fristgerecht mög-
lich, so teilt die Ingenieurkammer die Gründe für die Verzöge-
rung der Dienstleisterin oder dem Dienstleister innerhalb der
Monatsfrist mit. 4Die Entscheidung muss vor Ablauf des zwei-
ten Monats nach Eingang der vollständigen Unterlagen erge-
hen. 5Bleibt die Berufsqualifikation der auswärtigen Ingenieu-
rin oder des auswärtigen Ingenieurs so weit hinter den Anfor-
derungen des § 6 Nr. 1 oder die Berufsqualifikation der aus-
wärtigen Beratenden Ingenieurin oder des auswärtigen Be-
ratenden Ingenieurs so weit hinter den Anforderungen des § 6
Nr. 1 und des § 10 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 2 und 3 zurück, dass die
fehlenden Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompetenzen die öf-
fentliche Gesundheit oder Sicherheit gefährden, und können
die fehlenden Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompetenzen we-
der durch Berufserfahrung noch durch sonstige nachgewiese-
ne einschlägige Qualifikationen ausgeglichen werden, so gibt
die Ingenieurkammer der Dienstleisterin oder dem Dienstleis-
ter die Möglichkeit, durch eine Eignungsprüfung nachzuwei-
sen, dass sie oder er die zum Ausschluss dieser Gefährdung er-
forderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten oder Kompetenzen er-
worben hat. 6Die Ingenieurkammer trifft auf dieser Grundlage
die Entscheidung, ob sie die Dienstleisterin oder den Dienst-
leister einträgt oder die Eintragung versagt. 7Die Erbringung
der Dienstleistung muss innerhalb des Monats erfolgen kön-
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nen, der auf die nach den Sätzen 2 bis 4 getroffene Entschei-
dung folgt. 8Erfüllt die Ingenieurkammer die in den Sätzen 1
bis 7 genannten Pflichten nicht fristgerecht, so darf die Berufs-
bezeichnung auch ohne Eintragung geführt werden.

(5) 1Eine auswärtige Ingenieurin oder ein auswärtiger Inge-
nieur, die oder der nicht in einem in Absatz 1 Satz 1 genann-
ten Staat niedergelassen ist, wird auf Antrag in das Ver-
zeichnis der auswärtigen Ingenieurinnen und Ingenieure ein-
getragen, wenn sie oder er die Voraussetzung nach § 6 oder
§ 7 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit Abs. 3 erfüllt. 2Eine aus-
wärtige Beratende Ingenieurin oder ein auswärtiger Beraten-
der Ingenieur, die oder der nicht in einem in Absatz 1 Satz 1
genannten Staat niedergelassen ist, wird auf Antrag in das
Verzeichnis der auswärtigen Beratenden Ingenieurinnen und
Ingenieure eingetragen, wenn sie oder er die Voraussetzungen
nach § 6 oder § 7 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit Abs. 3 und
nach § 10 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 2 bis 5 erfüllt. 3Die Eintragung ist
zu versagen, wenn Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt,
dass die antragstellende Person nicht die für den Beruf erfor-
derliche Zuverlässigkeit besitzt. 4Für das Eintragungsverfah-
ren gilt § 9 entsprechend. 5Die nach den Sätzen 1 und 2
eingetragenen Personen haben die erstmalige Erbringung ei-
ner Dienstleistung nach § 12 Abs. 1 bei der Ingenieurkammer
vorher schriftlich anzuzeigen; Absatz 3 Sätze 1 und 2 gilt ent-
sprechend.

§ 14

Beschwerdeverfahren
im europäischen Dienstleistungsverkehr

(1) Beschwert sich eine Dienstleistungsempfängerin oder
ein Dienstleistungsempfänger bei der Ingenieurkammer über
eine in Niedersachsen erbrachte Dienstleistung einer auswär-
tigen Ingenieurin oder eines auswärtigen Ingenieurs oder ei-
ner auswärtigen Beratenden Ingenieurin oder eines auswär-
tigen Beratenden Ingenieurs, die in einem anderen Mitglied-
staat der Europäischen Union, einem anderen Vertragsstaat
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum
oder einem durch Abkommen gleichgestellten Staat niederge-
lassen ist, so holt die Ingenieurkammer die für das Beschwer-
deverfahren erforderlichen Informationen bei der zuständigen
Behörde des Niederlassungsstaates ein und unterrichtet die
Empfängerin oder den Empfänger der Dienstleistung über das
Ergebnis des Beschwerdeverfahrens. 

(2) Auf Anforderung der zuständigen Behörde eines in Ab-
satz 1 genannten Staates übermittelt die Ingenieurkammer
diejenigen Informationen über Berufsangehörige, die zur
Durchführung eines Beschwerdeverfahrens wegen einer dort
erbrachten Dienstleistung erforderlich sind.

V i e r t e s  K a p i t e l

Gesellschaften

§ 15

Führen der Berufsbezeichnung „Ingenieurin“ oder „Ingenieur“
durch eine Gesellschaft

Die Berufsbezeichnung „Ingenieurin“ oder „Ingenieur“ darf
im Namen oder in der Firma einer Gesellschaft geführt wer-
den, wenn

1. die Gesellschaft ihren Sitz in Niedersachsen hat, mindes-
tens eine Gesellschafterin oder ein Gesellschafter zum
Führen der Berufsbezeichnung „Ingenieurin“ oder „Inge-
nieur“ berechtigt ist und eine Irreführung über den Gesell-
schaftszweck und den Gesellschafterbestand ausgeschlos-
sen ist oder

2. die Gesellschaft ihren Sitz außerhalb Niedersachsens hat
und nach dem Recht eines anderen Bundeslandes oder
dem Recht des Staates, in dem sie ihren Sitz hat, zum Füh-
ren der Berufsbezeichnung „Ingenieurin“ oder „Ingenieur“
oder einer ähnlichen Bezeichnung berechtigt ist.

§ 16

Führen der Berufsbezeichnung
„Beratende Ingenieurin“ oder „Beratender Ingenieur“

durch eine Gesellschaft mit Sitz im Inland

(1) Eine Partnerschaftsgesellschaft oder eine Kapitalgesell-
schaft mit Sitz in Niedersachsen darf die Berufsbezeichnung
„Beratende Ingenieurin“ oder „Beratender Ingenieur“ in ihrem
Namen oder in ihrer Firma führen, wenn die Gesellschaft in
der Gesellschaftsliste der Beratenden Ingenieurinnen und In-
genieure eingetragen ist.

(2) Eine sonstige Personengesellschaft mit Sitz in Nieder-
sachsen darf in ihrem Namen oder ihrer Firma die Berufsbe-
zeichnung „Beratende Ingenieurin“ oder „Beratender Inge-
nieur“ führen, wenn

1. Zweck der Gesellschaft die ausschließliche Wahrnehmung
der Berufsaufgabe nach § 2 in Verbindung mit § 3 Abs. 2
ist,

2. mindestens ein in der Gesellschaft berufstätiges Mitglied
zum Führen der Berufsbezeichnung „Beratende Ingenieu-
rin“ oder „Beratender Ingenieur“ berechtigt ist und

3. eine Irreführung über den Gesellschafterbestand ausge-
schlossen ist.

(3) Eine Gesellschaft mit Sitz in einem anderen Bundesland
darf die Berufsbezeichnung „Beratende Ingenieurin“ oder „Be-
ratender Ingenieur“ in ihrem Namen oder in ihrer Firma füh-
ren, wenn sie hierzu nach dem Recht des anderen Bun-
deslandes berechtigt ist.

§ 17

Eintragung in die Gesellschaftsliste
der Beratenden Ingenieurinnen und Ingenieure

(1) 1Eine Kapitalgesellschaft mit Sitz in Niedersachsen wird
auf Antrag in die Gesellschaftsliste der Beratenden Ingenieu-
rinnen und Ingenieure eingetragen, wenn

1. sie über eine Berufshaftpflichtversicherung nach Absatz 3
verfügt,

2. Zweck der Gesellschaft die ausschließliche Wahrnehmung
der Berufsaufgabe nach § 2 in Verbindung mit § 3 Abs. 2
ist,

3. Kapitalanteile nicht für Rechnung Dritter gehalten werden,

4. Beratende Ingenieurinnen oder Ingenieure mindestens die
Hälfte des Kapitals und der Stimmanteile auf ihren Namen
lautend innehaben und weitere Anteile nur von natürli-
chen Personen gehalten werden, die Angehörige eines frei-
en Berufes sind,

5. mindestens die Hälfte der zur Geschäftsführung befugten
Personen Beratende Ingenieurinnen oder Ingenieure sind,

6. Stimmrechte nicht für Dritte oder von Dritten ausgeübt
werden dürfen und

7. die Übertragung von Kapital- und Geschäftsanteilen an die
Zustimmung der Gesellschaft gebunden ist.

2Eine Partnerschaftsgesellschaft mit Sitz in Niedersachen wird
auf Antrag in die Gesellschaftsliste eingetragen, wenn sie die
Anforderung nach Satz 1 Nr. 1 erfüllt.

(2) Die Eintragung in die Gesellschaftsliste der Beratenden
Ingenieurinnen und Ingenieure ist zu versagen, wenn Tatsa-
chen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass eine zur Geschäfts-
führung befugte Person nicht die für den Beruf erforderliche
Zuverlässigkeit besitzt.

(3) 1Kapitalgesellschaften und Partnerschaftsgesellschaften
haben eine zur Deckung bei der Berufsausübung verursachter
Schäden ausreichende Berufshaftpflichtversicherung abzu-
schließen und die Versicherung während der Dauer der Ein-
tragung in die Gesellschaftsliste ohne Unterbrechung des Ver-
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sicherungsschutzes aufrechtzuerhalten. 2Die Versicherung muss
mindestens fünf Jahre über den Zeitpunkt der Streichung der
Eintragung in der Gesellschaftsliste hinausreichen. 3Personen-
schäden müssen mindestens zu 1 500 000 Euro und Sach-
und Vermögensschäden mindestens zu 200 000 Euro je Versi-
cherungsfall versichert sein. 4Die Leistungen des Versicherers
für alle innerhalb eines Versicherungsjahres verursachten
Schäden können auf die Beträge nach Satz 3, vervielfacht mit
der Zahl der Gesellschafterinnen und Gesellschafter sowie der
zur Geschäftsführung befugten Personen, die nicht Gesell-
schafterinnen oder Gesellschafter sind, begrenzt werden; es
muss jedoch zumindest eine Deckung in Höhe des Dreifachen
der Beträge nach Satz 3 bestehen. 5§ 11 Abs. 2 und 5 gilt ent-
sprechend. 

(4) 1Die Haftung der Partnerschaftsgesellschaft und der Part-
nerinnen und Partner wegen fahrlässig fehlerhafter Berufsaus-
übung kann, wenn der Partnerschaftsvertrag dies zulässt und
eine Berufshaftpflichtversicherung nach Absatz 3 besteht,
durch schriftliche Vereinbarung im Einzelfall oder durch vor-
formulierte Vertragsbedingungen für Sach- und Vermögens-
schäden auf insgesamt 1 000 000 Euro je Schadensfall be-
schränkt werden. 2Partnerschaftsgesellschaften mit beschränk-
ter Berufshaftung erfüllen die Voraussetzungen nach § 8 Abs. 4
Satz 1 des Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes, wenn sie eine
Berufshaftpflichtversicherung nach Absatz 3 unterhalten.

(5) 1Dem Antrag auf Eintragung in die Gesellschaftsliste
sind die für die Entscheidung über den Antrag erforderlichen
Unterlagen beizufügen, insbesondere eine Kopie des Gesell-
schaftsvertrages und eine Liste der Gesellschafterinnen und
Gesellschafter sowie ein Nachweis der Anmeldung zum Han-
delsregister oder Partnerschaftsregister. 2§ 9 Abs. 2 gilt ent-
sprechend. 3Über den Antrag ist unverzüglich, spätestens
jedoch drei Monate nach Vorliegen der vollständigen Unterla-
gen einschließlich nach § 9 Abs. 2 Satz 2 nachgeforderter Un-
terlagen zu entscheiden. 4Die Frist nach Satz 3 läuft ab dem
Zeitpunkt, zu dem die vollständigen Unterlagen bei einem
einheitlichen Ansprechpartner oder unmittelbar bei der Inge-
nieurkammer vorliegen.

(6) 1Von Eintragungen in die Gesellschaftsliste benachrich-
tigt die Ingenieurkammer das Registergericht. 2Die Gesell-
schaft hat Änderungen der Eintragung im Handelsregister
oder Partnerschaftsregister, Änderungen im Gesellschafterbe-
stand sowie Änderungen des Umfangs der Beteiligung einer
Gesellschafterin oder eines Gesellschafters an der Gesellschaft
der Ingenieurkammer unverzüglich anzuzeigen.

§ 18

Führen der Berufsbezeichnung
„Beratende Ingenieurin“ oder „Beratender Ingenieur“

durch eine auswärtige Gesellschaft

(1) Eine Gesellschaft, die weder in die Gesellschaftsliste noch
in das entsprechende Verzeichnis in einem anderen Bundes-
land eingetragen ist (auswärtige Gesellschaft), darf in ihrem
Namen oder in ihrer Firma die Berufsbezeichnung „Beratende
Ingenieurin“ oder „Beratender Ingenieur“ führen, wenn sie in
dem Verzeichnis der auswärtigen Gesellschaften oder in dem
entsprechenden Verzeichnis in einem anderen Bundesland
eingetragen ist.

(2) 1Eine auswärtige Gesellschaft wird auf Antrag in das
Verzeichnis der auswärtigen Gesellschaften eingetragen, wenn
sie

1. beabsichtigt, in Niedersachsen tätig zu werden,

2. nach dem Recht des Staates, in dem sie ihren Sitz hat, be-
fugt ist, die Berufsbezeichnung „Beratende Ingenieurin“
oder „Beratender Ingenieur“ oder eine ähnliche Bezeich-
nung in ihrem Namen oder ihrer Firma zu führen, und

3. die Voraussetzungen nach § 17 Abs. 1 Satz 1 erfüllt.
2§ 17 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. 

(3) Für das Eintragungsverfahren gelten § 17 Abs. 5 Satz 1
sowie § 9 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 entsprechend.

(4) 1Auswärtige Gesellschaften, die in dem Verzeichnis der
auswärtigen Gesellschaften eingetragen sind, haben das erst-
malige Tätigwerden in Niedersachsen bei der Ingenieurkam-
mer anzuzeigen. 2Ist seit der letzten Anzeige ein Jahr ver-
gangen und beabsichtigt die auswärtige Gesellschaft weiter-
hin, in Niedersachsen tätig zu werden, so hat sie dies der Inge-
nieurkammer anzuzeigen.

(5) Eine auswärtige Gesellschaft, die in dem Verzeichnis der
auswärtigen Gesellschaften eingetragen ist, hat Änderungen,
die sich auf die in § 17 Abs. 1 Satz 1 sowie Abs. 2 und 3 ge-
nannten Voraussetzungen auswirken, der Ingenieurkammer
unverzüglich anzuzeigen.

(6) Eine auswärtige Gesellschaft darf ihren Namen oder ihre
Firma, den oder die sie nach dem Recht des Staates führt, in
dem sie ihren Sitz hat, ohne Eintragung in dem Verzeichnis
der auswärtigen Gesellschaften führen, wenn dabei eine Ver-
wechslung mit einer Bezeichnung nach § 1 Abs. 2 oder 3 aus-
geschlossen ist.

F ü n f t e s  K a p i t e l

Entwurfsverfasserinnen und Entwurfsverfasser,
Tragwerksplanerinnen und Tragwerksplaner

§ 19

Entwurfsverfasserinnen und Entwurfsverfasser

(1) In die Liste der Entwurfsverfasserinnen und Entwurfs-
verfasser wird auf Antrag eingetragen, wer aufgrund eines
Studiums des Bauingenieurwesens die Berufsbezeichnung
„Ingenieurin“ oder „Ingenieur“ führen darf und nach dem Stu-
dium mindestens zwei Jahre lang auf dem Gebiet der Objekt-
planung von Gebäuden praktisch tätig gewesen ist.

(2) Die Eintragung in die Liste der Entwurfsverfasserinnen
und Entwurfsverfasser ist zu versagen, wenn Tatsachen vor-
liegen, aus denen sich ergibt, dass die Antragstellerin oder der
Antragsteller nicht die für den Beruf erforderliche Zuverläs-
sigkeit besitzt.

(3) Für das Eintragungsverfahren gelten § 9 Abs. 1, 2 und 4
sowie § 10 Abs. 3 Satz 4 entsprechend.

(4) Die in der Liste der Entwurfsverfasserinnen und Ent-
wurfsverfasser eingetragenen Personen haben sich auf dem
Gebiet des öffentlichen Baurechts beruflich fortzubilden.

§ 20

Gleichgestellte Personen
im europäischen Dienstleistungsverkehr

(1) 1Den in der Liste der Entwurfsverfasserinnen und Ent-
wurfsverfasser eingetragenen Personen ist gleichgestellt, wer
in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union, einem ande-
ren Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum oder in einem durch Abkommen gleichge-
stellten Staat zur Erbringung von Entwurfsdienstleistungen
auf dem Gebiet der Objektplanung von Gebäuden (§ 19 Abs. 1)
rechtmäßig niedergelassen ist, diesen Beruf im Rahmen des
europäischen Dienstleistungsverkehrs nur vorübergehend
und gelegentlich in Niedersachsen ausübt und die Erbringung
der Dienstleistung nach Maßgabe des Absatzes 2 bei der Inge-
nieurkammer angezeigt hat, wenn die Ingenieurkammer die
Erbringung der Dienstleistung nicht nach Satz 4 oder Absatz 3
Satz 3 untersagt hat. 2Wenn weder der Beruf noch die Ausbil-
dung zu dem Beruf im Niederlassungsstaat reglementiert ist,
gilt Satz 1 nur dann, wenn der Beruf in einem oder mehreren
der in Satz 1 genannten Staaten während der vorhergehenden
zehn Jahre ein Jahr lang ausgeübt wurde. 3Der vorübergehen-
de und gelegentliche Charakter der Berufsausübung wird ins-
besondere anhand von Dauer, Häufigkeit, regelmäßiger Wie-
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derkehr und Kontinuität der Berufsausübung in Niedersach-
sen beurteilt. 4Liegen Tatsachen vor, aus denen sich ergibt,
dass die Dienstleisterin oder der Dienstleister nicht die für den
Beruf erforderliche Zuverlässigkeit besitzt, soll die Ingenieur-
kammer ihr oder ihm die Erbringung der Dienstleistung unter-
sagen.

(2) 1Wer erstmals eine Dienstleistung gemäß Absatz 1 er-
bringen will, hat dies der Ingenieurkammer vorher schriftlich
anzuzeigen. 2Mit der Anzeige sind vorzulegen:

1. eine Bescheinigung darüber, dass die Dienstleisterin oder
der Dienstleister zur Erbringung von Dienstleistungen auf
dem Gebiet der Objektplanung von Gebäuden in einem in
Absatz 1 Satz 1 genannten Staat rechtmäßig niedergelas-
sen ist und ihr oder ihm die Ausübung des Berufs nicht,
auch nicht vorübergehend, untersagt ist,

2. ein Berufsqualifikationsnachweis und

3. für den Fall, dass weder der Beruf noch die Ausbildung zu
dem Beruf in dem Niederlassungsstaat reglementiert ist,
ein Nachweis darüber, dass der Beruf in den vergangenen
zehn Jahren mindestens ein Jahr lang in einem oder meh-
reren der in Absatz 1 Satz 1 genannten Staaten ausgeübt
wurde.

3§ 13 Abs. 2 Sätze 3 bis 5 sowie Abs. 3 gilt entsprechend.

(3) 1Bei der erstmaligen Anzeige nach Absatz 2 überprüft
die Ingenieurkammer die Berufsqualifikation der Dienstleis-
terin oder des Dienstleisters. 2Bleibt die Berufsqualifikation
der Dienstleisterin oder des Dienstleisters so weit hinter den
Anforderungen des § 19 Abs. 1 zurück, dass die fehlenden
Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompetenzen die öffentliche Ge-
sundheit oder Sicherheit gefährden, und können die fehlen-
den Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompetenzen weder durch
Berufserfahrung noch durch sonstige nachgewiesene ein-
schlägige Qualifikationen ausgeglichen werden, so gibt die In-
genieurkammer der Dienstleisterin oder dem Dienstleister die
Möglichkeit, durch eine Eignungsprüfung nachzuweisen, dass
sie oder er die zum Ausschluss dieser Gefährdung erforderli-
chen Kenntnisse, Fähigkeiten oder Kompetenzen erworben
hat. 3Die Ingenieurkammer trifft auf dieser Grundlage die Ent-
scheidung, ob sie die Erbringung der Dienstleistung erlaubt
oder untersagt. 4§ 13 Abs. 4 Sätze 2 bis 4, 7 und 8 gilt entspre-
chend.

§ 21

Tragwerksplanerinnen und Tragwerksplaner

(1) 1In die Liste der Tragwerksplanerinnen und Tragwerks-
planer wird auf Antrag eingetragen, wer

1. aufgrund eines Studiums des Hochbaus (Artikel 49 Abs. 1
der Richtlinie 2005/36/EG) oder des Bauingenieurwesens
die Berufsbezeichnung „Ingenieurin“ oder „Ingenieur“
führen darf und nach dem Studium mindestens drei Jahre
lang in der Tragwerksplanung tätig gewesen ist oder

2. die Berufsbezeichnung „Architektin“ oder „Architekt“ füh-
ren darf und mindestens drei Jahre lang in der Tragwerks-
planung tätig gewesen ist.

2Im Fall des Satzes 1 Nr. 1 setzt die Eintragung außerdem vor-
aus, dass die Tragwerksplanerin oder der Tragwerksplaner
Mitglied der Ingenieurkammer oder der entsprechenden Kam-
mer eines anderen Bundeslandes ist.

(2) Die Eintragung in die Liste der Tragwerksplanerinnen
und Tragwerksplaner ist zu versagen, wenn Tatsachen vorlie-
gen, aus denen sich ergibt, dass die Antragstellerin oder der
Antragsteller nicht die für den Beruf erforderliche Zuverläs-
sigkeit besitzt.

(3) Für das Eintragungsverfahren gelten § 9 Abs. 1, 2 und 4
sowie § 10 Abs. 3 Satz 4 entsprechend. 

(4) Die in der Liste der Tragwerksplanerinnen und Trag-
werksplaner eingetragenen Personen, die nicht Mitglied der
Ingenieurkammer sind, haben der Ingenieurkammer unver-
züglich anzuzeigen

1. die Beendigung ihrer Mitgliedschaft in der entsprechen-
den Kammer eines anderen Bundeslandes und 

2. den Wegfall der Berechtigung zum Führen der Berufsbe-
zeichnung „Architektin“ oder „Architekt“.

(5) 1Den in der Liste der Tragwerksplanerinnen und Trag-
werksplaner eingetragenen Personen ist gleichgestellt, wer in
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union, einem anderen
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum oder in einem durch Abkommen gleichgestellten
Staat als Tragwerksplanerin oder Tragwerksplaner rechtmä-
ßig niedergelassen ist, diesen Beruf im Rahmen des europäi-
schen Dienstleistungsverkehrs nur vorübergehend und gele-
gentlich in Niedersachsen ausübt und die Erbringung der
Dienstleistung nach Maßgabe des Satzes 2 in Verbindung mit
§ 20 Abs. 2 bei der Ingenieurkammer angezeigt hat, wenn die
Ingenieurkammer die Erbringung der Dienstleistung nicht
nach Satz 2 in Verbindung mit § 20 Abs. 1 Satz 4 oder Abs. 3
Satz 3 untersagt hat. 2§ 20 Abs. 1 Sätze 2 bis 4 sowie Abs. 2
und 3 gilt entsprechend.

S e c h s t e s  K a p i t e l

Bescheinigungen, Streichung von Eintragungen

§ 22

Bescheinigungen

Die Ingenieurkammer stellt die für die Berufsausübung be-
nötigten Bescheinigungen aus.

§ 23

Streichung von Eintragungen

(1) 1Die Eintragung in der Liste der Beratenden Ingenieurin-
nen und Ingenieure ist zu streichen, wenn

1. die eingetragene Person verstorben ist,

2. die eingetragene Person die Streichung beantragt,

3. die Eintragungsvoraussetzungen

a) nicht vorgelegen haben oder

b) nicht mehr vorliegen

oder

4. in einem berufsgerichtlichen Verfahren rechtskräftig auf
Streichung der Eintragung in der Liste der Beratenden In-
genieurinnen und Ingenieure erkannt wurde.

2In den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 Buchst. a kann die Eintra-
gung mit Wirkung für die Vergangenheit gestrichen werden;
§ 48 Abs. 2 bis 4 VwVfG gilt entsprechend.

(2) Für die Eintragung in der Liste der Entwurfsverfasserin-
nen und Entwurfsverfasser und in der Liste der Tragwerkspla-
nerinnen und Tragwerksplaner gilt Absatz 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 3
und Satz 2 entsprechend.

(3) 1Die Eintragung in dem Verzeichnis der auswärtigen Be-
ratenden Ingenieurinnen und auswärtigen Beratenden Inge-
nieure ist zu streichen, wenn

1. eine Voraussetzung nach Absatz 1 Satz 1 vorliegt,

2. der Beruf nicht mehr unter einer Berufsbezeichnung nach
§ 1 Abs. 2 oder 3 Satz 1 in Niedersachsen ausgeübt wird
oder

3. eine Anzeige nach § 13 Abs. 3 in den drei vorausgegange-
nen Kalenderjahren nicht bei der Ingenieurkammer einge-
gangen ist.

2Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(4) 1Die Eintragung in der Gesellschaftsliste der Beratenden In-
genieurinnen und Ingenieure oder dem Verzeichnis der
auswärtigen Gesellschaften ist zu streichen, wenn

1. die Gesellschaft aufgelöst ist,

2. die Gesellschaft die Streichung beantragt,
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3. eine Bezeichnung nach § 1 Abs. 2 oder 3 Satz 1 im Namen
oder in der Firma der Gesellschaft nicht mehr geführt
wird,

4. eine Anzeige nach § 18 Abs. 4 Satz 2 in den drei vorausge-
gangenen Kalenderjahren nicht bei der Ingenieurkammer
eingegangen ist,

5. die Eintragungsvoraussetzungen

a) nicht vorgelegen haben oder

b) nicht mehr vorliegen

oder

6. in einem berufsgerichtlichen Verfahren rechtskräftig auf
Streichung der Eintragung in der Gesellschaftsliste der Be-
ratenden Ingenieurinnen und Ingenieure erkannt wurde.

2In den Fällen des Satzes 1 Nr. 5 Buchst. a gilt Absatz 1 Satz 2
entsprechend. 3Wenn eine Eintragungsvoraussetzung nach
§ 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 oder 7 nicht mehr vorliegt oder die
Gesellschaft ihren Sitz nicht mehr in Niedersachsen hat, setzt
die Ingenieurkammer der Gesellschaft vor der Streichung eine
Frist von höchstens einem Jahr, um die Eintragungsvorausset-
zung wieder zu erfüllen. 4Liegt die Eintragungsvoraussetzung
wegen des Todes einer Gesellschafterin, eines Gesellschafters
oder einer zur Geschäftsführung befugten Person nicht mehr
vor, so soll die Frist nach Satz 3 mindestens ein Jahr und
höchstens zwei Jahre betragen.

Z w e i t e r  T e i l

Ingenieurkammer

E r s t e s  K a p i t e l

Allgemeines

§ 24

Ingenieurkammer Niedersachsen

(1) 1In Niedersachsen besteht eine Ingenieurkammer. 2Sie
führt die Bezeichnung „Ingenieurkammer Niedersachsen“.

(2) 1Die Ingenieurkammer ist eine Körperschaft des öffent-
lichen Rechts. 2Sie führt ein Dienstsiegel.

(3) Sitz der Ingenieurkammer ist Hannover.

(4) Die Ingenieurkammer kann Bezirksstellen errichten.

§ 25

Mitgliedschaft, Liste der freiwilligen Mitglieder

(1) Kammermitglieder der Ingenieurkammer sind die Pflicht-
mitglieder und die freiwilligen Mitglieder.

(2) Die in der Liste der Beratenden Ingenieurinnen und In-
genieure eingetragenen Personen gehören der Ingenieurkam-
mer als Pflichtmitglieder an.

(3) 1Die in der Liste der freiwilligen Mitglieder eingetrage-
nen Personen gehören der Ingenieurkammer als freiwillige
Mitglieder an. 2In die Liste der freiwilligen Mitglieder wird auf
Antrag eingetragen, wer nach § 6 berechtigt ist, die Berufsbe-
zeichnung „Ingenieurin“ oder „Ingenieur“ zu führen. 3Die Ein-
tragung in die Liste der freiwilligen Mitglieder ist zu versagen,
wenn Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass die An-
tragstellerin oder der Antragsteller nicht die für den Beruf er-
forderliche Zuverlässigkeit besitzt. 4Für das Eintragungsver-
fahren gelten die §§ 5 und 9 Abs. 1, 2 und 4 sowie § 10 Abs. 3
entsprechend. 5Für die Streichung von Eintragungen in der
Liste der freiwilligen Mitglieder gilt § 23 Abs. 1 entsprechend.

§ 26

Auskunftspflicht der Kammermitglieder
1Die Kammermitglieder sind verpflichtet, der Ingenieur-

kammer die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Aus-
künfte zu geben. 2Eine Auskunftspflicht besteht nicht, wenn
sich das Kammermitglied durch die Auskunft der Verfolgung

wegen einer mit Strafe oder Geldbuße bedrohten Handlung
oder einem Disziplinarverfahren oder berufsgerichtlichen
Verfahren aussetzen würde. 3Die Pflicht zur Amtsverschwie-
genheit der im öffentlichen Dienst stehenden Kammermitglie-
der bleibt unberührt.

§ 27

Aufgaben der Ingenieurkammer

(1) Aufgabe der Ingenieurkammer ist es,

1. die Ingenieurtätigkeit im Interesse der Allgemeinheit, des
wissenschaftlichen Fortschritts und der Technik- und
Baukultur sowie zum Schutz der Umwelt zu fördern,

2. die beruflichen Belange der Gesamtheit der Kammermit-
glieder wahrzunehmen und das Ansehen des Berufsstan-
des zu wahren und zu fördern,

3. die Einhaltung der Berufspflichten der Kammermitglie-
der und der auswärtigen Beratenden Ingenieurinnen und
Ingenieure sowie die Einhaltung der für die Gesellschaf-
ten und die auswärtigen Gesellschaften Beratender Inge-
nieurinnen und Ingenieure nach § 40 Abs. 5 geltenden
Pflichten zu überwachen,

4. die berufliche Aus-, Fort- und Weiterbildung der Kam-
mermitglieder zu fördern,

5. die in diesem Gesetz geregelten Listen und Verzeichnisse
zu führen, Genehmigungen nach § 7 Abs. 1 zu erteilen
sowie dieses Gesetz auch im Übrigen auszuführen, soweit
nicht die Zuständigkeit einer anderen Stelle bestimmt ist,

6. in Fragen der Berufsausbildung und Berufsausübung zu
beraten,

7. auf die Beilegung von Streitigkeiten hinzuwirken, die
sich aus der Berufsausübung zwischen Kammermitglie-
dern, zwischen den in die Gesellschaftsliste der Beraten-
den Ingenieurinnen und Ingenieure eingetragenen Gesell-
schaften, zwischen einem Kammermitglied und einer in
die Gesellschaftsliste der Beratenden Ingenieurinnen und
Ingenieure eingetragenen Gesellschaft oder zwischen die-
sen und Dritten ergeben,

8. in Angelegenheiten des Ingenieurwesens und der Inge-
nieurinnen und Ingenieure gegenüber Behörden oder Ge-
richten Stellung zu nehmen, Vorschläge zu machen und
Gutachten zu erstellen,

9. Sachverständige auf dem Gebiet des Ingenieurwesens
öffentlich zu bestellen, zu vereidigen und anzuerkennen,
auf Anforderung Sachverständige vorzuschlagen und das
Sachverständigenwesen zu fördern,

10. im Wettbewerbswesen beratend tätig zu sein und die
Übereinstimmung der Verfahrensbedingungen mit den
bundes-, landes- und berufsrechtlichen Vorschriften zu
überwachen und

11. die Einhaltung der Versicherungspflichten nach diesem
Gesetz zu überwachen sowie als zuständige Stelle nach
§ 117 Abs. 2 des Versicherungsvertragsgesetzes tätig zu
werden.

(2) Zur Durchführung der Aufgaben nach Absatz 1 Nrn. 1, 2
und 4 kann die Ingenieurkammer nach Zustimmung der Auf-
sichtsbehörde privatrechtliche Einrichtungen schaffen und
sich an der Schaffung von privatrechtlichen Einrichtungen so-
wie an bestehenden privatrechtlichen Einrichtungen beteiligen.

(3) Die Ingenieurkammer nimmt

1. die Aufgaben in Bezug auf die auswärtigen Beratenden In-
genieurinnen und Ingenieure, auf die in § 16 Abs. 1 ge-
nannten Gesellschaften und auf die auswärtigen Gesell-
schaften Beratender Ingenieurinnen und Ingenieure,

2. das Führen der Liste  der Entwurfsverfasserinnen und Ent-
wurfsverfasser sowie der Tragwerksplanerinnen und Trag-
werksplaner und die Aufgaben nach § 20,
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3. die Aufgabe nach § 22 dieses Gesetzes, soweit sie Beschei-
nigungen nach der Richtlinie 2005/36/EG betrifft, sowie
die Aufgabe nach § 17 NBQFG,

4. die Aufgaben nach § 53 Abs. 5 bis 8 der Niedersächsischen
Bauordnung,

5. die Aufgaben nach den §§ 8 a bis 8 e VwVfG und

6. die Ahndung und Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten
nach diesem Gesetz

im übertragenen Wirkungskreis wahr.

§ 28

Satzungen

(1) 1Die Ingenieurkammer gibt sich eine Hauptsatzung. 2Die
Hauptsatzung muss Bestimmungen enthalten über

1. die Rechte und Pflichten der Kammermitglieder,

2. die Geschäftsführung, die Vertretung und die Verwaltung
der Ingenieurkammer,

3. die Mitgliederzahl und die Zusammensetzung der Vertre-
terversammlung und des Vorstandes sowie eine angemes-
sene Berücksichtigung der Pflichtmitglieder und der frei-
willigen Mitglieder in der Vertreterversammlung und im
Vorstand,

4. die Bildung und Besetzung von Ausschüssen, deren Auf-
gaben und Arbeitsweise sowie die Zuziehung von Sach-
verständigen,

5. die Einberufung und die Geschäftsordnung der Vertreter-
versammlung, 

6. die Entschädigung für die Tätigkeit in den Organen und
Ausschüssen, im Beirat der Versorgungseinrichtung sowie
die Entschädigung der Sachverständigen und

7. die Form und die Art der Bekanntmachungen.

(2) Beschlüsse über die Hauptsatzung und die weiteren in
diesem Gesetz genannten Satzungen bedürfen der Genehmi-
gung durch die Aufsichtsbehörde.

(3) Neben den in diesem Gesetz genannten Satzungen kann
die Ingenieurkammer zur Regelung ihrer Angelegenheiten
auch im Übrigen Satzungen erlassen.

(4) Beschlüsse über Satzungen sind in der von der Hauptsat-
zung bestimmten Form und Art bekannt zu machen.

§ 29

Beiträge und Kosten, Finanzwesen

(1) 1Der Finanzbedarf der Ingenieurkammer zur Erfüllung
der Aufgaben ihres eigenen Wirkungskreises wird, soweit er
nicht anderweitig bestritten werden kann, durch Beiträge der
Kammermitglieder gedeckt. 2Die Ingenieurkammer erlässt für
die Erhebung der Beiträge eine Beitragssatzung. 3Die Beiträge
können nach der Höhe der Einnahmen gestaffelt werden. 4Für
Kammermitglieder, die nur geringe oder keine Einnahmen ha-
ben, ist der Beitrag auf Antrag zu ermäßigen. 5Ein von der In-
genieurkammer ausgefertigter Auszug aus dem Verzeichnis
der Beitragsrückstände ist Vollstreckungsurkunde im Sinne
des § 2 Abs. 2 Nr. 5 des Niedersächsischen Verwaltungsvoll-
streckungsgesetzes.

(2) Die Ingenieurkammer erhebt innerhalb ihres eigenen
Wirkungskreises für

1. Amtshandlungen,

2. die Benutzung von Einrichtungen und Gegenständen so-
wie

3. sonstige Leistungen, die nicht Amtshandlungen sind,

Kosten (Gebühren und Auslagen), soweit dies in einer Ausla-
gen- und Gebührensatzung bestimmt ist.

(3) 1Die Ingenieurkammer hat eine Satzung über den Wirt-
schaftsplan und die Rechnungslegung zu erlassen, die Bestim-
mungen über die Aufstellung und Durchführung des Wirt-
schaftsplans, die Kassen- und Buchführung sowie die Rech-
nungslegung und -prüfung enthält. 2Sie hat für jedes Wirt-
schaftsjahr einen Wirtschaftsplan aufzustellen und einen Jah-
resabschluss zu fertigen. 3Mit der Prüfung des Jahresabschlus-
ses ist eine Wirtschaftsprüferin oder ein Wirtschaftsprüfer zu
beauftragen.

§ 30

Aufsicht

(1) Die Ingenieurkammer unterliegt in Angelegenheiten des
eigenen Wirkungskreises der Rechtsaufsicht und in Angele-
genheiten des übertragenen Wirkungskreises (§ 27 Abs. 3) der
Fachaufsicht des Fachministeriums (Aufsichtsbehörde). 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann jederzeit von der Ingenieur-
kammer Auskunft über deren Angelegenheiten verlangen.

(3) 1Zu den Sitzungen der Vertreterversammlung ist die
Aufsichtsbehörde rechtzeitig einzuladen. 2Ihrer Vertreterin
oder ihrem Vertreter ist auf Verlangen jederzeit das Wort zu
erteilen. 3Eine Sitzung der Vertreterversammlung ist auf Ver-
langen der Aufsichtsbehörde unverzüglich einzuberufen.

(4) Beschlüsse der Ingenieurkammer, die der Genehmigung
der Aufsichtsbehörde bedürfen, werden erst mit der Genehmi-
gung wirksam.

(5) 1Die Ingenieurkammer erstattet der Aufsichtsbehörde
jährlich einen Bericht über das abgelaufene Geschäftsjahr.
2Sie legt der Aufsichtsbehörde unverzüglich nach Beschluss-
fassung den Wirtschaftsplan und die Feststellung des Jahres-
abschlusses vor.

§ 31

Durchführung der Aufsicht

(1) Die Aufsichtsbehörde hat darüber zu wachen, dass die
Ingenieurkammer ihre Tätigkeit im Rahmen ihres Aufgaben-
bereichs im Einklang mit den gesetzlichen und satzungsrecht-
lichen Bestimmungen und auf der Grundlage eines geord-
neten Finanzgebarens ausübt.

(2) 1Die Aufsichtsbehörde kann Beschlüsse und andere
Maßnahmen der Ingenieurkammer beanstanden, wenn sie
das Gesetz oder eine Satzung der Ingenieurkammer verletzen.
2Beanstandete Beschlüsse und Maßnahmen dürfen nicht voll-
zogen werden; die Aufsichtsbehörde kann verlangen, dass be-
reits getroffene Maßnahmen rückgängig gemacht werden.

(3) 1Erfüllt die Ingenieurkammer ihr obliegende Pflichten
oder Aufgaben nicht, so kann die Aufsichtsbehörde anordnen,
dass die Ingenieurkammer innerhalb einer bestimmten Frist
das Erforderliche veranlasst. 2Kommt die Ingenieurkammer
der Anordnung nicht innerhalb der Frist nach, so kann die
Aufsichtsbehörde die Anordnung anstelle und auf Kosten der
Ingenieurkammer selbst durchführen oder durch einen ande-
ren durchführen lassen.

(4) Wenn und solange die ordnungsgemäße Geschäftsfüh-
rung der Ingenieurkammer nicht gewährleistet ist und andere
Aufsichtsmittel nicht ausreichen, kann die Aufsichtsbehörde
eine Person damit beauftragen, einzelne oder sämtliche Auf-
gaben der Ingenieurkammer auf deren Kosten wahrzunehmen.

§ 32

Versorgungseinrichtung

(1) 1Die Ingenieurkammer kann durch Satzung eine Versor-
gungseinrichtung für ihre Mitglieder und deren Familien
schaffen. 2Die Kammermitglieder sind zugleich Mitglieder der
Versorgungseinrichtung. 3Die Satzung kann eine Befreiung
von der Pflichtmitgliedschaft vorsehen und eine Altersgrenze
für die Mitgliedschaft bestimmen.
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(2) Die Ingenieurkammer kann die Mitglieder einer anderen
Kammer für denselben Beruf mit Zustimmung der anderen
Kammer als Mitglieder der Versorgungseinrichtung aufneh-
men.

(3) 1Die Versorgungseinrichtung kann im Rechtsverkehr un-
ter ihrem eigenen Namen handeln, klagen und verklagt wer-
den. 2Sie verwaltet ein eigenes Vermögen, das nicht für Ver-
bindlichkeiten der Ingenieurkammer haftet. 3Das Vermögen
der Ingenieurkammer haftet nicht für Verbindlichkeiten der
Versorgungseinrichtung.

(4) 1Die Versorgungseinrichtung wird durch einen Verwal-
tungsrat geleitet. 2Die Vertreterversammlung wählt die Mit-
glieder des Verwaltungsrats. 3Der Verwaltungsrat wählt aus
seiner Mitte das vorsitzende Mitglied, das die Versorgungsein-
richtung gerichtlich und außergerichtlich vertritt, sowie eine
Stellvertreterin oder einen Stellvertreter. 4Der Verwaltungsrat
kann eine Geschäftsführerin oder einen Geschäftsführer oder
mehrere Geschäftsführerinnen oder Geschäftsführer bestellen.
5Erklärungen, die die Versorgungseinrichtung vermögensrecht-
lich verpflichten, müssen schriftlich abgefasst und von dem
vorsitzenden Mitglied des Verwaltungsrats oder dessen Stell-
vertreterin oder Stellvertreter und einer weiteren, durch die
Satzung bestimmten Person in schriftlicher Form oder in elek-
tronischer Form mit einer dauerhaft überprüfbaren qualifi-
zierten elektronischen Signatur abgegeben werden. 6Satz 5 gilt
nicht für Geschäfte der laufenden Verwaltung. 7Die Vertreter-
versammlung kann einen Beirat berufen, der den Verwal-
tungsrat und die Geschäftsführung bei deren Tätigkeit berät.
8Die Beiratsmitglieder sind ehrenamtlich tätig. 9Das Nähere
wird durch die Satzung bestimmt.

(5) Die Versorgungseinrichtung gewährt

1. Altersrente,

2. Berufsunfähigkeitsrente,

3. Witwenrente, Witwerrente und Rente für hinterbliebene
Lebenspartnerinnen und Lebenspartner,

4. Waisenrente und

5. andere durch Satzung vorgesehene Leistungen.

(6) 1Die Versorgungseinrichtung erhebt von ihren Mitglie-
dern die zur Erbringung der Versorgungsleistungen notwendi-
gen Beiträge. 2Die Höhe der Beiträge richtet sich grundsätzlich
nach den Beiträgen, die für pflichtversicherte Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer zur gesetzlichen Rentenversiche-
rung zu leisten sind.

(7) Durch Satzung ist zu bestimmen,

1. wer versicherungspflichtig ist,

2. wer von der Versicherungspflicht befreit werden kann,

3. wie hoch die Beiträge sind,

4. welche Höhe die Versorgungsleistungen nach Absatz 5 ha-
ben und

5. wann die Mitgliedschaft in der Versorgungseinrichtung
beginnt und endet.

§ 33

Datenverarbeitung

(1) Die Ingenieurkammer darf zur Erfüllung ihrer Aufgaben
in dem erforderlichen Umfang personenbezogene Daten ver-
arbeiten, insbesondere über 

1. Personen und Gesellschaften, die in den von der Inge-
nieurkammer nach gesetzlichen Vorschriften zu führen-
den Listen oder Verzeichnissen eingetragen sind oder in
diese Listen oder Verzeichnisse eingetragen werden wol-
len,

2. Gesellschafterinnen, Gesellschafter, zur Geschäftsführung
befugte Personen und sonstige gesetzliche Vertreterinnen

und Vertreter der in Nummer 1 genannten Gesellschaften
und der auswärtigen Gesellschaften Beratender Ingenieu-
rinnen und Ingenieure sowie 

3. Personen und Gesellschaften, die unbefugt nach § 1 ge-
schützte Bezeichnungen führen oder anderweitig verwen-
den oder dies zulassen.

(2) 1In die Liste der Beratenden Ingenieurinnen und Inge-
nieure, die Liste der Entwurfsverfasserinnen und Entwurfs-
verfasser, die Liste der Tragwerksplanerinnen und Tragwerks-
planer und die Liste der freiwilligen Mitglieder sowie in das
Verzeichnis der auswärtigen Beratenden Ingenieurinnen und
Ingenieure sind einzutragen:

1. Familien-, Vor- und Geburtsnamen, akademische Grade,

2. Anschrift der beruflichen Niederlassung oder des Dienst-
oder Beschäftigungsortes sowie

3. Datum der Eintragung.
2In die Liste der Beratenden Ingenieurinnen und Ingenieure
und in die Liste der freiwilligen Mitglieder sind zudem die
Fachrichtung und die Beschäftigungsart einzutragen.

(3) 1In die Gesellschaftsliste der Beratenden Ingenieurinnen
und Ingenieure sind einzutragen:

1. das Registergericht, die Registernummer, das Datum der
Eintragung beim Registergericht,

2. die Firma oder der Name der Gesellschaft,

3. die Namen, die Anschrift und die Berufsqualifikation der
Gesellschafterinnen und Gesellschafter, der zur Geschäfts-
führung befugten Personen sowie der sonstigen gesetzli-
chen Vertreterinnen und Vertreter sowie

4. die Anschrift des Sitzes und die Anschriften von Nieder-
lassungen.

2Für Eintragungen in das Verzeichnis der auswärtigen Gesell-
schaften gilt Satz 1 entsprechend.

(4) 1Die Ingenieurkammer darf die in den Absätzen 2 und 3
genannten Daten nach der Eintragung, soweit die betroffene
Person oder Gesellschaft nicht widerspricht, veröffentlichen
und an andere zum Zweck der Veröffentlichung übermitteln.
2Die Ingenieurkammer hat die betroffenen Personen und Ge-
sellschaften anlässlich der Eintragung auf die Möglichkeit des
Widerspruchs hinzuweisen.

(5) Wer der Ingenieurkammer ein berechtigtes Interesse dar-
legt, hat Anspruch auf Auskunft über die nach Absatz 1 verar-
beiteten Daten in dem erforderlichen Umfang.

Z w e i t e s  K a p i t e l

Organe der Ingenieurkammer,
Schlichtungsausschuss, Verschwiegenheit

§ 34

Organe

(1) Organe der Ingenieurkammer sind

1. die Vertreterversammlung,

2. der Vorstand,

3. der Eintragungsausschuss und

4. der Verwaltungsrat (§ 32 Abs. 4 Satz 1).

(2) Die Mitglieder der Organe sind mit Ausnahme des vor-
sitzenden Mitglieds des Eintragungsausschusses ehrenamtlich
tätig. 

§ 35

Vertreterversammlung

(1) 1Die Mitglieder der Vertreterversammlung werden in all-
gemeiner, unmittelbarer, freier und geheimer Wahl von den
Kammermitgliedern gewählt. 2Die Wahlperiode beträgt fünf
Jahre.
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(2) 1Das Nähere über die Ausübung des Wahlrechts, über
die Durchführung der Wahl und das vorzeitige Ausscheiden
aus der Vertreterversammlung wird durch eine Wahlsatzung
geregelt. 2In der Wahlsatzung kann bestimmt werden, dass die
Vertreterinnen und Vertreter der Pflichtmitglieder und der
freiwilligen Mitglieder jeweils in getrennten Wahlgruppen zu
wählen sind.

(3) 1Die Vertreterversammlung

1. beschließt die Satzungen, einschließlich der Satzung
über die Versorgungseinrichtung,

2. beschließt den Wirtschaftsplan,

3. stellt den Jahresabschluss fest,

4. wählt Rechnungsprüferinnen oder Rechnungsprüfer und
beschließt darüber, welche Wirtschaftsprüferinnen oder
Wirtschaftsprüfer mit der Prüfung des Jahresabschlusses
beauftragt werden,

5. beschließt über den Erwerb und die Veräußerung von
Grundstücken,

6. beschließt über die Schaffung von privatrechtlichen Ein-
richtungen und die Beteiligung an privatrechtlichen Ein-
richtungen (§ 27 Abs. 2),

7. beschließt über die Aufnahme von Darlehen,

8. wählt die Mitglieder des Vorstandes, beruft sie ab und be-
schließt über ihre Entlastung,

9. beschließt nach Maßgabe der Hauptsatzung über die Bil-
dung von Ausschüssen, wählt die Mitglieder der Aus-
schüsse und beruft sie ab, jedoch nicht hinsichtlich des
Eintragungsausschusses,

10. beschließt über die Vorschläge für die Bestellung der eh-
renamtlichen Richterinnen und Richter der Berufsgerich-
te und

11. beschließt nach Maßgabe der Hauptsatzung über die
Höhe der Entschädigung für Auslagen und Zeitversäum-
nis für die Tätigkeit in den Organen und Ausschüssen so-
wie für Sachverständige und Beiratsmitglieder.

2Satz 1 Nr. 5 findet auf Entscheidungen der Versorgungsein-
richtung keine Anwendung.

(4) 1Die Vertreterversammlung beschließt und wählt mit
der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder. 2Be-
schlüsse über die Hauptsatzung werden mit einer Mehrheit
von zwei Dritteln der Stimmen der anwesenden Mitglieder ge-
fasst. 3Die in Absatz 3 Satz 1 Nrn. 1, 2, 8 und 10 genannten Be-
schlüsse und Wahlen bedürfen auch der Mehrheit der
Stimmen der anwesenden Pflichtmitglieder.

§ 36

Vorstand

(1) 1Die Vertreterversammlung wählt aus ihrer Mitte den
Vorstand. 2Dieser besteht aus der Präsidentin oder dem Präsi-
denten, mindestens einer Vizepräsidentin oder einem Vize-
präsidenten und weiteren Vorstandsmitgliedern, deren An-
zahl in der Hauptsatzung bestimmt ist. 3Mindestens die Hälfte
der Vorstandsmitglieder sowie die Präsidentin oder der Präsi-
dent müssen Pflichtmitglieder sein.

(2) 1Die Amtszeit der Mitglieder des Vorstandes beträgt fünf
Jahre. 2Scheidet ein Mitglied des Vorstandes vorzeitig aus, so
wird in der nächsten Sitzung der Vertreterversammlung für
den Rest der Amtszeit ein neues Mitglied gewählt.

(3) 1Der Vorstand führt die Geschäfte der Ingenieurkammer.
2Er kann eine Geschäftsführerin oder einen Geschäftsführer
oder mehrere Geschäftsführerinnen oder Geschäftsführer be-
stellen. 3Der Vorstand beschließt die Höhe der Vergütung für
das vorsitzende Mitglied des Eintragungsausschusses und

schlägt dem Oberlandesgericht Celle die Richterinnen und
Richter auf Lebenszeit für die Berufsgerichte vor.

(4) 1Die Präsidentin oder der Präsident vertritt die Inge-
nieurkammer gerichtlich und außergerichtlich; im Verhinde-
rungsfall wird die Präsidentin oder der Präsident durch eine
Vizepräsidentin oder einen Vizepräsidenten, durch ein ande-
res Mitglied des Vorstandes oder durch eine Geschäftsführe-
rin oder einen Geschäftsführer vertreten. 2Erklärungen, die
die Ingenieurkammer vermögensrechtlich verpflichten, müs-
sen schriftlich abgefasst und von der Präsidentin oder dem
Präsidenten gemeinsam mit einem weiteren Vorstandsmit-
glied oder mit einer Geschäftsführerin oder einem Geschäfts-
führer in schriftlicher Form oder in elektronischer Form mit
einer dauerhaft überprüfbaren qualifizierten elektronischen
Signatur abgegeben werden. 3Satz 2 gilt nicht für Geschäfte
der laufenden Verwaltung.

§ 37

Eintragungsausschuss

(1) 1Der Eintragungsausschuss besteht aus einem vorsitzen-
den Mitglied und mindestens acht beisitzenden Mitgliedern.
2Das vorsitzende Mitglied muss die Befähigung zum Richter-
amt, die Befähigung für die Laufbahn der Laufbahngruppe 2
der Fachrichtung Allgemeine Dienste, die den Zugang für das
zweite Einstiegsamt eröffnet, oder eine gleichwertige Befähi-
gung besitzen. 3Die beisitzenden Mitglieder müssen Kammer-
mitglieder sein.

(2) 1Die Mitglieder des Eintragungsausschusses werden auf
Vorschlag des Vorstandes von der Aufsichtsbehörde bestellt.
2Die Amtszeit beträgt fünf Jahre. 3Scheidet ein Mitglied vorzei-
tig aus, so wird das nachfolgende Mitglied für die restliche
Amtszeit bestellt.

(3) Der Eintragungsausschuss trifft die Entscheidungen der
Ingenieurkammer, die sich auf die Liste der Beratenden Inge-
nieurinnen und Ingenieure, das Verzeichnis der auswärtigen
Beratenden Ingenieurinnen und Ingenieure, die Gesellschafts-
liste der Beratenden Ingenieurinnen und Ingenieure, die Liste
der Entwurfsverfasserinnen und Entwurfsverfasser, die Liste
der Tragwerksplanerinnen und Tragwerksplaner oder das Ver-
zeichnis der auswärtigen Gesellschaften beziehen.

(4) 1Der Eintragungsausschuss entscheidet über Eintragun-
gen und über Streichungen nach § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und
Abs. 4 Satz 1 Nr. 5 in der Besetzung mit dem vorsitzenden
Mitglied und vier beisitzenden Mitgliedern mit Stimmen-
mehrheit; zwei beisitzende Mitglieder sollen der Fachrich-
tung der Person, über deren Eintragung oder Streichung ent-
schieden wird, angehören. 2Die beisitzenden Mitglieder wer-
den vom vorsitzenden Mitglied von Fall zu Fall bestimmt.

(5) In den übrigen Fällen entscheidet der Eintragungsaus-
schuss durch sein vorsitzendes Mitglied.

(6) Das vorsitzende Mitglied des Eintragungsausschusses er-
hält für seine Tätigkeit eine Vergütung.

§ 38

Schlichtungsausschuss

1Zur freiwilligen gütlichen Beilegung von Streitigkeiten, die
sich aus der Berufsausübung zwischen Kammermitgliedern,
zwischen den in die Gesellschaftsliste der Beratenden Inge-
nieurinnen und Ingenieure eingetragenen Gesellschaften,
zwischen einem Kammermitglied und einer in die Gesell-
schaftsliste der Beratenden Ingenieurinnen und Ingenieure
eingetragenen Gesellschaft oder zwischen diesen und Dritten
ergeben, hat die Vertreterversammlung mindestens einen
Schlichtungsausschuss zu bilden. 2Der Schlichtungsausschuss
besteht aus drei Mitgliedern, von denen zwei Beratende Inge-
nieurinnen oder Ingenieure sein müssen. 3Das Nähere regelt
eine Schlichtungssatzung.
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§ 39

Verschwiegenheit

1Personen, die für die Ingenieurkammer oder die Versor-
gungseinrichtung nach § 32 tätig sind, sind zur Verschwie-
genheit über alle Angelegenheiten, die ihnen im Zusammen-
hang mit ihrer Tätigkeit bekannt geworden sind, verpflichtet.
2Sie dürfen die Kenntnis der nach Satz 1 geheim zu haltenden
Angelegenheiten nicht unbefugt verwerten. 3Die Sätze 1 und
2 gelten nicht für Mitteilungen im dienstlichen Verkehr und
über Tatsachen, die offenkundig sind oder die ihrer Bedeu-
tung nach der Geheimhaltung nicht bedürfen. 4Die Pflichten
nach den Sätzen 1 und 2 bestehen nach Beendigung der Tätig-
keit fort. 5Die Präsidentin oder der Präsident der Ingenieur-
kammer kann von der Pflicht zur Verschwiegenheit Befreiung
erteilen.

D r i t t e r  T e i l

Berufspflichten, Berufsgerichtsbarkeit, Rüge

§ 40

Berufspflichten

(1) 1Die Kammermitglieder haben ihren Beruf gewissenhaft
und unter Berücksichtigung der gesicherten technischen Er-
kenntnisse auszuüben. 2Sie müssen sich so verhalten, wie es
das Ansehen ihres Berufes erfordert.

(2) Die Kammermitglieder sind insbesondere verpflichtet,

1. sich beruflich fortzubilden und sich dabei auch über die
für ihre Berufsausübung geltenden Bestimmungen zu un-
terrichten,

2. die berechtigten Interessen der Auftraggeberin oder des
Auftraggebers und deren oder dessen Geschäfts- und Be-
triebsgeheimnisse zu wahren,

3. bei der Ausübung des Berufs darauf zu achten, dass das
Leben und die Gesundheit Dritter sowie Belange des Um-
weltschutzes und bedeutende Sachwerte nicht gefährdet
werden,

4. sich im Fall der eigenverantwortlichen Tätigkeit für ande-
re gegen Haftpflichtgefahren, die sich aus der ausschließli-
chen Wahrnehmung von Berufsaufgaben nach § 2 Abs. 1
ergeben, entsprechend dem Umfang und der Art der aus-
geübten Berufstätigkeiten, mindestens aber in dem Dek-
kungsumfang nach § 11 Abs. 1 Sätze 1 bis 3, zu versi-
chern,

5. sich gegenüber Berufsangehörigen und Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern sowie in der Zusammenarbeit mit Ange-
hörigen anderer Berufe kollegial zu verhalten,

6. Handlungen zu Zwecken des Wettbewerbs, die unlauter
sind, zu unterlassen,

7. sich an Wettbewerben nur zu beteiligen, wenn durch die
Verfahrensbedingungen ein fairer und lauterer Leistungs-
vergleich sichergestellt ist und in ausgewogener Weise den
partnerschaftlichen Belangen von Ausloberinnen und
Auslobern einerseits und Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern andererseits Rechnung getragen wird, und

8. im Zusammenhang mit ihrer Berufstätigkeit nur solche
Unterlagen zu unterschreiben, die von ihnen selbst oder
unter ihrer Leitung oder Verantwortung gefertigt wurden.

(3) 1Kammermitglieder, die in die Liste der Beratenden Inge-
nieurinnen und Ingenieure eingetragen sind, sind zudem zur
unabhängigen Berufsausübung verpflichtet. 2Sie dürfen insbe-
sondere nicht

1. eigene und fremde Produktions-, Handels- oder Lieferin-
teressen, die unmittelbar oder mittelbar im Zusammen-
hang mit der Berufstätigkeit stehen, verfolgen und

2. Provisionen, Rabatte und sonstige Vergünstigungen für
sich, für ihre Angehörigen sowie für ihre Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter annehmen oder sich versprechen lassen,
wenn sie im Zusammenhang mit der Berufstätigkeit ange-
boten werden.

3Sie haben ihre Pflicht nach § 11 Abs. 1 zu erfüllen.

(4) Auswärtige Beratende Ingenieurinnen und Ingenieure,
die berechtigt sind, die Berufsbezeichnung „Beratende Inge-
nieurin“ oder „Beratender Ingenieur“ zu führen, haben bei der
Ausübung von Tätigkeiten in Niedersachsen gemäß § 2 nach
Maßgabe des § 3 Abs. 2 die Berufspflichten nach den Absät-
zen 1 bis 3 zu erfüllen.

(5) 1Für Gesellschaften, die in der Gesellschaftsliste der Be-
ratenden Ingenieurinnen und Ingenieure eingetragen sind, so-
wie für auswärtige Gesellschaften Beratender Ingenieurinnen
und Ingenieure, soweit sie in Niedersachsen tätig und berech-
tigt sind, die Berufsbezeichnung „Beratende Ingenieurin“ oder
„Beratender Ingenieur“ in ihrem Namen oder ihrer Firma zu
führen, gelten die Absätze 1 und 2 Nrn. 2, 3 und 5 bis 7 sowie
Absatz 3 Sätze 1 und 2 entsprechend. 2Sie haben ihre Pflich-
ten nach § 17 Abs. 3, auch in Verbindung mit § 18 Abs. 2 Satz 2,
zu erfüllen.

§ 41

Ahndung von Berufsvergehen

(1) Verstöße gegen Berufspflichten nach § 40 (Berufsverge-
hen) werden im berufsgerichtlichen Verfahren oder durch
Rüge der Ingenieurkammer geahndet.

(2) 1Im berufsgerichtlichen Verfahren gegen eine natürliche
Person kann erkannt werden auf

1. Verweis,

2. Geldbuße bis zu 15 000 Euro,

3. Aberkennung der Mitgliedschaft in den Organen der Inge-
nieurkammer,

4. Aberkennung des Wahlrechts und der Wählbarkeit zu den
Organen der Ingenieurkammer bis zur Dauer von fünf Jah-
ren,

5. Streichung der Eintragung in der Liste der Beratenden In-
genieurinnen und Ingenieure, der Liste der freiwilligen
Mitglieder und dem Verzeichnis der auswärtigen Beraten-
den Ingenieurinnen und Ingenieure sowie in den Fällen
des § 12 Abs. 2 Satz 1 auf Untersagung des Führens der Be-
rufsbezeichnung.

2Neben einer Maßnahme nach Satz 1 Nr. 2 kann auf eine Maß-
nahme nach Satz 1 Nrn. 3 bis 5 erkannt werden.

(3) 1Im berufsgerichtlichen Verfahren gegen eine Gesell-
schaft kann erkannt werden auf

1. Verweis,

2. Geldbuße bis zu 50 000 Euro oder

3. Streichung der Eintragung in der Gesellschaftsliste der Be-
ratenden Ingenieurinnen und Ingenieure und dem Ver-
zeichnis der auswärtigen Gesellschaften.

2Neben einer Maßnahme nach Satz 1 Nr. 2 kann auf eine Maß-
nahme nach Satz 1 Nr. 3 erkannt werden.

(4) 1Auf Streichung der Eintragung in der Liste der Beraten-
den Ingenieurinnen und Ingenieure, der Gesellschaftsliste der
Beratenden Ingenieurinnen und Ingenieure, der Liste der frei-
willigen Mitglieder, dem Verzeichnis der auswärtigen Bera-
tenden Ingenieurinnen und Ingenieure sowie dem Verzeich-
nis der auswärtigen Gesellschaften darf das Gericht nur erken-
nen, wenn Berufspflichten gröblich oder wiederholt verletzt
wurden. 2Erkennt das Gericht auf Streichung, so bestimmt es
zugleich eine Frist, innerhalb derer ein neuer Antrag auf Ein-
tragung unzulässig ist. 3Die Frist muss mindestens ein Jahr
und darf höchstens fünf Jahre betragen.
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§ 42

Berufsgerichte

(1) Für Entscheidungen im ersten Rechtszug besteht ein Be-
rufsgericht, für Entscheidungen im Rechtsmittelzug ein Be-
rufsgerichtshof.

(2) Die Berufsgerichte haben ihren Sitz in Hannover und
führen die Bezeichnung „Berufsgericht der Ingenieurkammer
Niedersachsen“ und „Berufsgerichtshof der Ingenieurkammer
Niedersachsen“.

(3) 1Bei den Berufsgerichten wird je eine Geschäftsstelle ein-
gerichtet. 2Der Geschäftsgang wird durch Geschäftsordnungen
geregelt, die das Justizministerium nach Anhörung der Inge-
nieurkammer und der Vorsitzenden der Berufsgerichte erlässt.

(4) Die erforderlichen Bürokräfte, die Räume und die Finanz-
mittel für den Bedarf der Berufsgerichte stellt die Ingenieur-
kammer zur Verfügung.

(5) Das Berufsgericht entscheidet in der Besetzung mit einer
Richterin oder einem Richter auf Lebenszeit als Vorsitzender
oder Vorsitzendem und zwei Beratenden Ingenieurinnen oder
Ingenieuren als ehrenamtlichen Richterinnen oder ehrenamt-
lichen Richtern.

(6) Der Berufsgerichtshof entscheidet in der Besetzung mit
einer Richterin oder einem Richter auf Lebenszeit als Vorsit-
zender oder Vorsitzendem, zwei weiteren Richterinnen oder
Richtern auf Lebenszeit und zwei Beratenden Ingenieurinnen
oder Ingenieuren als ehrenamtlichen Richterinnen oder eh-
renamtlichen Richtern.

(7) 1Die Mitglieder der Berufsgerichte werden von dem
Oberlandesgericht Celle auf Vorschlag der Ingenieurkammer
und, soweit sie im öffentlichen Dienst stehen, im Einverneh-
men mit ihrer obersten Dienstbehörde für die Dauer von fünf
Jahren bestellt. 2Für jedes Mitglied ist eine Stellvertreterin oder
ein Stellvertreter zu bestellen.

(8) Zum Mitglied der Berufsgerichte dürfen nicht bestellt
werden

1. Beschäftigte der Aufsichtsbehörde,

2. nach § 31 Abs. 4 Beauftragte und deren Beschäftigte,

3. Mitglieder der Organe oder der Ausschüsse der Ingenieur-
kammer,

4. Beschäftigte der Ingenieurkammer,

5. Personen, gegen die wegen eines Verbrechens oder vor-
sätzlichen Vergehens öffentliche Klage erhoben ist oder ge-
gen die eine Disziplinarklage erhoben oder ein berufsge-
richtliches Verfahren eröffnet worden ist, während der Dauer
des Verfahrens,

6. Personen, die in einem Strafverfahren wegen eines Verbre-
chens oder vorsätzlichen Vergehens zu einer Freiheitsstrafe
verurteilt sind,

7. Personen, die infolge gerichtlicher Anordnung in der Ver-
fügung über ihr Vermögen beschränkt sind,

8. Personen, gegen die im berufsgerichtlichen Verfahren auf
Verweis oder Geldbuße von mehr als 500 Euro erkannt
worden ist oder denen die Mitgliedschaft in den Organen
der Ingenieurkammer oder ihrer Untergliederungen ab-
erkannt worden ist, für die Dauer von fünf Jahren nach
Rechtskraft des Urteils sowie

9. Personen, denen im berufsgerichtlichen Verfahren das
Wahlrecht oder die Wählbarkeit zu den Organen der Inge-
nieurkammer aberkannt worden ist, für die Dauer der Ab-
erkennung.

(9) Die Entschädigung für die Mitglieder der Berufsgerichte
sowie deren Stellvertreterinnen und Stellvertreter wird nach
Anhörung der Ingenieurkammer von dem Justizministerium
für die Dauer der Bestellung im Voraus festgesetzt.

§ 43

Dienstaufsicht über die Berufsgerichte,
Übertragung von Befugnissen

(1) Die Dienstaufsicht über die Berufsgerichte führt das Jus-
tizministerium.

(2) Das Justizministerium kann seine Befugnisse nach § 42
Abs. 3 und 9 auf nachgeordnete Behörden übertragen.

§ 44

Anwendung weiterer Vorschriften

(1) 1Für die Ahndung von Berufsvergehen gelten

1. § 60 Abs. 2, die §§ 61, 62, 64 und 65, § 66 mit Ausnahme
seines Absatzes 1 Satz 1 Nrn. 3 und 4, § 68 Abs. 3, § 70
Abs. 3, die §§ 71 und 72 Abs. 1 Nrn. 1 und 2, Abs. 2 Nrn. 1
und 3 und Abs. 4, die §§ 74 bis 78, 79 Abs. 1 und 2, die
§§ 80, 81 Abs. 1 und 2 sowie die §§ 82 bis 85 Abs. 1, 2 und 4
des Kammergesetzes für die Heilberufe (HKG) mit der Maß-
gabe, dass die Regelungen für „Kammermitglieder“ auch
auf die durch § 40 Abs. 4 und 5 erfassten natürlichen Per-
sonen und Gesellschaften Anwendung finden, sowie

2. die §§ 153 und 153 a der Strafprozessordnung (StPO)

entsprechend. 2§ 85 Abs. 4 Satz 1 HKG findet im Fall der Ein-
stellung des Verfahrens entsprechend § 153 Abs. 2 oder
§ 153 a StPO keine Anwendung.

(2) Die Tilgungsfrist nach § 66 Abs. 1 Satz 1 HKG beträgt in
den Fällen des § 41 Abs. 2 Nrn. 3 und 4 fünf Jahre und in den
Fällen des § 41 Abs. 2 Nr. 5 zehn Jahre.

(3) § 72 Abs. 3 HKG gilt mit der Maßgabe entsprechend,
dass der Berufsgerichtshof die Feststellungen trifft.

V i e r t e r  T e i l

Ordnungswidrigkeiten

§ 45

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer unbefugt 

1. eine Berufsbezeichnung nach § 1 Abs. 1 oder 2 führt oder
anderweitig verwendet oder 

2. eine ähnliche Bezeichnung nach § 1 Abs. 3 verwendet.

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer es als vertretungsbe-
rechtigtes Organ einer Gesellschaft zulässt, dass die Gesell-
schaft unbefugt 

1. eine Berufsbezeichnung nach § 1 Abs. 1 oder 2 führt oder
anderweitig verwendet oder

2. eine ähnliche Bezeichnung nach § 1 Abs. 3 verwendet.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu
15 000 Euro geahndet werden.

§ 46

Übergangsvorschrift
1Auf berufsgerichtliche Verfahren, die vor Inkrafttreten die-

ses Gesetzes eröffnet wurden, ist § 85 Abs. 3 HKG weiterhin
entsprechend anzuwenden. 2Auf berufsgerichtliche Verfah-
ren, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes eröffnet wurden und
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes entsprechend § 153 Abs. 2
oder § 153 a StPO eingestellt werden, ist § 85 Abs. 4 Satz 1
HKG weiterhin entsprechend anwendbar.

Artikel 2

Änderung der Niedersächsischen Bauordnung

Die Niedersächsische Bauordnung vom 3. April 2012 (Nds.
GVBl. S. 46), zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes vom
6. April 2017 (Nds. GVBl. S. 116), wird wie folgt geändert:
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1. § 53 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 3 erhält folgende Fassung:

„3. in der von der Ingenieurkammer Niedersach-
sen geführten Liste der Entwurfsverfasserin-
nen und Entwurfsverfasser (§ 19 des Nieder-
sächsischen Ingenieurgesetzes — NIngG —)
oder in einem entsprechenden Verzeichnis in
einem anderen Land eingetragen oder diesen
Personen nach § 20 NIngG gleichgestellt ist,“.

bb) Am Ende der Nummer 4 wird der Punkt durch das
Wort „oder“ ersetzt.

cc) Es wird die folgende Nummer 5 angefügt:

„5. die Berufsbezeichnung ,Innenarchitektin‘ oder
,Innenarchitekt‘ führen darf, für die mit der
Berufsaufgabe der Innenarchitektin und des
Innenarchitekten verbundenen baulichen Än-
derungen von Gebäuden.“

b) Die Absätze 4 bis 8 erhalten folgende Fassung:

„(4) Bauvorlageberechtigt für eine genehmigungsbe-
dürftige Baumaßnahme ist auch, wer

1. die Berufsbezeichnung ,Landschaftsarchitektin‘ oder
,Landschaftsarchitekt‘ führen darf, wenn die Bau-
maßnahme mit der Berufsaufgabe der Landschafts-
architektin und des Landschaftsarchitekten verbun-
den ist,

2. Meisterin oder Meister des Maurer-, des Betonbauer-
oder des Zimmerer-Handwerks oder diesen nach
§ 7 Abs. 3, 7 oder 9 der Handwerksordnung gleich-
gestellt ist, wenn Handwerksmeisterinnen und Hand-
werksmeister die Baumaßnahme aufgrund ihrer
beruflichen Ausbildung und Erfahrung entwerfen
können,

3. staatlich geprüfte Technikerin oder staatlich ge-
prüfter Techniker der Fachrichtung Bautechnik mit
Schwerpunkt Hochbau ist, in gleichem Umfang wie
die in Nummer 2 genannten Personen, oder

4. in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union, ei-
nem anderen Vertragsstaat des Abkommens über
den Europäischen Wirtschaftsraum oder einem
durch Abkommen gleichgestellten Staat einen Aus-
bildungsnachweis erworben hat, der aufgrund einer
schulrechtlichen Rechtsvorschrift als gleichwertig
mit dem Abschluss zur staatlich geprüften Techni-
kerin oder zum staatlich geprüften Techniker der
Fachrichtung Bautechnik mit Schwerpunkt Hoch-
bau anerkannt ist, in gleichem Umfang wie die in
Nummer 2 genannten Personen.

(5) 1Bauvorlageberechtigt für eine genehmigungsbe-
dürftige Baumaßnahme ist in gleichem Umfang wie die
in Absatz 4 Nr. 2 genannten Personen auch, wer in einem
Mitgliedstaat der Europäischen Union, einem anderen
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum oder einem durch Abkommen gleich-
gestellten Staat zur Erbringung von Entwurfsdienstleis-
tungen nach Absatz 4 Nr. 2 oder 3 rechtmäßig nieder-
gelassen ist, diesen Beruf im Rahmen des europäischen
Dienstleistungsverkehrs nur vorübergehend und gele-
gentlich in Niedersachsen ausübt und die Erbringung
der Dienstleistung nach Maßgabe der Absätze 6 und 7
bei der Ingenieurkammer angezeigt hat. 2Wenn weder
der Beruf noch die Ausbildung zu dem Beruf im Nie-
derlassungsstaat reglementiert ist, gilt Satz 1 nur dann,
wenn der Beruf in einem oder mehreren der in Satz 1
genannten Staaten während der vergangenen zehn Jah-
re ein Jahr lang ausgeübt wurde. 3Der vorübergehende
und gelegentliche Charakter der Berufsausübung wird
insbesondere anhand von Dauer, Häufigkeit, regelmä-
ßiger Wiederkehr und Kontinuität der Berufsausübung
in Niedersachsen beurteilt.

(6) 1Wer erstmals eine Dienstleistung gemäß Absatz 5
in Niedersachsen erbringen will, hat dies der Inge-
nieurkammer vorher schriftlich anzuzeigen, es sei denn,
dass sie oder er sich bereits in einem anderen Bundes-
land gemeldet hat. 2Das Verfahren kann auch über eine
einheitliche Stelle nach den Vorschriften des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes und des Niedersächsischen Ge-
setzes über Einheitliche Ansprechpartner abgewickelt
werden. 3Mit der Anzeige sind vorzulegen:

1. eine Bescheinigung darüber, dass die Dienstleiste-
rin oder der Dienstleister in einem in Absatz 5 Satz 1
genannten Staat zur Erbringung von Entwurfs-
dienstleistungen nach Absatz 4 Nr. 2 oder 3 recht-
mäßig niedergelassen ist, und darüber, dass ihr oder
ihm die Ausübung des Berufs nicht, auch nicht vor-
übergehend, untersagt ist,

2. ein Berufsqualifikationsnachweis und

3. für den Fall, dass weder der Beruf noch die Ausbil-
dung zu dem Beruf in dem Niederlassungsstaat re-
glementiert ist, ein Nachweis darüber, dass der
Beruf in einem oder mehreren der in Absatz 5 Satz 1
genannten Staaten während der vergangenen zehn
Jahre mindestens ein Jahr lang ausgeübt wurde.

4Das Verfahren kann abweichend von den Sätzen 1
und 3 elektronisch geführt werden, soweit Unterlagen in
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum ausgestellt oder aner-
kannt wurden. 5Im Fall begründeter Zweifel an der
Echtheit der nach Satz 4 übermittelten Unterlagen und
soweit unbedingt geboten, kann sich die Ingenieur-
kammer an die zuständige Behörde des Staates wen-
den, in dem die Unterlagen ausgestellt oder anerkannt
wurden, und die Dienstleisterin oder den Dienstleister
auffordern, beglaubigte Kopien vorzulegen.

(7) 1Ist seit der letzten Anzeige ein Jahr vergangen
und beabsichtigt die Dienstleisterin oder der Dienst-
leister weiterhin, Dienstleistungen gemäß Absatz 5 in
Niedersachsen zu erbringen, so hat sie oder er dies der
Ingenieurkammer anzuzeigen. 2Hat sich die in den bis-
her vorgelegten Dokumenten bescheinigte Situation
wesentlich geändert, so hat die Dienstleisterin oder der
Dienstleister dies unter Vorlage der entsprechenden
Dokumente anzuzeigen. 3Absatz 6 Sätze 2, 4 und 5 gilt
entsprechend.

(8) 1Die Ingenieurkammer bestätigt auf Antrag, dass
die Anzeige nach Absatz 6 oder 7 erfolgt ist. 2Sie kann
das Tätigwerden als Entwurfsverfasserin oder Entwurfs-
verfasser untersagen, wenn die Voraussetzungen der
Absätze 5 bis 7 nicht erfüllt sind.“

2. § 62 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe „Nr. 1, 2 oder 3 oder Abs. 4,
auch in Verbindung mit Abs. 8,“ durch die Angabe
„Nr. 1, 2, 3 oder 5“ ersetzt.

b) Satz 5 erhält folgende Fassung:

„5Bei Entwurfsverfasserinnen und Entwurfsverfassern,
die im Rahmen des europäischen Dienstleistungsver-
kehrs vorübergehend und gelegentlich in Niedersach-
sen tätig sind, gilt die Versicherungspflicht als erfüllt,
wenn sie die Architektenkammer oder die Ingenieur-
kammer oder die zuständige Kammer eines anderen
Bundeslandes über die Einzelheiten ihres Versiche-
rungsschutzes oder einer anderen Art des individuel-
len oder kollektiven Schutzes vor Haftpflichtgefahren
informiert haben.“

3. § 65 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Verweisung „§ 53 Abs. 3, 4
und 6 bis 8“ durch die Verweisung „§ 53 Abs. 3 Satz 2
Nrn. 1 bis 4, Abs. 4 Nrn. 2 bis 4 sowie Abs. 5 bis 8“ er-
setzt.
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b) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Nachweise der Standsicherheit, die nicht nach
Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 zu prüfen sind, müssen erstellt
sein von Personen, die in der von der Ingenieurkam-
mer Niedersachsen geführten Liste der Tragwerkspla-
nerinnen und Tragwerksplaner (§ 21 NIngG) oder in
einem entsprechenden Verzeichnis in einem anderen
Land eingetragen oder diesen Personen nach § 21 Abs. 5
NIngG gleichgestellt sind.“

c) Absatz 5 wird gestrichen.

d) Die bisherigen Absätze 6 bis 10 werden Absätze 5 bis 9.

e) Im neuen Absatz 5 werden die Worte „von den Absät-
zen 4 und 5“ durch die Worte „von Absatz 4“ ersetzt.

f) Der neue Absatz 6 erhält folgende Fassung:

„(6) 1Die Nachweise des Schall- und des Wärme-
schutzes müssen von Personen erstellt sein, die die An-
forderungen nach Absatz 4 oder § 53 Abs. 3 Satz 2
Nr. 1, 2 oder 3 erfüllen. 2Diese Nachweise können auch
erstellt sein

1. für die in § 53 Abs. 4 Nr. 2 genannten Baumaßnah-
men von Personen, die die Anforderungen nach

§ 53 Abs. 4 Nr. 2, 3 oder 4 oder Abs. 5 bis 8 erfüllen,
und

2. für die mit der Berufsaufgabe der Innenarchitektin
und des Innenarchitekten verbundenen Baumaß-
nahmen von Personen, die die Anforderungen nach
§ 53 Abs. 3 Satz 2 Nr. 5 erfüllen.“

g) Im neuen Absatz 8 Satz 1 wird die Verweisung „Absatz 8“
durch die Verweisung „Absatz 7“ ersetzt.

4. In § 66 Abs. 3 Satz 2 wird die Verweisung „§ 65 Abs. 9“
durch die Verweisung „§ 65 Abs. 8“ ersetzt.

5. In § 86 Abs. 2 wird die Verweisung „§ 65 Abs. 4 und 7“
durch die Verweisung „§ 65 Abs. 4 und 6“ ersetzt.

Artikel 3

Inkrafttreten

1Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft. 2Gleichzeitig tritt das Niedersächsische Ingenieurgesetz
vom 12. Juli 2007 (Nds. GVBl. S. 324, 434), zuletzt geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Dezember 2014 (Nds.
GVBl. S. 475), außer Kraft.

Hannover, den 25. September 2017

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Bernd  B u s e m a n n

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
zur Änderung der Niedersächsischen Bauordnung*)

Vom 25. September 2017

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Die Niedersächsische Bauordnung vom 3. April 2012 (Nds.
GVBl. S. 46), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 25. September 2017 (Nds. GVBl. S. 322), wird wie folgt
geändert:

1. Dem § 62 Abs. 1 werden die folgenden Sätze 4 und 5 ange-
fügt:

„4Die Sätze 1 und 2 gelten auch nicht für eine Baumaßnahme
innerhalb eines Achtungsabstands nach Satz 5 um einen Be-
triebsbereich im Sinne des § 3 Abs. 5 a des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes (BImSchG), durch die erstmalig oder
zusätzlich

1. dem Wohnen dienende Nutzungseinheiten von insge-
samt mehr als 5 000 m2 Grundfläche geschaffen werden
oder

2. die Möglichkeit der gleichzeitigen Nutzung einer öffent-
lich zugänglichen baulichen Anlage durch mehr als
100 Besucherinnen und Besucher geschaffen wird,

es sei denn, dass durch ein Gutachten einer oder eines nach
§ 29 b BImSchG bekannt gegebenen Sachverständigen nach-
gewiesen ist, dass die Baumaßnahme außerhalb des ange-
messenen Sicherheitsabstands im Sinne des § 3 Abs. 5 c
BImSchG zum Betriebsbereich durchgeführt wird. 5Der
Achtungsabstand nach Satz 4 beträgt, falls der Betriebsbe-
reich eine Biogasanlage ist, 200 m, andernfalls 2 000 m.“

2. § 68 wird wie folgt geändert:

a) Der Überschrift werden die Worte „und der Öffentlich-
keit“ angefügt.

b) Es werden die folgenden Absätze 5 bis 8 angefügt:

„(5) 1Die Bauaufsichtsbehörde hat

1. Baumaßnahmen nach § 62 Abs. 1 Satz 4 und

2. die Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung
baulicher Anlagen, die nach Durchführung der Bau-
maßnahme Sonderbauten nach § 2 Abs. 5 Satz 1
Nr. 9, 10, 11, 13 oder 14 sind und innerhalb eines
Achtungsabstands nach Satz 2 um einen Betriebs-
bereich im Sinne des § 3 Abs. 5 a BImSchG liegen,

nach vollständiger Beibringung der Unterlagen im Sinne
des § 67 in ihrem amtlichen Veröffentlichungsblatt und
außerdem entweder im Internet oder in örtlichen Ta-
geszeitungen, die am Ort der Baumaßnahme verbreitet
sind, öffentlich bekannt zu machen. 2Der Achtungsab-
stand nach Satz 1 beträgt, falls der Betriebsbereich eine
Biogasanlage ist, 200 m, andernfalls 2 000 m. 3Eine öf-
fentliche Bekanntmachung nach Satz 1 erfolgt nicht,
wenn

1. durch ein Gutachten einer oder eines nach § 29 b
BImSchG bekannt gegebenen Sachverständigen nach-
gewiesen ist, dass die Baumaßnahme außerhalb des
angemessenen Sicherheitsabstands im Sinne des § 3
Abs. 5 c BImSchG zum Betriebsbereich durchgeführt
wird, oder

2. dem Gebot, den angemessenen Sicherheitsabstand
zu wahren, bereits in einem für die Beurteilung der
Zulässigkeit der Baumaßnahme maßgeblichen Be-
bauungsplan durch verbindliche Vorgaben Rechnung
getragen worden ist.

*) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2012/18/EU des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 zur
Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen Stof-
fen, zur Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtlinie
96/82/EG des Rates (ABl. EU Nr. L 197 S. 1).

4Absatz 1 findet im Fall einer öffentlichen Bekanntma-
chung nach Satz 1 keine Anwendung. 5Eine öffentliche
Bekanntmachung ist entbehrlich, wenn durch eine Än-
derung einer baulichen Anlage, die ein Sonderbau nach
§ 2 Abs. 5 Satz 1 Nr. 9, 10, 11, 13 oder 14 ist, eine Erhö-
hung der Anzahl der Nutzerinnen und Nutzer oder der
Besucherinnen und Besucher nicht eintritt. 6Der Bauan-
trag und die Bauvorlagen sowie die entscheidungserheb-
lichen Berichte und Empfehlungen, die der Bauaufsichts-
behörde im Zeitpunkt der Bekanntmachung vorliegen,
sind nach Bekanntmachung einen Monat zur Einsicht
auszulegen. 7§ 10 Abs. 2 BImSchG gilt entsprechend.
8Weitere Informationen, die für die Entscheidung über
die Genehmigungsfähigkeit der Baumaßnahme von Be-
deutung sein können und die der Bauaufsichtsbehörde
erst nach Beginn der Auslegung vorliegen, sind der Öf-
fentlichkeit nach den Bestimmungen über den Zugang
zu Umweltinformationen zugänglich zu machen. 9Be-
steht für die Baumaßnahme eine Pflicht zur Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht), so muss die Be-
kanntmachung darüber hinaus den Anforderungen des
§ 19 Abs. 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVPG) entsprechen. 10Personen, deren Belange
durch die Baumaßnahme berührt werden, sowie Verei-
nigungen, welche die Anforderungen des § 3 Abs. 1 oder
des § 2 Abs. 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes erfül-
len, können bis einen Monat nach Ablauf der Auslegungs-
frist gegenüber der Bauaufsichtsbehörde schriftlich
Einwendungen erheben. 11Mit Ablauf der Einwendungs-
frist sind alle öffentlich-rechtlichen Einwendungen gegen
die Baumaßnahme für das Genehmigungsverfahren
ausgeschlossen. 12Einwendungen, die auf besonderen
privatrechtlichen Titeln beruhen, sind auf den Rechts-
weg vor den ordentlichen Gerichten zu verweisen.

(6) In der Bekanntmachung nach Absatz 5 Satz 1 ist
über Folgendes zu informieren:

1. den Gegenstand der Baumaßnahme,

2. gegebenenfalls die Feststellung der UVP-Pflicht der
Baumaßnahme nach § 5 UVPG sowie die Durch-
führung einer grenzüberschreitenden Beteiligung
nach den §§ 54 bis 56 UVPG,

3. die für die Genehmigung zuständige Behörde, bei der
der Bauantrag nebst Unterlagen zur Einsicht ausge-
legt wird, sowie wo und wann Einsicht genommen
werden kann,

4. dass etwaige Einwendungen von Personen und Ver-
einigungen nach Absatz 5 Satz 10 bei einer in der
Bekanntmachung bezeichneten Stelle innerhalb der
Einwendungsfrist nach Absatz 5 Satz 10 vorzubrin-
gen sind; dabei ist auf die Rechtsfolgen nach Absatz 5
Satz 11 hinzuweisen, 

5. die Art möglicher Entscheidungen oder, soweit vor-
handen, den Entscheidungsentwurf,

6. dass die Zustellung der Entscheidung über die Ein-
wendungen durch öffentliche Bekanntmachung er-
setzt werden kann,

7. gegebenenfalls weitere Einzelheiten des Verfahrens
zur Unterrichtung der Öffentlichkeit und Anhörung
der in Absatz 5 Satz 10 genannten Personen und
Vereinigungen.

(7) 1Wurde eine öffentliche Bekanntmachung der Bau-
maßnahme nach Absatz 5 durchgeführt, so sind in der
Begründung der Baugenehmigung die wesentlichen tat-
sächlichen und rechtlichen Gründe, die die Behörde zu
ihrer Entscheidung bewogen haben, sowie die Behand-



Nds. GVBl. Nr. 19/2017, ausgegeben am 29. 9. 2017

339

lung der Einwendungen und Angaben über das Verfah-
ren zur Beteiligung der Öffentlichkeit aufzunehmen.
2Die Baugenehmigung ist der Bauherrin oder dem Bau-
herrn sowie Personen und Vereinigungen nach Absatz 5
Satz 10, die Einwendungen erhoben haben, zuzustellen.
3Haben mehr als 50 Personen oder Vereinigungen nach
Absatz 5 Satz 10 Einwendungen erhoben, so kann die
Zustellung an diese durch die öffentliche Bekanntma-
chung nach Absatz 8 ersetzt werden. 

(8) 1Wurde eine öffentliche Bekanntmachung der Bau-
maßnahme nach Absatz 5 durchgeführt, so ist die Bau-
genehmigung öffentlich bekannt zu machen. 2Die
öffentliche Bekanntmachung wird dadurch bewirkt,
dass der verfügende Teil des Bescheids und die Rechts-
behelfsbelehrung in entsprechender Anwendung des
Absatzes 5 Satz 1 bekannt gemacht werden; auf Aufla-
gen ist hinzuweisen. 3Eine Ausfertigung der gesamten
Baugenehmigung ist ab dem Tag nach der Bekanntma-
chung zwei Wochen zur Einsicht auszulegen. 4In der
öffentlichen Bekanntmachung ist anzugeben, wo und
wann der Bescheid und seine Begründung eingesehen
und nach Satz 6 angefordert werden können. 5Mit dem
Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch Dritten
gegenüber, die keine Einwendungen erhoben haben,
als zugestellt; darauf ist in der Bekanntmachung hinzu-
weisen. 6Nach der öffentlichen Bekanntmachung kön-
nen der Bescheid und seine Begründung bis zum Ablauf
der Rechtsbehelfsfrist von Personen und Vereinigun-
gen nach Absatz 5 Satz 10, die Einwendungen erhoben
haben, schriftlich angefordert werden.“

3. § 74 wird wie folgt geändert:

a) Es wird der folgende neue Absatz 3 eingefügt:

„(3) Die Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 68 Abs. 5
und 6 und die öffentliche Bekanntmachung nach § 68
Abs. 8 führen

1. in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 die Bauverwaltung
des Bundes oder des Landes sowie

2. in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 das Staatliche Bau-
management Niedersachsen oder die Klosterkammer
Hannover

durch.“

b) Die bisherigen Absätze 3 bis 5 werden Absätze 4 bis 6.

c) Im neuen Absatz 6 wird die Angabe „Absätze 1 und 4“
durch die Angabe „Absätze 1 und 5“ ersetzt.

4. Nummer 11 des Anhangs (zu § 60 Abs. 1) wird wie folgt
geändert:

a) Am Ende der Nummer 11.14 wird der Punkt durch ein
Komma ersetzt.

b) Es wird die folgende Nummer 11.15 angefügt:

„11.15 ortsveränderlich genutzte und fahrbereit auf-
gestellte Geflügelställe zum Zweck der Frei-
landhaltung oder der ökologisch-biologischen
Geflügelhaltung, wenn diese einem landwirt-
schaftlichen Betrieb dienen und jeweils nicht
mehr als 450 m3 Brutto-Rauminhalt sowie eine
Auslauffläche haben, die mindestens 7 m2 je
Kubikmeter Brutto-Rauminhalt beträgt.“

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 25. September 2017

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Bernd  B u s e m a n n

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z 
zur Umsetzung des Krebsfrüherkennungs- und 

-registergesetzes in Niedersachsen

Vom 25. September 2017

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Gesetz über das Klinische Krebsregister Niedersachsen 
(GKKN)

I n h a l t s ü b e r s i c h t

E r s t e s  K a p i t e l

Zweck des Gesetzes, Aufgaben, Organisation 
und Definitionen

§ 1 Zweck des Gesetzes, Aufgaben des Klinischen Krebsregisters Nie-
dersachsen

§ 2 Organisation
§ 3 Begriffsdefinitionen

Z w e i t e s  K a p i t e l

Nutzerkreis, Meldung und Aufwandsentschädigung

§ 4 Nutzerkreis
§ 5 Meldepflicht
§ 6 Meldeanlass und Umfang der Meldung
§ 7 Meldeberechtigung
§ 8 Meldewege
§ 9 Aufwandsentschädigung

D r i t t e s  K a p i t e l

Aufgabenverteilung

§ 10 Vertrauensbereich des KKN
§ 11 Registerbereich des KKN
§ 12 Klinische Landesauswertungsstelle 
§ 13 Kooperierende Einrichtungen

V i e r t e s  K a p i t e l

Datenübermittlung

§ 14 Verarbeitung der Daten von anderen Krebs registrierenden Ein-
richtungen, der Kammern sowie von Forschungseinrichtungen

§ 15 Übermittlung von Daten an die Nutzerinnen und Nutzer
§ 16 Daten für Tumorkonferenzen
§ 17 Klärung von Einzelfragen mit Nutzerinnen und Nutzern
§ 18 Begleitung von Regionalen Qualitätskonferenzen und Bereit-

stellung von Daten
§ 19 Datenübermittlung an andere Krebs registrierende Einrichtungen
§ 20 Datenübermittlung an Dritte zur Qualitätssicherung oder für For-

schungszwecke
§ 21 Datenübermittlung für Abrechnungszwecke

F ü n f t e s  K a p i t e l

Veröffentlichung von Ergebnissen

§ 22 Jahresbericht

S e c h s t e s  K a p i t e l

Rechte der Betroffenen

§ 23 Widerspruch
§ 24 Auskunftsrecht 

S i e b t e s  K a p i t e l

Wissenschaftlicher Beirat

§ 25 Wissenschaftlicher Beirat

A c h t e s  K a p i t e l

Finanzierung

§ 26 Verteilung der Betriebskostenpauschale

N e u n t e s  K a p i t e l

Löschvorschriften, technisch-organisatorischer 
Datenschutz

§ 27 Löschvorschriften und technisch-organisatorischer Datenschutz
§ 28 Geheimhaltung von Schlüsseln

Z e h n t e s  K a p i t e l

Fachaufsicht, Zuständigkeiten

§ 29 Aufsicht, Aufgabenübertragung
§ 30 Verordnungsermächtigung

E l f t e s  K a p i t e l

Straftaten, Ordnungswidrigkeiten

§ 31 Straftaten
§ 32 Ordnungswidrigkeiten

Z w ö l f t e s  K a p i t e l

Schlussvorschriften

§ 33 Altfallregelung, Übernahme von Daten aus bestehenden Daten-
banken

§ 34 Fortfall der Aufgabenübertragung
§ 35 Probebetrieb
§ 36 Evaluation

E r s t e s  K a p i t e l

Zweck des Gesetzes, Aufgaben, Organisation 
und Definitionen

§ 1

Zweck des Gesetzes, Aufgaben des Klinischen 
Krebsregisters Niedersachsen

In Niedersachsen wird zur Verbesserung der Qualität der
onkologischen Versorgung ein landesweites Klinisches Krebs-
register Niedersachsen (KKN) eingerichtet, das die Aufgaben
nach § 65 c Abs. 1, Abs. 7 Satz 1, Abs. 8 und 9 Satz 2 des Fünf-
ten Buchs des Sozialgesetzbuchs (SGB V) wahrnimmt.

§ 2

Organisation
1Das KKN ist organisatorisch, räumlich und personell eigen-

ständig. 2Es besteht aus dem Vertrauensbereich mit einer Daten-
annahmestelle einschließlich eines Melderportals und einem
hiervon organisatorisch und personell abzugrenzenden Regis-
terbereich. 3Für die Aufgaben nach § 65 c Abs. 1 Satz 4 und
Abs. 7 Sätze 1 und 3 SGB V richtet das Land eine Klinische Lan-
desauswertungsstelle (KLast) ein.

§ 3

Begriffsdefinitionen

(1) Betroffene Personen sind Personen, bei denen eine Tu-
morerkrankung im Sinne von § 65 c Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 SGB V
vorliegt oder vorgelegen hat und die in Niedersachsen ihre
Hauptwohnung gemäß § 21 Abs. 2 des Bundesmeldegesetzes
haben oder gehabt haben oder in Niedersachsen behandelt
werden oder behandelt wurden. 

(2) Identitätsdaten sind folgende, die Identifizierung von Per-
sonen ermöglichende Daten: 

1. Familienname, Vornamen, frühere Namen, Titel,

2. Geschlecht,
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3. Anschrift,

4. Geburtsdatum,

5. Krankenversichertennummer gemäß § 290 SGB V oder eine
für privat versicherte, beihilfeberechtigte, heilfürsorgebe-
rechtigte oder einer weiteren Versicherungsform unterwor-
fene Personen vergleichbare Identifikationszeichenfolge
oder entsprechende Identifikationsmerkmale oder ein ent-
sprechendes Merkmal für nicht versicherte Personen,

6. Patientenidentifikationsnummer,

7. Kommunikationsnummer und

8. Sterbedatum.

(3) 1Meldende im Sinne dieses Gesetzes sind Ärztinnen und
Ärzte sowie Zahnärztinnen und Zahnärzte, die der Meldepflicht
nach diesem Gesetz unterliegen oder eine Meldeberechtigung
besitzen. 2Meldende sind auch Personen, die im Auftrag von
Meldenden nach Satz 1 Meldungen an das KKN übermitteln. 

(4) Melderstammdaten sind

1. Vorname und Name der Ärztin, des Arztes, der Zahnärztin
oder des Zahnarztes sowie Angabe der Facharzt- oder Fach-
zahnarztbezeichnung,

2. das Institutionskennzeichen,

3. die lebenslang vergebene Arztnummer,

4. die Anschrift der Institution oder Betriebsstätte und die Be-
triebsstättennummer sowie

5. eine Bankverbindung.

(5) Abrechnungsdaten sind die Daten nach Absatz 2 Nrn. 1
bis 5 und

1. bei privat versicherten Betroffenen die Angaben zum Ver-
sicherungsunternehmen, 

2. bei privat versicherten Betroffenen, die als Angehörige von
privat Versicherten beim Versicherungsunternehmen über
ein gemeinsames Ordnungskriterium identifiziert werden,
die Angaben zum Versicherungsunternehmen sowie die
Daten nach Absatz 2 Nrn. 1 bis 5 des Hauptversicherungs-
nehmers, 

3. bei beihilfeberechtigten oder heilfürsorgeberechtigten Be-
troffenen die Angaben zum Kostenträger und zur Festset-
zungsstelle, 

4. bei Betroffenen, die berücksichtigungsfähige Angehörige
einer beihilfeberechtigten oder heilfürsorgeberechtigten Per-
son sind, die Angaben zum Kostenträger und zur Festset-
zungsstelle sowie die Daten nach Absatz 2 Nrn. 1 bis 5 der
beihilfeberechtigten oder heilfürsorgeberechtigten Person.

(6) Basisdaten sind die gemäß § 65 c Abs. 1 Satz 3 SGB V
auf der Grundlage des bundesweit einheitlichen Datensatzes
der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Tumorzentren und der
Gesellschaft der epidemiologischen Krebsregister in Deutsch-
land zur Basisdokumentation für Tumorkranke und ihn ergän-
zender Module flächendeckend und möglichst vollzählig zu
erhebenden Daten der Betroffenen. 

(7) 1Landesspezifische Daten sind die Daten, die über die
Basisdaten hinaus für die Beobachtung und Erforschung von
Krebserkrankungen sowie für die Verbesserung der onkologi-
schen Versorgung im Sinne des § 65 c Abs. 1 SGB V auf Landes-
ebene erhoben werden. 2Die Festlegung der Daten erfolgt durch
Rechtsverordnung nach § 30 Nr. 2.

(8) Kontrollnummern sind Zeichenfolgen, die aus Identitäts-
daten gebildet werden und aus denen die Identitätsdaten nicht
wiedergewonnen werden können.

(9) Eine Kommunikationsnummer ist eine Zeichenfolge, die
nur vorübergehend für den Datenabgleich und den Datenfluss
zwischen Krebs registrierenden Einrichtungen, Leistungser-
bringern und Kostenträgern gebildet wird.

(10) Ein Chiffrat ist eine Zeichenfolge, die aus Identitätsdaten
mittels asymmetrischer Verschlüsselung gebildet wird und aus
der die Identitätsdaten wiedergewonnen werden können.

(11) Eine Patientenidentifikationsnummer ist eine von mel-
denden Einrichtungen oder Leistungserbringern gebildete Zei-
chenfolge, die von dort dauerhaft zur Identifikation der betrof-
fenen Person genutzt wird.

(12) Der Gesamtdatensatz beinhaltet alle zu einer betroffenen
Person gespeicherten Daten.

(13) Medizinische Daten sind die Daten des Gesamtdaten-
satzes nach Absatz 12 mit Ausnahme der Identitätsdaten nach
Absatz 2, der Melderstammdaten nach Absatz 4 und der Ab-
rechnungsdaten nach Absatz 5.

(14) Die beste Information zu einer Tumorerkrankung be-
steht aus den Daten, die aus Daten mehrerer Meldungen durch
Bewertung und Auswahl gebildet wurden.

(15) 1Eine Tumorkonferenz ist eine interdisziplinäre Fallbe-
sprechung, in der die am Behandlungsprozess Beteiligten ins-
besondere den Verlauf der Erkrankung, den Ablauf sowie die
Inhalte und Ziele der Therapie von Betroffenen erörtern. 2Sie
steht unter ärztlicher Leitung. 3Hält die ärztliche Leitung es für
erforderlich, so können in diesem Rahmen auch externe Sach-
verständige in die Entscheidungsfindung einbezogen werden.

(16) 1In einer regionalen Qualitätskonferenz werden in orga-
nisierten Prozessen retrospektiv die Behandlungsqualität ausge-
wertet, mögliche Qualitätsdefizite aufgedeckt und die erforder-
lichen Maßnahmen zur Qualitätsverbesserung eingeleitet. 2Sie
steht unter ärztlicher Leitung. 3Das KKN legt den jeweiligen
räumlichen und fachlichen Einzugsbereich fest. 

Z w e i t e s  K a p i t e l

Nutzerkreis, Meldung und Aufwandsentschädigung

§ 4

Nutzerkreis

(1) 1Der Vertrauensbereich kann Ärztinnen und Ärzte sowie
Zahnärztinnen und Zahnärzte als Nutzerinnen und Nutzer zu-
lassen, die

1. eine Patientin oder einen Patienten wegen

a) bösartiger Neubildungen einschließlich ihrer Frühsta-
dien oder

b) gutartiger Tumore des zentralen Nervensystems

nach Kapitel II der Internationalen statistischen Klassifika-
tion der Krankheiten und verwandter Gesundheitsprobleme
in Niedersachsen behandeln oder behandelt haben oder in
Niedersachsen solche Erkrankungen diagnostizieren oder
diagnostiziert haben oder

2. eine Patientin oder einen Patienten, die oder der in Nieder-
sachsen mit alleiniger Wohnung oder mit Hauptwohnung
gemeldet ist, wegen einer in Nummer 1 genannten Erkran-
kung außerhalb Niedersachsens behandeln oder behandelt
haben oder bei einer solchen Person außerhalb Nieder-
sachsens eine solche Erkrankung diagnostizieren oder dia-
gnostiziert haben.

2Der Vertrauensbereich lässt eine Ärztin, einen Arzt, eine Zahn-
ärztin oder einen Zahnarzt als Nutzerin oder Nutzer im Melder-
portal des KKN zu, wenn die Voraussetzungen von Absatz 1
Nr. 1 gegeben sind, kein Grund für eine Verweigerung oder
Entziehung nach Absatz 3 vorliegt und die Meldepflicht nach
§ 5 im Übrigen besteht. 

(2) 1Vor Abgabe der ersten Meldung muss sich eine Ärztin,
ein Arzt, eine Zahnärztin oder ein Zahnarzt im Melderportal
des Vertrauensbereichs elektronisch unter Angabe der Melder-
stammdaten nach § 3 Abs. 4 und einer Versicherung, dass sie
oder er die Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllt, anmelden.
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2Der Vertrauensbereich speichert und überprüft die Melder-
stammdaten und darf dazu die erforderlichen Auskünfte bei
der Ärztekammer Niedersachsen und der Zahnärztekammer
Niedersachsen einholen. 3Er lässt die Ärztin, den Arzt, die Zahn-
ärztin oder den Zahnarzt zur Nutzung zu, indem er eine ein-
deutige personenbezogene Melder-Identifikation vergibt und
mitteilt, die bei jeder Meldung von Daten an das KKN und bei
der Einsichtnahme in Daten zu verwenden ist. 

(3) 1Die Zulassung nach Absatz 1 kann verweigert oder ent-
zogen werden, wenn vorsätzlich falsche Angaben zu den Mel-
derstammdaten gemacht werden, die Voraussetzungen nach
Absatz 1 nicht oder nicht mehr erfüllt werden, eine Straftat
nach § 31 oder eine Ordnungswidrigkeit nach § 32 begangen
wurde. 2Die Meldepflicht bleibt davon unberührt; § 8 Abs. 2
Sätze 2 und 3 gilt entsprechend. 3Die Zulassung ist zu entzie-
hen, wenn die Approbation oder die Berufserlaubnis ruht oder
entzogen worden ist. 

(4) 1Die Übertragung von Bearbeitungs- und Auswertungs-
rechten einer zugelassenen Nutzerin oder eines zugelassenen
Nutzers im Melderportal des KKN an Personen, die bei der
Diagnose, der Behandlung oder der Behandlungsdokumenta-
tion von betroffenen Personen dem Personenkreis nach § 203
StGB zuzurechnen sind, ist zulässig. 2Mit der Beendigung der
Zulassung einer Nutzerin oder eines Nutzers nach Absatz 1
endet auch die Übertragung nach Satz 1. 3Absatz 3 ist entspre-
chend anzuwenden.

(5) Nutzerinnen und Nutzer sind verpflichtet, dem KKN
Änderungen ihrer Melderstammdaten und der Zulassungs-
voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 1 unverzüglich über das
Melderportal mitzuteilen.

§ 5

Meldepflicht

(1) 1Wer als Nutzerin oder Nutzer nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 eine
Tumorerkrankung diagnostiziert oder eine betroffene Person
deswegen behandelt, hat dies nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5
und des § 6 an das KKN zu melden. 2Dies gilt unabhängig von
einem Widerspruch nach § 23 Abs. 1. 3Satz 1 gilt nicht, wenn
lediglich der Verdacht auf eine Tumorerkrankung vorliegt.
4Satz 1 gilt ebenfalls nicht, wenn eine Tumorerkrankung oder
eine frühere Tumorerkrankung nur im Rahmen einer Anam-
nese bekannt wird und mit der Konsultation der Nutzerin oder
des Nutzers nicht in einem medizinischen Zusammenhang
steht. 

(2) 1Sind in einer Einrichtung wegen derselben Tumorer-
krankung mehrere Nutzerinnen oder Nutzer meldepflichtig,
so ist die Meldepflicht erfüllt, wenn eine dieser Personen die
Meldung nach Absatz 1 abgibt. 2Wird eine Tumorerkrankung
von Nutzerinnen oder Nutzern in einer ärztlichen Berufsaus-
übungsgemeinschaft, einem Gemeinschaftslabor, einem Kran-
kenhaus im Sinne des § 107 SGB V oder einer ähnlichen Ein-
richtung festgestellt, so hat diese Einrichtung dafür Sorge zu
tragen, dass sie ihrer Meldepflicht nach Absatz 1 und Satz 1
nachkommen können.

(3) 1Die Nutzerin oder der Nutzer kann die Meldepflicht nach
den Absätzen 1 und 2 mit Einwilligung der betroffenen Person
auch in der Weise erfüllen, dass die Meldung an eine koope-
rierende Einrichtung, die sich gegenüber der Nutzerin oder
dem Nutzer zur Weiterleitung der Meldung an das KKN ver-
pflichtet hat, gerichtet wird. 2Eine kooperierende Einrichtung
darf die weiterzuleitende Meldung um eine Patientenidentifi-
kationsnummer ergänzen.

(4) Die Nutzerin oder der Nutzer muss die Meldung 

1. während des Probebetriebs nach § 35 innerhalb von vier
Wochen und 

2. im Übrigen innerhalb von zwei Wochen,

nachdem der Meldeanlass nach § 6 ihr oder ihm bekannt ge-
worden ist, abgeben. 

(5) 1Die Meldepflicht nach § 3 Abs. 1 des Gesetzes über das
Epidemiologische Krebsregister Niedersachsen (GEKN) bleibt
unberührt. 2Beinhaltet die Meldung nach Absatz 1 Meldeda-
ten nach § 3 Abs. 2 und 3 GEKN, so gilt die Meldepflicht nach
§ 3 Abs. 1 GEKN als erfüllt, wenn die Meldung unter Einbe-
ziehung der im KKN gespeicherten Daten dem Meldeumfang
nach § 3 Abs. 2 und 3 GEKN entspricht. 3Die oder der Melde-
pflichtige hat die Meldung in den Krankenunterlagen zu do-
kumentieren.

§ 6

Meldeanlass und Umfang der Meldung

(1) 1Die Meldepflicht wird durch folgende Meldeanlässe aus-
gelöst: 

1. Diagnose einer Tumorerkrankung im Sinne von § 65 c Abs. 1
Satz 2 Nr. 1 SGB V,

2. Sicherung der Diagnose durch histopathologische, zytolo-
gische, molekularpathologische oder autoptische Untersu-
chung,

3. Beginn einer Behandlung der Tumorerkrankung, insbeson-
dere Operation, Strahlentherapie oder systemische Therapie,

4. Beendigung einer Behandlung nach Nummer 3,

5. Änderung im Erkrankungsverlauf mit der Folge der Abän-
derung einer Therapie im Sinne der Nummern 3 oder 4,
insbesondere durch das Auftreten von Rezidiven oder
Metastasen, durch Voranschreiten oder Rückbildung der
Tumorerkrankung oder durch unerwünschte Wirkungen,

6. Tod einer betroffenen Person, der ursächlich oder mitur-
sächlich durch eine Tumorerkrankung eingetreten ist.

2Die Diagnose und Behandlung von nicht-melanotischen Haut-
krebsarten löst die Meldepflicht nach Satz 1 nicht aus; die
Meldepflicht für diese Krebsarten nach § 3 GEKN bleibt unbe-
rührt. 

(2) Die Meldung umfasst die den Nutzerinnen und Nutzern
vorliegenden 

1. dem jeweiligen Meldeanlass nach Absatz 1 Satz 1 Nrn. 1
bis 6 entsprechenden Basisdaten nach § 3 Abs. 6 einschließ-
lich der Identitätsdaten nach § 3 Abs. 2,

2. Abrechnungsdaten nach § 3 Abs. 5 und 

3. landesspezifischen Daten nach § 3 Abs. 7. 

(3) Meldende sind verpflichtet, eine Patientenidentifikations-
nummer nach § 3 Abs. 11 mit zu übermitteln.

§ 7

Meldeberechtigung

(1) 1Verfügt eine Nutzerin oder ein Nutzer nach § 4 Abs. 1
über Daten nach § 6 Abs. 2 oder 3, so ist sie oder er mit Ein-
willigung der betroffenen Person zur Meldung dieser Daten an
das KKN auch dann berechtigt, wenn keine Meldepflicht ge-
mäß § 5 Abs. 1 vorliegt und kein Meldeanlass gemäß § 6
Abs. 1 gegeben ist. 2Dies gilt insbesondere für die Erörterung
eines Erkrankungsfalles im Rahmen einer Tumorkonferenz. 

(2) 1Ergibt eine Befragung oder Untersuchung einer betroffe-
nen Person, dass keine Änderung der Therapie erforderlich ist
oder dass Tumorfreiheit vorliegt, so sind die Nutzerinnen und
Nutzer mit Einwilligung der betroffenen Person berechtigt,
eine Meldung abzugeben. 2Sie sind ebenfalls berechtigt, die in
der Verordnung nach § 30 Nr. 2 festgelegten landesspezifischen
Daten zu melden.

§ 8

Meldewege

(1) 1Meldungen werden außer in den Fällen des § 4 Abs. 3
vom KKN ausschließlich elektronisch über das zur Verfügung
gestellte Melderportal entgegengenommen. 2Eine Meldung an
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das KKN kann entweder durch die Eingabe von Daten in die
bereitgestellten Masken oder durch Datenübermittlung zuge-
lassener Datenstrukturen über die Schnittstellen des Melder-
portals erfolgen.

(2) 1Ist die Nutzung des Melderportals durch die Nutzerin
oder den Nutzer aus technischen Gründen nicht möglich, so
weist sie oder er das KKN auf diesen Umstand hin. 2Der Ver-
trauensbereich kann der Nutzerin oder dem Nutzer abweichend
von Absatz 1 Satz 1 gestatten, die Daten in einer vom KKN
vorgegebenen strukturierten elektronischen Form zu übermit-
teln. 3Die Nutzerin oder der Nutzer hat bei der Übermittlung
nach Satz 2 die geeigneten und erforderlichen technischen sowie
organisatorischen Maßnahmen für besonders schützenswerte
Gesundheitsdaten, deren Verarbeitung mit einem hohen daten-
schutzrechtlichen Risiko verbunden ist, zu treffen, um den
Zugriff Dritter auf die Übertragungsmedien, die Eckpunkte der
Kommunikation und auf die Daten übermittelnden Systeme
zu verhindern. 

(3) Während der Dauer des Probebetriebs nach § 35 darf das
KKN mit Nutzerinnen und Nutzern vereinbaren, dass abwei-
chend von den in den Absätzen 1 und 2 vorgesehenen Melde-
wegen Meldungen auch in Papierform entgegengenommen
werden dürfen.

§ 9

Aufwandsentschädigung

(1) Für jede vollständige Meldung nach § 6 Abs. 2, die über
die in § 8 vorgesehenen Meldewege erfolgt, wird eine Melde-
vergütung nach § 65 c Abs. 6 Satz 1 SGB V als Aufwandsent-
schädigung gezahlt. 

(2) Die Aufwandsentschädigung wird gezahlt an

1. Ärztinnen, Ärzte, Zahnärztinnen oder Zahnärzte, die direkt
an das Melderportal oder über eine kooperierende Einrich-
tung melden und die nicht anderweitig eine Vergütung oder
Aufwandsentschädigung für ihre Meldung erhalten, und

2. kooperierende Einrichtungen. 

D r i t t e s  K a p i t e l

Aufgabenverteilung

§ 10

Vertrauensbereich des KKN

(1) Der Vertrauensbereich hat die Aufgabe,

1. eine Datenannahmestelle zu unterhalten, die die Übermitt-
lung von Daten auf elektronischem Weg durch ein Melder-
portal und Schnittstellenfunktionen ermöglicht,

2. die dem KKN gemeldeten Daten entgegenzunehmen, vor ei-
ner Weitergabe an den Registerbereich zu prüfen und bei
festgestellten Fehlern diese zu korrigieren,

3. die Zuordnung von Meldungen zu den im Register gespei-
cherten betroffenen Personen durchzuführen,

4. dem Epidemiologischen Krebsregister Niedersachsen (EKN)
die aufgrund des Gesetzes über das Epidemiologische Krebs-
register Niedersachsen gesetzlich vorgeschriebenen Daten
zu übermitteln,

5. die durch das EKN übermittelten Daten wie eine Meldung
nach § 6 oder § 7 entgegenzunehmen und für die Verarbei-
tung im KKN aufzubereiten,

6. die Rollen und Rechte zu verwalten, mit denen ein exter-
ner elektronischer Zugang zum KKN ermöglicht wird. 

(2) 1Die Datenannahmestelle nimmt die von den Meldenden
und die vom EKN übermittelten Daten entgegen, vergibt Kon-
trollnummern zur Pseudonymisierung und verarbeitet die Da-
ten. 2Sind die Daten unvollständig oder fehlerhaft, so kann die
Datenannahmestelle Rückfragen bei den Meldenden direkt
oder durch Nutzung des Melderportals durchführen. 

(3) 1Zur Prüfung und Bearbeitung der dem EKN zu übermit-
telnden Daten können der Vertrauensstelle des EKN in der
Datenannahmestelle und dem Melderportal unmittelbare Zu-
griffs- und Bearbeitungsrechte für diese Daten des KKN gewährt
werden. 2Die Weiterleitung der gemäß Absatz 2 pseudonymi-
sierten Personendaten an die Registerstelle des EKN ist im
Rahmen der Prüfung und Bearbeitung der Daten zulässig, so-
weit sie für die eindeutige Zuordnung von Meldungen zu den
im Register gespeicherten Erkrankungsfällen erforderlich ist.

(4) 1Die Daten sind unverzüglich, spätestens jedoch zwei
Wochen nach Eingang im Melderportal, zu verarbeiten und
anschließend an den Registerbereich weiterzuleiten. 2Vor der
Weiterleitung der Daten sind sie durch die Bildung von Chiff-
raten der Identitätsdaten gemäß § 3 Abs. 2 Nrn. 1 und 3 sowie
des Geburtstages gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 4 zu pseudonymisieren.
3Eine Speicherung unverschlüsselter Identitätsdaten ist nur
bis zum Abschluss des Abrechnungsverfahrens mit den Kos-
tenträgern gemäß § 65 c Abs. 2 Satz 1 und Abs. 6 Satz 1 SGB V
zulässig.

(5) Der Vertrauensbereich ist zuständig für die Erteilung
von Auskünften gemäß § 24 und die Datenübermittlungen ge-
mäß den §§ 15 bis 21, soweit nicht die KLast nach § 12 Abs. 4
zuständig ist.

§ 11

Registerbereich des KKN

(1) 1Der Registerbereich ist zuständig für die Zusammenfüh-
rung und dauerhafte Speicherung der aufbereiteten Daten zu
jedem gemeldeten Erkrankungsfall. 2Dafür nimmt er die ihm
vom Vertrauensbereich übermittelten Daten entgegen und über-
prüft sie in Bezug auf Vollständigkeit und Schlüssigkeit. 3Zu
diesem Zweck darf der Registerbereich über den Vertrauens-
bereich Rückfragen bei den Meldenden durchführen. 4Nach
Abschluss der Prüfung nach Satz 2 sind die Daten zu speichern. 

(2) Die Daten sind innerhalb von zwei Wochen nach Eingang
aus dem Vertrauensbereich zu verarbeiten.

(3) 1Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, ist
der Registerbereich für alle Aufbereitungen und Auswertun-
gen der im KKN gespeicherten Daten zuständig, insbesondere
für die Bildung der besten Information gemäß § 3 Abs. 14.
2Der Registerbereich stellt dem Vertrauensbereich alle für die
Erfüllung der Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlichen
Daten zur Verfügung. 3Dies gilt insbesondere für die über das
Melderportal gegenüber den Nutzerinnen und Nutzern bereit-
zustellenden Einsichten und Aufbereitungen der Daten.

(4) Die vom Registerbereich im erforderlichen Umfang zur
Verfügung gestellten klinischen Daten der betroffenen Personen
werden vom Vertrauensbereich an die Klinische Landesaus-
wertungsstelle für die Aufgabenerfüllung nach § 12 übermit-
telt.

§ 12

Klinische Landesauswertungsstelle

(1) 1Der KLast obliegt die Mitarbeit bei den Datenauswertun-
gen gemäß § 65 c Abs. 1 Satz 4 SGB V. 2Die Auswertungen er-
folgen ausschließlich auf der Basis der in anonymisierter Form
übermittelten Daten.

(2) 1Die KLast ist auf Landesebene zuständig für die Zusam-
menarbeit und den Datenaustausch mit dem Gemeinsamen
Bundesausschuss gemäß § 65 c Abs. 7 SGB V. 2Auf Anforde-
rung übermittelt sie dem Gemeinsamen Bundesausschuss oder
dem von dort benannten Empfänger die notwendigen Daten.
3Eine Nutzung dieser Daten zu anderen als zu den in Satz 1
genannten Zwecken ist ausgeschlossen.

(3) Die KLast darf auch Auswertungen zu landesspezifischen
oder wissenschaftlichen Fragestellungen vornehmen. 

(4) Die KLast ist zuständig für die Übermittlung der für For-
schungszwecke erforderlichen Daten in anonymisierter Form.
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§ 13

Kooperierende Einrichtungen

(1) 1Als kooperierende Einrichtungen im Sinne dieses Geset-
zes werden durch den Vertrauensbereich auf Antrag anerkannt 

1. Krankenhäuser gemäß § 107 Abs. 1 SGB V und

2. Einrichtungen der ambulanten spezialfachärztlichen Ver-
sorgung gemäß § 116 b Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 Buchst. a SGB V,

die mit Sitz in Niedersachsen Tumorerkrankungen im Sinne von
§ 65 c SGB V registrieren. 2Die Registrierung hat als 

1. qualitätsgesicherte Krebsregistrierung für mindestens ein
zertifiziertes Organkrebszentrum oder ein zertifiziertes on-
kologisches Zentrum oder 

2. qualitätsgesicherte Zusammenführung und Auswertung der
Tumordaten von mehreren Einrichtungen zu erfolgen.

3Die in Satz 1 genannten Stellen übermitteln Meldungen zu den
Meldeanlässen gemäß § 6 Abs. 1 vollständig mit dem in § 6
Abs. 2 definierten Inhalt im Auftrag von Meldepflichtigen oder
Meldeberechtigten an das KKN. 

(2) Die für die Datenübermittlung einer kooperierenden Ein-
richtung an das KKN verantwortlichen Personen werden mit
einer Meldeberechtigung nach § 7 als Nutzerin oder Nutzer zu-
gelassen. 

(3) Einer kooperierenden Einrichtung werden auf Antrag
durch den Vertrauensbereich zu betroffenen Personen, bei de-
nen eine Meldung der kooperierenden Einrichtung an das KKN
erfolgt ist, die folgenden Daten übermittelt:

1. Sterbedatum nach § 3 Abs. 2 Nr. 8,

2. Todesursache,

3. festgestellte Tumorfreiheit nach einer Meldung gemäß § 7
Abs. 2 Satz 1 und

4. die weiteren für Tumorzentren gemäß § 19 Abs. 3 vorgese-
henen Daten.

V i e r t e s  K a p i t e l

Datenübermittlung

§ 14

Verarbeitung der Daten von anderen Krebs 
registrierenden Einrichtungen, der Kammern 

sowie von Forschungseinrichtungen

(1) 1Die gemäß § 65 c Abs. 1 Nr. 3 SGB V von klinischen
Krebsregistern anderer Länder an das KKN übermittelten Da-
ten werden als Meldungen nach diesem Gesetz verarbeitet.
2Soweit eine betroffene Person nach dem Recht eines anderen
Bundeslandes Widerspruch eingelegt hat, finden die Vorschrif-
ten über einen Widerspruch nach diesem Gesetz entsprechende
Anwendung. 

(2) Mindestens einmal jährlich stellen die Ärztekammer Nie-
dersachsen und die Zahnärztekammer Niedersachsen eine aktu-
elle Liste mit den Namen und den beruflichen Anschriften der
in Niedersachsen tätigen Ärztinnen und Ärzte sowie Zahnärz-
tinnen und Zahnärzte dem Vertrauensbereich insbesondere
zur Erfüllung der Aufgaben nach § 4 in elektronischer Form
zur Verfügung.

(3) Das KKN darf Daten zu Betroffenen, zu denen aufgrund
einer Tumorerkrankung im Kindes- und Jugendalter Daten im
Deutschen Kinderkrebsregister gespeichert sind, zum Zweck
der Qualitätssicherung im erforderlichen Umfang entgegen-
nehmen.

(4) Der Vertrauensbereich darf für Zwecke der Qualitätssi-
cherung und für Forschungsvorhaben gemäß § 20 Abs. 2 die
erforderlichen Daten entgegennehmen und verarbeiten, insbe-
sondere im erforderlichen Umfang Kontrollnummern bilden und
dem Registerbereich übermitteln.

§ 15

Übermittlung von Daten an die Nutzerinnen und Nutzer

(1) Eine Nutzerin oder ein Nutzer darf im Melderportal des
KKN in die Daten Einsicht nehmen, die von ihr oder ihm selbst
zu einer betroffenen Person gemeldet wurden.

(2) Zusätzlich zu den Daten nach Absatz 1 darf eine Nutzerin
oder ein Nutzer in die klinischen Daten Einsicht nehmen, die
von mitbehandelnden Ärztinnen, Ärzten, Zahnärztinnen oder
Zahnärzten zu dieser betroffenen Person gemeldet wurden. 

(3) Ein Kennzeichen, das vom KKN zur Information über den
Stand der Verarbeitung vergeben wird, darf von den Nutzerin-
nen und Nutzern eingesehen werden. 

(4) Die den Nutzerinnen und Nutzern nach den Absätzen 1
bis 3 für die Einsichtnahme im Melderportal zur Verfügung
stehenden Daten dürfen ihnen durch das Melderportal auch
als strukturierte Auswertung oder Anlistung übermittelt werden.

(5) 1Die vom KKN an die Nutzerinnen und Nutzer übermittel-
ten Daten dürfen von ihnen nur zu Zwecken der Behandlung
von betroffenen Personen oder zur Verbesserung der Qualität
der onkologischen Behandlung genutzt werden. 2Eine Nutzung
der Daten zu anderen Zwecken ist ausgeschlossen.

(6) Sind in einer Einrichtung mehrere Nutzerinnen oder Nut-
zer wegen der Behandlung betroffener Personen meldepflichtig
oder meldeberechtigt, so können diese eine Nutzerin oder einen
Nutzer bestimmen, die oder der für sie empfangsberechtigt für
die Datenübermittlungen ist und die oder der diese Daten aus-
schließlich zu Zwecken der internen Qualitätssicherung aus-
werten darf. 

§ 16

Daten für Tumorkonferenzen

(1) 1Eine Nutzerin oder ein Nutzer darf Daten zu der betrof-
fenen Person aus dem KKN an die Mitglieder dieser Tumor-
konferenz übermitteln, soweit die Daten für die Vorstellung
und Erörterung des Erkrankungsfalls in der Tumorkonferenz
erforderlich sind und die oder der Betroffene gegenüber der
Nutzerin oder dem Nutzer nicht der Verwendung der Daten für
diesen Zweck im Einzelfall widersprochen hat. 2Dies gilt entspre-
chend für die Vorstellung und Erörterung eines Erkrankungs-
falls im Rahmen eines ärztlichen oder zahnärztlichen Konsils.

(2) Sind für die Vorstellung und Erörterung eines Erkran-
kungsfalls anonymisierte Daten erforderlich, so kann die Nut-
zerin oder der Nutzer diese Daten beim KKN anfordern und
sie entsprechend Absatz 1 übermitteln. 

(3) 1Eine Nutzung der nach Absatz 1 oder 2 übermittelten
Daten zu anderen Zwecken ist ausgeschlossen. 2Nach Abschluss
der Beratungen in der Tumorkonferenz sind die nach Absatz 1
oder 2 übermittelten Daten, sofern sie nicht für die weitere Be-
handlung erforderlich sind, durch die Mitglieder der Tumor-
konferenz oder des Konsils unverzüglich zu löschen oder die
Papierform zu vernichten. 3Die Nutzerin oder der Nutzer hat
bei der Übermittlung auf die Pflicht nach Satz 2 hinzuweisen.

§ 17

Klärung von Einzelfragen mit Nutzerinnen und Nutzern

(1) 1Der Vertrauensbereich ist berechtigt, zur Klärung von
Fragen hinsichtlich der Vollständigkeit und Richtigkeit der
Meldungen nach den §§ 6 und 7 die erforderlichen Daten mit-
hilfe des Melderportals mit den Nutzerinnen und Nutzern aus-
zutauschen. 2Dies gilt auch für Fragen im Zusammenhang mit
der Anmeldung von Nutzerinnen oder Nutzern gemäß § 4. 3Die
hierfür erforderlichen Daten dürfen bis zum Abschluss der
Klärung gespeichert und verarbeitet werden und sind anschlie-
ßend zu löschen.

(2) Tritt Klärungsbedarf nach Absatz 1 Satz 1 mehrfach hin-
tereinander auf, so sucht der Vertrauensbereich das Gespräch
mit der Nutzerin oder dem Nutzer insbesondere mit dem Ziel,
sie oder ihn bei der Erkennung und Vermeidung von Fehler-
quellen bei der Meldungsabgabe zu unterstützen.
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§ 18

Begleitung von Regionalen Qualitätskonferenzen 
und Bereitstellung von Daten

(1) 1Regionale Qualitätskonferenzen können vom KKN bei der
Aufgabe unterstützt werden, die Qualität onkologischer Behand-
lungen in ihrem räumlichen Bereich zu verbessern. 2Dazu dürfen
auf Antrag folgende auf diese Region bezogene Daten übermit-
telt werden:

1. Verlaufsinformationen,

2. Darstellungen der Überlebenszeiten, der Zeiten ohne Wie-
derauftreten des Ersttumors und der Zeiten ohne Auftreten
von Metastasen oder Zweittumoren,

3. Angaben zu Therapiearten sowie

4. Vergleichsdaten anderer Regionen oder anderer Krebsregis-
ter.

(2) 1Die von der Chiffratbildung gemäß § 10 Abs. 4 betroffe-
nen Daten dürfen nur anonymisiert übermittelt werden. 2§ 16
Abs. 3 gilt entsprechend.

§ 19

Datenübermittlung an andere Krebs registrierende 
Einrichtungen

(1) Den aufgrund des § 65 c SGB V eingerichteten klinischen
Krebsregistern anderer Bundesländer dürfen zur Erfüllung der
Aufgaben nach § 65 c Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SGB V zu einer be-
troffenen Person übermittelt werden

1. die klinischen Daten gemäß § 3 Abs. 13,

2. die Identitätsdaten nach § 3 Abs. 2 Nrn. 1 bis 5 und 8 in
chiffrierter Form, 

3. die Melderstammdaten nach § 3 Abs. 4 Nrn. 1 bis 4.

(2) Dem Deutschen Kinderkrebsregister darf das KKN die
Daten nach Absatz 1 übermitteln, sofern die Betroffenen das
18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben.

(3) 1An Tumorzentren, zertifizierte Zentren der onkologi-
schen Versorgung und Nachsorge-Einrichtungen darf der Ver-
trauensbereich auf Antrag Daten nach Absatz 1, jedoch mit
Ausnahme der Kontrollnummern, und Auswertungen nur in
dem Umfang übermitteln, der zu Zwecken der Qualitätssiche-
rung oder der Zertifizierung erforderlich ist. 2Für die Übermitt-
lung von Daten und Auswertungen an Organkrebszentren oder
onkologische Zentren zum Zweck der Rezertifizierung gilt
Satz 1 entsprechend. 3Näheres regelt das zuständige Fachmi-
nisterium durch Rechtsverordnung.

(4) Unverzüglich nach Übermittlung und Verarbeitung der
Daten nach den Absätzen 1 bis 3 sind die für das Übermittlungs-
verfahren gebildeten oder zu diesem Zweck entgegengenom-
menen Daten zu löschen.

§ 20

Datenübermittlung an Dritte zur Qualitätssicherung 
oder für Forschungszwecke

(1) 1Werden für Aufgaben der onkologischen Qualitätssiche-
rung oder für Forschungszwecke über die nach § 12 Abs. 4
oder § 18 übermittelten und die nach § 22 frei zugänglichen
Daten hinaus weitere Daten benötigt, so darf der Vertrauens-
bereich auf Antrag diese Daten in anonymisierter Form über-
mitteln. 2Ein Anspruch auf Übermittlung besteht nicht. 3Der
Empfängerin oder dem Empfänger ist es verboten, die über-
mittelten Daten mit anderen Daten so zusammenzuführen,
dass eine Identifizierung von betroffenen Personen ermöglicht
wird.

(2) 1Werden für die in Absatz 1 Satz 1 genannten Aufgaben
personenbezogene Daten benötigt, so darf der Vertrauensbe-
reich diese Daten auf Antrag mit Zustimmung des Fachmini-
steriums übermitteln, wenn es sich bei dem Vorhaben um ein

wichtiges und auf andere Weise nicht oder nur mit unverhält-
nismäßigem Aufwand durchzuführendes, im öffentlichen In-
teresse stehendes Vorhaben handelt. 2Vor einer Übermittlung
von Daten nach Satz 1 muss dem Vertrauensbereich die schrift-
liche Einwilligung der betroffenen Person vorliegen. 3In dem
Antrag an das KKN sind insbesondere der Zweck und die er-
forderlichen Maßnahmen zum Schutz der Daten darzulegen.
4Sollen die Daten abweichend von den Angaben in dem An-
trag, insbesondere für einen anderen Zweck, verwendet werden
oder sollen die Maßnahmen zum Schutz der Daten geändert
werden, so sind dafür eine Genehmigung des Vertrauensbereichs
und die Zustimmung des Fachministeriums erforderlich. 5Im
Rahmen der Antragsbearbeitung dürfen mit Zustimmung des
Fachministeriums im erforderlichen Umfang

1. vom Vertrauensbereich die Kontrollnummern und die Da-
ten nach § 3 Abs. 2 Nrn. 5 und 6 an den Registerbereich
übermittelt werden,

2. vom Registerbereich die nach Nummer 1 übermittelten
Daten mit den gespeicherten Daten abgeglichen und bei
Übereinstimmung die gespeicherten Daten an den Ver-
trauensbereich übermittelt werden und

3. vom Vertrauensbereich die Chiffrate entschlüsselt und die
wiedergewonnenen Identitätsdaten auf Übereinstimmung
geprüft werden.

6Nach Übermittlung der Daten an den Antragsteller hat der Ver-
trauensbereich die im Rahmen der Antragsbearbeitung nach
Satz 5 gewonnenen Daten zu löschen.

(3) Sollen im Fall eines Antrags nach Absatz 2 Satz 1 zu einer
verstorbenen betroffenen Person die Patientenidentifikations-
nummer, das Sterbedatum und die Todesursache übermittelt
werden, so ist der Vertrauensbereich hierzu berechtigt, sofern
die betroffene Person nicht zu Lebzeiten widersprochen hat. 

(4) Eine Einwilligung nach Absatz 2 ist nicht erforderlich,
wenn zu einer verstorbenen betroffenen Person die Patienten-
identifikationsnummer, das Sterbedatum und die Todesursache
sowie die klinischen Daten nach § 3 Abs. 13 unter Beschrän-
kung auf die Angaben zum Verlauf an eine kooperierende Ein-
richtung übermittelt werden sollen, die eine Meldung zu dieser
betroffenen Person abgegeben hat.

§ 21

Datenübermittlung für Abrechnungszwecke

(1) 1Zum Zweck der Abrechnung der Fallpauschale und der
Aufwandsentschädigung für die Meldenden dürfen an die je-
weilige gesetzliche oder private Krankenversicherung, die Ab-
rechnungssammelstelle, die zuständige Beihilfestelle oder wei-
tere Versicherungsträger die Abrechnungsdaten der betroffenen
Personen gemäß § 3 Abs. 5 sowie ein Kennzeichen des Melde-
anlasses gemäß § 6 Abs. 1 und das Datum der Meldung über-
mittelt werden. 2Die übermittelten Daten dürfen auch zur
Klärung der Abrechnungsvoraussetzungen im Einzelfall genutzt
werden. 3Die Erhebung, Verarbeitung und Speicherung dieser
Daten zu anderen als zu den in den Sätzen 1 und 2 genannten
Zwecken ist ausgeschlossen. 

(2) Die für Zwecke nach Absatz 1 erzeugten Datenbestände
sind zu chiffrieren und zehn Jahre nach Zahlung der Pauschale
oder der Aufwandsentschädigung zu löschen.

F ü n f t e s  K a p i t e l

Veröffentlichung von Ergebnissen

§ 22

Jahresbericht

1Das KKN und die KLast veröffentlichen gemeinsam mit dem
EKN die Ergebnisse der Auswertungen unter Darstellung der
Entwicklung und der regionalen Unterschiede in einem jähr-
lichen Bericht. 2Aktualisierte Ergebnisse werden im Internet
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über eine interaktive Datenbank zur Verfügung gestellt. 3Über
diese Datenbank können auch weitere aktuelle regionalbezo-
gene Informationen zum Abruf bereitgestellt werden.

S e c h s t e s  K a p i t e l

Rechte der Betroffenen

§ 23

Widerspruch

(1) 1Betroffene Personen haben das Recht, der Wiedergewin-
nung ihrer Identitätsdaten gemäß § 3 Abs. 2 Nrn. 1 und 3 bis 5
aus den gemäß § 10 Abs. 4 Satz 2 im KKN gebildeten Chiffraten
zu anderen als den in diesem Absatz genannten Zwecken zu
widersprechen. 2Die Wiedergewinnung dieser Daten ist bei ei-
nem Widerspruch nur zulässig zum Zweck und für die Dauer

1. des Abgleichs einer Meldung in der Datenannahmestelle
mit den im Register gespeicherten Erkrankungsfällen zur
Gewährleistung einer sicheren Zuordnung der Meldung zu
einer betroffenen Person,

2. der Erteilung einer nach diesem Gesetz vorgesehenen Aus-
kunft an die betroffene Person,

3. der Aktualisierung oder Korrektur der Identitätsdaten ge-
mäß § 3 Abs. 2 oder

4. der Abrechnung gemäß § 21.
3Nach Abschluss der Tätigkeiten nach Satz 2 sind die Daten
unverzüglich wieder zu chiffrieren. 4Ein Recht auf Widerspruch
gegen die Verarbeitung und Nutzung der klinischen Daten
und der Abrechnungsdaten besteht nicht. 5Hat die betroffene
Person das 15. Lebensjahr noch nicht vollendet, so handeln die
Personensorgeberechtigten für die betroffene Person.

(2) 1Der Widerspruch kann bei allen Nutzerinnen und Nut-
zern nach § 4 Abs. 1 eingelegt werden. 2Diese sind verpflichtet,
den Vertrauensbereich unverzüglich über den Widerspruch
zu unterrichten und die Daten nach § 3 Abs. 2 zu übermitteln.
3Der Vertrauensbereich bestätigt der Nutzerin oder dem Nut-
zer den Eingang der Unterrichtung. 4Der Widerspruch kann
von einer betroffenen Person auch direkt bei dem Vertrauens-
bereich schriftlich eingelegt werden; die elektronische Über-
mittlung des Widerspruchs ist in diesem Fall ausgeschlossen.
5Es ist ein von dem Vertrauensbereich vorgegebenes Formular
zu verwenden, das vollständig ausgefüllt zusammen mit einer
Ablichtung eines amtlichen Ausweises der betroffenen Person
einzusenden ist. 6Der Vertrauensbereich bestätigt der betroffe-
nen Person den Eingang des Widerspruchs. 7Absatz 1 Satz 5
gilt entsprechend.

(3) 1Die oder der Meldepflichtige hat die betroffene Person
zum frühestmöglichen Zeitpunkt über die Meldepflicht nach
§ 5 Abs. 1 zu informieren und darüber zu unterrichten, wel-
che Daten in der Meldung enthalten sein müssen und welche
Daten in der Meldung enthalten sein können. 2Sie oder er hat
die betroffene Person auch über das Widerspruchsrecht nach
Absatz 1 zu unterrichten. 3Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für
Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, die eine
Tumorerkrankung feststellen, ohne persönlichen Kontakt zu
der betroffenen Person gehabt zu haben. 4Die Unterrichtung
darf nur unterbleiben, wenn die betroffene Person wegen der
Gefahr einer erheblichen und dauerhaften Verschlechterung
des Gesundheitszustandes über das Vorliegen einer Tumorer-
krankung nicht informiert worden ist. 5Die Unterrichtung, die
Gründe für ein Unterbleiben der Unterrichtung nach Satz 4
und ein Widerspruch nach Absatz 1 sind in den Krankenun-
terlagen zu dokumentieren.

(4) 1Erhält der Vertrauensbereich Kenntnis vom Widerruf
einer dem Deutschen Kinderkrebsregister erteilten Einwilligung
für die Verarbeitung personenbezogener Daten, so löst dies die-
selben Rechtsfolgen aus wie ein Widerspruch nach Absatz 1.
2Dies gilt auch für den Widerruf einer Einwilligung zur Verar-
beitung personenbezogener Daten oder für einen Widerspruch
gegen die Verarbeitung personenbezogener Daten nach dem
Recht eines anderen Bundeslandes.

(5) 1Der Widerspruch kann jederzeit durch die betroffene Per-
son zurückgenommen werden. 2Das Verfahren zur Einlegung
des Widerspruchs nach Absatz 2 gilt insoweit entsprechend. 

§ 24

Auskunftsrecht

(1) 1Jede betroffene Person hat das Recht auf Auskunftsertei-
lung zu den über sie im KKN gespeicherten Daten. 2An die Stelle
einer betroffenen Person, die das 15. Lebensjahr noch nicht
vollendet hat, treten die Personensorgeberechtigten.

(2) 1Eine betroffene Person kann nur eine zugelassene Nut-
zerin oder einen zugelassenen Nutzer nach § 4 Abs. 1 mit der
Einholung der Auskunft beim KKN beauftragen, wenn diese
oder dieser die betroffene Person wegen einer Tumorerkran-
kung im Sinne dieses Gesetzes behandelt. 2Für den Antrag auf
Auskunftserteilung nach Satz 1 ist ein vom KKN vorgegebe-
nes Formular zu verwenden, das vollständig ausgefüllt und
unterschrieben werden muss und dann von der oder dem Be-
auftragten an den Vertrauensbereich zu übermitteln ist. 3Der
Vertrauensbereich fordert beim Registerbereich die Daten ge-
mäß § 3 Abs. 4 Nrn. 1 bis 4 und Abs. 5 bis 7 an und teilt sie
der Beauftragten oder dem Beauftragten in elektronischer Form
mit. 

(3) 1Die Auskunft kann auch durch eine gemäß § 4 zugelas-
sene Nutzerin oder einen gemäß § 4 zugelassenen Nutzer als
Auskunft oder als Einsichtnahme in Daten, die der Nutzerin
oder dem Nutzer seitens des KKN zur Verfügung stehen, er-
teilt werden. 2Die Erteilung der Auskunft ist von der Nutzerin
oder dem Nutzer unter Nutzung des Melderportals in den Da-
ten des KKN zu vermerken. 

(4) 1Die beauftragte Nutzerin oder der beauftragte Nutzer
darf Auskünfte nach den Absätzen 2 und 3 nur der antragsbe-
rechtigten Person nach Absatz 1 persönlich offenbaren und ent-
scheidet im Einzelfall über Art und Umfang der Information.
2Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

S i e b t e s  K a p i t e l

Wissenschaftlicher Beirat

§ 25

Wissenschaftlicher Beirat

(1) 1Bei dem KKN wird ein Wissenschaftlicher Beirat gebil-
det, der dieses zu medizinischen Fragen berät, die die Verbes-
serung der Qualität der onkologischen Versorgung durch die
klinische Krebsregistrierung betreffen. 2Der Beirat prüft dabei
im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften auch, ob sich aus
der klinischen Krebsregistrierung Erkenntnisse über die Einhal-
tung und mögliche Weiterentwicklung der medizinischen Leit-
linien zur Diagnose und Behandlung von Krebserkrankungen
gewinnen lassen. 3Der Beirat berät das Klinische Krebsregister
bei seiner Zusammenarbeit mit dem Gemeinsamen Bundesaus-
schuss nach § 65 c Abs. 7 Satz 1 SGB V. 4Der Beirat kann zu
den in den Sätzen 1 bis 3 genannten Themen Empfehlungen
abgeben. 5Der Beirat kann zur Erfüllung dieser Aufgaben nach
Maßgabe dieses Gesetzes verlangen, dass Auswertungen aus
dem Datenbestand des KKN durchgeführt werden. 6Bei Anträ-
gen auf Datenübermittlung nach § 20 kann der Beirat in die
Antragsunterlagen Einsicht nehmen.

(2) 1Der Beirat besteht aus 13 Mitgliedern. 2Diese werden für
die Dauer von drei Jahren vom zuständigen Fachministerium
berufen. 3Für die Berufung wird jeweils eine Person vorgeschla-
gen von

1. der Niedersächsischen Krebsgesellschaft e. V.,

2. dem UniversitätsKrebszentrum der Universitätsmedizin
Göttingen,

3. der Medizinischen Hochschule Hannover,

4. dem Regionalen Tumorzentrum Weser-Ems e. V., 
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5. dem Epidemiologischen Krebsregister Niedersachsen,

6. der Niedersächsischen Krankenhausgesellschaft e. V., 

7. dem Koordinierungsausschuss der Patientenvertretungen
beim Gemeinsamen Bundesausschuss,

8. den Verbänden der gesetzlichen Krankenkassen in Nie-
dersachsen und dem Verband der Ersatzkassen e. V.,

9. dem Vorstand der Ärztekammer Niedersachsen,

10. dem Vorstand der Zahnärztekammer Niedersachsen,

11. der Kassenärztlichen Vereinigung Niedersachsen,

12. der Kassenzahnärztlichen Vereinigung Niedersachsen und

13. dem Fachministerium.
4Für jedes Mitglied ist in entsprechender Anwendung der
Sätze 2 und 3 ein stellvertretendes Mitglied zu berufen. 5Wie-
derberufungen sind zulässig. 6Das Fachministerium wirkt darauf
hin, dass mindestens sechs Frauen und sechs Männer dem
Wissenschaftlichen Beirat angehören; dies gilt für die stellver-
tretenden Mitglieder entsprechend. 7Auf Verlangen der vor-
schlagenden Stelle ist das von ihr vorgeschlagene Mitglied oder
stellvertretende Mitglied abzuberufen. 8Wird ein Mitglied oder
ein stellvertretendes Mitglied abberufen oder scheidet es aus
sonstigen Gründen vorzeitig aus, so wird nach den Sätzen 2
und 3 eine Nachfolgerin oder ein Nachfolger berufen.

(3) Mit beratender Stimme können

1. jeweils eine Vertreterin oder ein Vertreter der übrigen Kam-
mern nach dem Kammergesetz für die Heilberufe mit Aus-
nahme der Tierärztekammer Niedersachsen,

2. insgesamt zwei Vertreterinnen oder Vertreter der Verbände
der gesetzlichen Krankenkassen in Niedersachsen und des
Verbandes der Ersatzkassen e. V.,

3. eine Vertreterin oder ein Vertreter des Medizinischen Diens-
tes der Krankenversicherung Niedersachsen sowie

4. eine Vertreterin oder ein Vertreter des Verbandes der Priva-
ten Krankenversicherung e. V. 

an den Sitzungen des Beirates teilnehmen.

(4) Der Beirat kann sich bei seiner Arbeit nach Maßgabe der
Vorschriften dieses Gesetzes von Sachverständigen unterstüt-
zen lassen. 

(5) Der Beirat gibt sich eine Geschäftsordnung.

(6) Für den Beirat wird beim KKN eine Geschäftsstelle einge-
richtet. 

(7) Die Kosten des wissenschaftlichen Beirates und seiner Ge-
schäftsstelle trägt das Land im erforderlichen Umfang.

A c h t e s  K a p i t e l

Finanzierung

§ 26

Verteilung der Betriebskostenpauschale

Das zuständige Fachministerium wird ermächtigt, mit ande-
ren Bundesländern Vereinbarungen zu treffen zur Frage der Ver-
teilung der Betriebskostenpauschale nach § 65 c Abs. 2 Satz 1
SGB V.

N e u n t e s  K a p i t e l

Löschvorschriften, technisch-organisatorischer 
Datenschutz

§ 27

Löschvorschriften und technisch-organisatorischer 
Datenschutz

1Das KKN stellt sicher, dass die in diesem Gesetz genannten
Löschvorschriften und die in § 7 des Niedersächsischen Daten-
schutzgesetzes aufgeführten Anforderungen zum technisch-

organisatorischen Datenschutz eingehalten werden. 2Identitäts-
daten sind 50 Jahre nach dem Tod oder spätestens 130 Jahre
nach der Geburt der betroffenen Person zu löschen. 3Näheres
zur Datenspeicherung und Datenlöschung kann durch Verord-
nung nach § 30 Nr. 5 geregelt werden.

§ 28

Geheimhaltung von Schlüsseln
1Die vom KKN zur Bildung von Kontrollnummern für die Ver-

arbeitung von Daten verwendeten Schlüssel sowie die Schlüssel
zur Herstellung der Chiffrate sind vom KKN geheim zu halten.
2Die für den Datenaustausch mit anderen Landeskrebsregis-
tern und dem Deutschen Kinderkrebsregister verwendeten
Schlüssel sind ebenso vom KKN geheim zu halten wie die für
den Datenaustausch mit der KLast und für die Datenübermitt-
lung an den Gemeinsamen Bundesausschuss verwendeten
Schlüssel. 3Die Schlüssel sind getrennt voneinander aufzube-
wahren. 4Nach den Sätzen 1 und 2 geheim zu haltende Schlüs-
sel dürfen nur für Zwecke dieses Gesetzes verwendet werden.
5Die Sätze 1 bis 4 gelten gleichermaßen für vom KKN für eigene
Zwecke generierte Schlüssel wie auch für solche Schlüssel, die
für diese Zwecke von Dritten zur Verfügung gestellt werden.

Z e h n t e s  K a p i t e l

Fachaufsicht, Zuständigkeiten

§ 29

Aufsicht, Aufgabenübertragung

(1) Die Aufgaben des KKN werden durch besonderes Gesetz
einer der Aufsicht des Landes unterstehenden Anstalt des öf-
fentlichen Rechts in Trägerschaft des Landes übertragen. 

(2) 1Das Fachministerium bestimmt, welche Landesbehörde
die Aufgaben der KLast wahrnimmt. 2Es kann die Aufgaben der
KLast einer juristischen Person des öffentlichen Rechts oder
des Privatrechts mit deren Einverständnis übertragen. 3Der Auf-
gabenträger nach Satz 2 unterliegt insoweit der Fachaufsicht
des Fachministeriums. 4Bestimmungen nach Satz 1 und Über-
tragungen nach Satz 2 sind im Niedersächsischen Ministerial-
blatt bekannt zu machen.

§ 30

Verordnungsermächtigung

Das zuständige Fachministerium wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung

1. die für die Erfüllung der Meldepflicht nach § 5 Abs. 1 zu
übermittelnden notwendigen Daten auf der Basis des im
Bundesanzeiger zu veröffentlichenden ADT/GEKID-Daten-
satzes einschließlich der weiteren notwendigen organspe-
zifischen Module (Basisdaten), 

2. weitere für die Beobachtung und Erforschung von Krebser-
krankungen sowie die Verbesserung der onkologischen Ver-
sorgung von Betroffenen im Sinne des § 65 c Abs. 1 SGB V
auf Landesebene erforderliche Daten (landesspezifische Da-
ten),

3. das Verfahren der Abrechnung und die Höhe der Aufwands-
entschädigung für

a) gemeldete Daten nach § 6 Abs. 1,

b) gemeldete Daten nach § 3 Abs. 7,

c) von Meldeberechtigten nach § 7 gemeldete Daten und 

d) gemeldete Daten zu nicht-melanotischen Hauttumoren
und ihren Frühformen nach § 65 c Abs. 6 Satz 2 SGB V,

4. die Abrechnung der Aufwandsentschädigung für Erkran-
kungen, die nicht unter § 65 c Abs. 6 SGB V fallen,

5. Regelungen zu Speicherungs- und Verarbeitungsvorschriften
im Vertrauens- und Registerbereich sowie im Austausch mit
der Vertrauens- und Registerstelle des EKN, sofern dieses
Gesetz nichts anderes regelt,
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6. das Verfahren zur Übermittlung von Daten zur Zertifizie-
rung und Rezertifizierung von Zentren der onkologischen
Versorgung und 

7. das Verfahren zur Anerkennung kooperierender Einrich-
tungen

zu bestimmen.

E l f t e s  K a p i t e l

Straftaten, Ordnungswidrigkeiten

§ 31

Straftaten

(1) Wer sich oder einer anderen Person unbefugt unver-
schlüsselte Identitätsdaten aus dem Datenbestand des KKN
verschafft, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit
Geldstrafe bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer

1. sich vorsätzlich Daten verschafft, ohne hierfür nach § 15
Abs. 1 oder 2 befugt zu sein,

2. Daten, die für die in § 15 Abs. 5, § 16 Abs. 3, § 19 Abs. 3,
§ 20 Abs. 2 oder § 25 Abs. 1 Satz 5 genannten Zwecke über-
mittelt wurden, für einen anderen Zweck verarbeitet oder
an Dritte weitergibt,

3. entgegen § 20 Abs. 1 Satz 3 Daten zusammenführt,

4. nach § 20 Abs. 2 oder § 21 Abs. 1 Satz 3 übermittelte Daten 

a) für einen anderen als im Antrag angegebenen oder geneh-
migten Zweck verarbeitet,

b) an Dritte weitergibt oder

c) nicht mit den im Antrag angegebenen oder genehmig-
ten Maßnahmen zum Schutz der Daten verarbeitet 

oder

5. einen Schlüssel über den nach § 28 gestatteten Umfang
hinaus für andere als in § 28 genannte Zwecke verwendet.

(3) Handelt die Täterin oder der Täter gegen Entgelt oder in
der Absicht, sich oder eine andere Person zu bereichern oder zu
schädigen, so wird sie oder er mit Freiheitsstrafe bis zu zwei
Jahren oder Geldstrafe bestraft.

§ 32

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer

1. entgegen § 4 Abs. 5 Änderungen der Melderstammdaten
oder der Zulassungsvoraussetzungen nach § 4 Abs. 1 Satz 1
nicht oder nicht unverzüglich mitteilt,

2. entgegen § 5 Abs. 2 Satz 2 nicht ermöglicht, dass die Melde-
pflichtigen ihrer Meldepflicht gemäß § 5 Abs. 1 nachkom-
men können, 

3. entgegen § 5 Abs. 4 eine Meldung nicht, nicht rechtzeitig
oder nicht vollständig abgibt,

4. entgegen § 15 Abs. 6 die Melder-Identifikation nach § 4
Abs. 2 Satz 3 an eine unbefugte Person weitergibt,

5. entgegen § 23 Abs. 2 Satz 2 den Vertrauensbereich nicht
unverzüglich über die Einlegung des Widerspruchs unter-
richtet und die erforderlichen Daten übermittelt,

6. die Auskunft des KKN entgegen § 24 Abs. 4 an Dritte weiter-
gibt oder

7. die nach diesem Gesetz erforderlichen Löschvorschriften
oder die Vorkehrungen zum technischen Datenschutz nach
§ 27 nicht beachtet.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu
30 000 Euro geahndet werden.

Z w ö l f t e s  K a p i t e l

Schlussvorschriften

§ 33

Altfallregelung, Übernahme von Daten aus 
bestehenden Datenbanken

1Das KKN kann Einrichtungen in Niedersachsen, insbeson-
dere Kliniken, Tumorzentren und Arztpraxen, die im Zusam-
menhang mit der ambulanten und stationären Behandlung von
Krebserkrankungen im Sinne des § 65 c Abs. 1 Nr. 1 SGB V
Daten von in Niedersachsen wohnhaften oder ehemals wohn-
haften Betroffenen in Datenbanken verarbeitet haben, auffor-
dern, eine pseudonymisierte elektronische Kopie der gespeicher-
ten Daten zur Verfügung zu stellen. 2Dies gilt nur für Daten,
die im KKN zur Erfüllung der Aufgaben nach § 65 c Abs. 1
SGB V erforderlich sind. 3Die Übertragung der Daten bedarf der
vorherigen Genehmigung durch das zuständige Fachministe-
rium.

§ 34

Fortfall der Aufgabenübertragung

1Fällt die Aufgabenübertragung an das KKN ganz oder teil-
weise fort, so sind alle bis dahin bei dem KKN verarbeiteten und
nicht verarbeiteten Daten dem Land Niedersachsen unverzüg-
lich zur Verfügung zu stellen. 2Anschließend sind alle beim
KKN vorhandenen Daten zu löschen.

§ 35

Probebetrieb

1Der Probebetrieb des Registers ist die Erprobung der Funk-
tionalität des Registers, insbesondere bei der Entgegennahme,
Verarbeitung und Speicherung der notwendigen Daten im Ver-
trauens- und Registerbereich. 2Das zuständige Fachministerium
und das KKN legen im Einvernehmen den Kreis der Leistungs-
erbringerinnen und Leistungserbringer fest, die am Probebe-
trieb teilnehmen können. 3Beginn und Ende des Probebetriebs
werden durch das zuständige Fachministerium bekannt gege-
ben. 4Während dieses Zeitraums dürfen die Daten nach Satz 1
von den Leistungserbringerinnen und Leistungserbringern be-
reits an den Vertrauensbereich gemeldet und im KKN verar-
beitet werden. 5Diese Daten dürfen in dem sich unmittelbar
daran anschließenden regulären Betrieb (Routinebetrieb) wei-
ter verwendet werden.

§ 36

Evaluation

1Drei Jahre nach Beginn des Routinebetriebs erfolgt eine Eva-
luation dieses Gesetzes einschließlich des Gesetzes über die
Übertragung von Aufgaben der klinischen Krebsregistrierung
in Niedersachsen. 2Die Evaluation bezieht sich insbesondere auf
die

1. Zusammenarbeit mit den Nutzerinnen und Nutzern, 

2. Zusammenarbeit mit kooperierenden Einrichtungen,

3. Unterstützung von Tumorkonferenzen und regionalen Qua-
litätskonferenzen,

4. Akzeptanz und die Auswirkungen der Widerspruchslösung
und des Auskunftsrechts und

5. Nutzung der Daten des KKN für wissenschaftliche Zwecke.

Artikel 2

Änderung des Gesetzes über das 
Epidemiologische Krebsregister Niedersachsen

Das Gesetz über das Epidemiologische Krebsregister Nieder-
sachsen vom 7. Dezember 2012 (Nds. GVBl. S. 550), geändert
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 17. September 2015 (Nds.
GVBl. S. 186), wird wie folgt geändert:



Nds. GVBl. Nr. 19/2017, ausgegeben am 29. 9. 2017

349

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 24 wird das Wort „und“ durch ein Kom-
ma ersetzt.

bb) In Nummer 25 wird am Ende der Punkt durch das
Wort „und“ ersetzt.

cc) Es wird die folgende Nummer 26 angefügt:

„26. biologische Eigenschaften eines Tumors, Pro-
gnosefaktoren und prädikative Marker.“

b) In Absatz 3 Nr. 4 wird die Zahl „25“ durch die Zahl „26“
ersetzt.

2. § 6 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 4 werden im einleitenden Satzteil nach dem
Wort „Daten“ die Worte „und zur Aufgabenerfüllung
nach § 11 a Abs. 1 Nr. 3“ eingefügt.

b) Es wird der folgende neue Absatz 6 eingefügt: 

„(6) Die Vertrauensstelle darf vom Vertrauensbereich
des Klinischen Krebsregisters Niedersachsen (KKN) über-
mittelte Daten zum Zweck

1. des Abgleichs mit bereits im Krebsregister gespeicher-
ten betroffenen Personen und 

2. der Verarbeitung von Meldungen nach § 3 

entgegennehmen und gemäß § 7 Abs. 1 verarbeiten.“

c) Die bisherigen Absätze 6 und 7 werden Absätze 7 und 8.

3. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Am Ende der Nummer 10 wird das Wort „und“ ge-
strichen.

bb) Am Ende der Nummer 11 wird der Punkt durch das
Wort „und“ ersetzt.

cc) Es wird die folgende Nummer 12 angefügt:

„12. die nach § 6 Abs. 6 vom Vertrauensbereich des
KKN zur Verfügung gestellten Daten zu ver-
arbeiten, Kontrollnummern und Chiffrate zu
bilden und an die Registerstelle weiterzulei-
ten sowie die nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 von der
Registerstelle übermittelten Ergebnisse und be-
reinigten Daten an den Vertrauensbereich des
KKN zu übermitteln.“

d) In Absatz 4 Satz 4 wird das Wort „vier“ durch das Wort
„acht“ ersetzt.

4. § 8 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Es wird die folgende neue Nummer 2 eingefügt: 

„2. anhand der nach § 6 Abs. 6 von der Vertrauensstelle
übermittelten Daten die gespeicherten Datensätze
auf Dopplungen und die beste Information zu über-
prüfen und, falls erforderlich, die Daten zu berei-
nigen; das Ergebnis und die bereinigten Daten sind
an die Vertrauensstelle zurückzumelden,“. 

b) Die bisherigen Nummern 2 bis 5 werden Nummern 3
bis 6.

5. § 9 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird die Angabe „Nrn. 9 bis 12, 15, 16, 21
und 22“ durch die Angabe „Nrn. 9 bis 12, 15, 16, 20 bis
22, 25 und 26“ ersetzt. 

b) In Satz 2 werden nach den Worten „Kommunikations-
nummer und“ die Worte „die Daten nach § 2 Abs. 2
Nrn. 9, 10, 12, 20, 25 und 26 sowie“ eingefügt.

6. In § 11 Abs. 4 Nr. 2 werden die Worte „§ 2 Abs. 1 Nr. 3 und“
gestrichen.

7. Nach § 11 wird der folgende § 11 a eingefügt:

„§ 11 a

Datenaustausch mit dem KKN

(1) Zu den durch das KKN übermittelten Daten zu einer
betroffenen Person darf die Vertrauensstelle dem KKN Da-
ten des Krebsregisters übermitteln und mit dem KKN abglei-
chen, die von ihr aufgrund 

1. einer Meldung nach § 3, § 7 Abs. 1 Nr. 11 oder § 7 Abs. 3
Satz 2,

2. der Verarbeitung von Todesbescheinigungen nach § 6
Abs. 1 oder 2,

3. des Abgleichs mit den Melderegisterdaten nach § 6 Abs. 4
oder 5,

4. einer Aktualisierung der Melderdaten,

5. des Datenabgleichs nach § 11 Abs. 6 oder 

6. des Datenabgleichs nach § 11 Abs. 7

für die Aufgabenerfüllung nach diesem Gesetz verarbeitet
werden. 

(2) Soweit zu einer betroffenen Person ein Widerspruch
nach § 4 vorliegt, wird dem KKN zusätzlich das Merkmal
,Widerspruch‘ übermittelt.“

Artikel 3

Gesetz
über die Anstalt „Klinisches Krebsregister 

Niedersachsen (KKN)“ und die Übertragung 
von Aufgaben der klinischen Krebsregistrierung 

in Niedersachsen (GAnstKKN)

§ 1

Errichtung, Entstehung, Name, Sitz, 
Aufgaben, Aufsicht

(1) 1Das Land Niedersachsen errichtet mit Wirkung vom
1. Dezember 2017 unter dem Namen „Klinisches Krebsregis-
ter Niedersachsen (KKN)“ eine rechtsfähige Anstalt des öffent-
lichen Rechts mit Sitz in Hannover. 2Träger der Anstalt ist das
Land Niedersachsen. 3Die Anstalt ist dienstherrnfähig und führt
ein Dienstsiegel.

(2) Der Anstalt werden die Aufgaben des KKN nach dem
Gesetz über das Klinische Krebsregister Niedersachsen (GKKN)
zur Erfüllung nach Weisung übertragen.

(3) Die Anstalt untersteht der Fachaufsicht des für Gesund-
heit zuständigen Ministeriums (Fachministerium).

(4) 1Abweichend von den Absätzen 1 und 2 sind die Mitglie-
der des Wissenschaftlichen Beirates nach § 25 GKKN (Beirat)
nicht an Weisungen gebunden und untersteht der Beirat nur der
Rechtsaufsicht des Fachministeriums. 2Das Fachministerium
kann zu den Angelegenheiten des Beirates jederzeit Auskünfte,
Berichte und die Vorlage von Akten verlangen. 3Weiter kann
das Fachministerium Maßnahmen des Beirates, die das Recht
verletzen, mit der Wirkung beanstanden, dass sie nicht vollzo-
gen werden dürfen. 4Es kann verlangen, dass bereits vollzogene
Maßnahmen rückgängig gemacht werden.

§ 2

Satzung

1Die Anstalt gibt sich eine Satzung. 2Diese regelt insbesondere

1. das Nähere über den Aufbau und die innere Organisation
der Anstalt,

2. die Wertgrenzen, bei deren Überschreitung der Verwaltungs-
rat über Rechtsgeschäfte beschließt (§ 4 Abs. 6 Nr. 7), sowie
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3. die Angelegenheiten, die sich der Verwaltungsrat allgemein
zur Beschlussfassung vorbehält (§ 4 Abs. 6 Nr. 8).

3Die Satzung und ihre Änderungen bedürfen der Genehmigung
des Fachministeriums und werden erst mit der Genehmigung
wirksam. 4Sie sind vom Fachministerium im Niedersächsischen
Ministerialblatt bekannt zu machen.

§ 3

Organe

Organe der Anstalt sind der Verwaltungsrat und die Ge-
schäftsführerin oder der Geschäftsführer.

§ 4

Verwaltungsrat

(1) 1Der Verwaltungsrat besteht aus sieben Mitgliedern.
2Diese werden vom Fachministerium für die Dauer von drei
Jahren berufen. 3Zwei Personen werden auf gemeinsamen
Vorschlag der Verbände der gesetzlichen Krankenkassen in
Niedersachsen und des Verbandes der Ersatzkassen e. V. beru-
fen; eine Person wird auf Vorschlag des Personalrats der Anstalt
berufen. 4Ist ein Personalrat noch nicht gebildet, so schlägt der
Personalrat des Fachministeriums das Mitglied vor. 5Wird nach
der Berufung der Mitglieder ein Personalrat der Anstalt gebildet
und unterbreitet dieser einen Vorschlag, so hat das Fachminis-
terium die vorgeschlagene Person für den Rest der Amtszeit zu
berufen und das zunächst berufene Mitglied abzuberufen. 6Für
jedes Mitglied ist in entsprechender Anwendung der Sätze 2
bis 5 ein stellvertretendes Mitglied zu berufen. 7Das Fachminis-
terium wirkt darauf hin, dass mindestens zwei Mitglieder und
mindestens zwei stellvertretende Mitglieder Frauen und min-
destens zwei Mitglieder und mindestens zwei stellvertretende
Mitglieder Männer sind. 8Wiederberufungen sind zulässig.

(2) 1Das Fachministerium hat die nach Absatz 1 Sätze 3 bis 5
vorgeschlagenen Mitglieder und die für sie berufenen stellver-
tretenden Mitglieder auf Verlangen der vorschlagenden Stelle
abzuberufen. 2Die übrigen Mitglieder und die für sie berufe-
nen stellvertretenden Mitglieder kann das Fachministerium
jederzeit abberufen. 3Wird ein Mitglied oder stellvertretendes
Mitglied abberufen oder scheidet es aus sonstigen Gründen vor-
zeitig aus, so wird nach Absatz 1 eine Nachfolgerin oder ein
Nachfolger für den Rest der Amtszeit berufen.

(3) 1Der Verwaltungsrat wählt aus seiner Mitte eine Vorsit-
zende oder einen Vorsitzenden sowie eine stellvertretende Vor-
sitzende oder einen stellvertretenden Vorsitzenden. 2Die oder
der Vorsitzende beruft den Verwaltungsrat nach Bedarf, je-
doch mindestens zweimal jährlich, zu einer Sitzung ein. 3Zur
ersten Sitzung beruft das Fachministerium den Verwaltungsrat
ein.

(4) 1Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn er zu der
Sitzung ordnungsgemäß einberufen wurde und mindestens
vier Mitglieder oder stellvertretende Mitglieder anwesend sind.
2Beschlüsse des Verwaltungsrates kommen mit der Mehrheit
der Stimmen seiner Mitglieder zustande. 3Bei Stimmengleich-
heit gibt die Stimme des den Vorsitz führenden Mitglieds den
Ausschlag.

(5) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung.

(6) Der Verwaltungsrat beschließt über

1. die Satzung und deren Änderung,

2. die Grundsätze für die Geschäftsführung der Anstalt,

3. die Genehmigung der Jahresrechnung oder des Jahresab-
schlusses,

4. die Bestimmung der die Jahresrechnung prüfenden Stelle
oder die Bestellung der Abschlussprüferin oder des Ab-
schlussprüfers,

5. die Berufung und Abberufung der Geschäftsführerin oder
des Geschäftsführers sowie ihrer oder seiner Stellvertre-
tung und die sie oder ihn betreffenden dienstrechtlichen
Maßnahmen,

6. die Entlastung der Geschäftsführerin oder des Geschäfts-
führers,

7. die Rechtsgeschäfte, die einen in der Satzung festgelegten
Wert übersteigen, und

8. die Angelegenheiten, die sich der Verwaltungsrat im Einzel-
fall oder in der Satzung zur Beschlussfassung vorbehalten
hat.

(7) 1Beschlüsse nach den Absätzen 5 und 6 Nr. 5 bedürfen
der Genehmigung des Fachministeriums. 2Sie werden erst mit
der Genehmigung wirksam.

(8) Wird ein Mitglied des Beirates nach § 25 Abs. 2 Satz 7
GKKN abberufen, so unterrichtet das Fachministerium unver-
züglich den Verwaltungsrat.

(9) 1Der Verwaltungsrat überwacht die Geschäftsführung.
2Er kann von der Geschäftsführerin oder dem Geschäftsführer
jederzeit Auskunft über alle Angelegenheiten der Anstalt ver-
langen, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.

§ 5

Geschäftsführerin, Geschäftsführer

(1) 1Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer sowie
ihre oder seine Stellvertretung soll für die Dauer von fünf Jahren
berufen werden. 2Wiederberufungen sind zulässig. 3Die Ge-
schäftsführerin oder der Geschäftsführer sowie ihre oder seine
Stellvertretung können aus wichtigem Grund abberufen wer-
den.

(2) 1Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer bereitet
die Beschlüsse des Verwaltungsrates vor und führt diese aus.
2Sie oder er ist ferner für alle Angelegenheiten zuständig, die
nicht der Beschlussfassung durch den Verwaltungsrat unter-
liegen. 3Sie oder er führt die Geschäfte der Anstalt im Rahmen
der für die Geschäftsführung beschlossenen Grundsätze.

(3) 1Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer vertritt
die Anstalt gerichtlich und außergerichtlich. 2In Angelegen-
heiten, die die Geschäftsführerin oder den Geschäftsführer per-
sönlich betreffen, wird die Anstalt durch die Vorsitzende oder
den Vorsitzenden des Verwaltungsrates vertreten.

§ 6

Finanzierung der Anstalt

Die Kosten für die Erfüllung der nach § 1 Abs. 2 übertragenen
Aufgaben trägt das Land, soweit sie nicht durch die fallbezo-
gene Krebsregisterpauschale nach § 65 c Abs. 4 des Fünften
Buchs des Sozialgesetzbuchs, Gebühreneinnahmen, die Erstat-
tung von Auslagen und Zuschüsse Dritter gedeckt sind.

Artikel 4

Änderung der Verordnung über sachliche 
Zuständigkeiten für die Verfolgung und 

Ahndung von Ordnungswidrigkeiten

Nach § 3 Abs. 1 Nr. 9 der Verordnung über sachliche Zustän-
digkeiten für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswid-
rigkeiten vom 17. November 2014 (Nds. GVBl. S. 311), geändert
durch Verordnung vom 29. August 2017 (Nds. GVBl. S. 275),
wird die folgende Nummer 9 a eingefügt:

„9 a. nach § 32 des Gesetzes über das Klinische Krebsregis-
ter Niedersachsen vom 25. September 2017 (Nds. GVBl.
S. 340);“.
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Artikel 5

Inkrafttreten, Aufhebung von Vorschriften

1Dieses Gesetz tritt am 1. Dezember 2017 in Kraft. 2Gleich-
zeitig wird das Gesetz über die Übertragung von Aufgaben der
klinischen Krebsregistrierung in Niedersachsen vom 15. Sep-
tember 2016 (Nds. GVBl. S. 184) aufgehoben.

Hannover, den 25. September 2017

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Bernd  B u s e m a n n

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen 

Raumordnungsgesetzes

Vom 25. September 2017

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Niedersächsischen 
Raumordnungsgesetzes

Das Niedersächsische Raumordnungsgesetz vom 18. Juli 2012
(Nds. GVBl. S. 252), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 2. März 2017 (Nds. GVBl. S. 53), wird wie folgt ge-
ändert:

1. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Im einleitenden Teil des Satzes 1 werden die An-
gabe „§ 9“ durch die Angabe „§ 8“ und das Wort
„übersandt“ durch das Wort „übermittelt“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird das Wort „übersandt“ durch das Wort
„übermittelt“ ersetzt.

cc) Satz 3 Halbsatz 1 erhält folgende Fassung:

„3Die Unterlagen sollen in elektronischer Form über-
mittelt oder im Internet bereitgestellt werden;“.

dd) Es wird der folgende neue Satz 5 eingefügt:

„5Mit der Fristsetzung nach Satz 4 ist auf den
Ausschluss verspäteter Stellungnahmen (§ 9 Abs. 2
Satz 4 ROG) hinzuweisen.“

ee) Die bisherigen Sätze 5 und 6 werden Sätze 6 und 7.

b) In Absatz 3 Sätze 1 und 2 Halbsatz 2 wird jeweils die
Angabe „§ 10 Abs. 1“ durch die Angabe „§ 9 Abs. 2“ er-
setzt.

c) Absatz 4 wird gestrichen.

d) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4 und wie folgt ge-
ändert:

In Satz 1 werden vor den Worten „Anregungen und Be-
denken“ die Worte „Die fristgerecht eingegangenen und
nicht gemäß § 9 Abs. 2 Satz 4 ROG ausgeschlossenen“
eingefügt.

e) Absatz 6 wird gestrichen.

f) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 5 und wie folgt ge-
ändert:

In den Sätzen 1 und 2 wird jeweils die Angabe „§ 11“
durch die Angabe „§ 10“ ersetzt.

2. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird die Angabe „Satz 1“ durch die Angabe
„Sätze 1 und 2“ ersetzt.

b) In Absatz 3 wird die Angabe „§ 10 Abs. 1, § 11 Abs. 2
und § 12“ durch die Angabe „§ 9 Abs. 2 und 3, § 10
Abs. 2 und § 11“ ersetzt.

3. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „Satz 2“ durch die
Angabe „Satz 3“ ersetzt.

b) In Absatz 2 wird die Angabe „§ 8“ durch die Angabe
„§ 13“ ersetzt.

c) In Absatz 6 Satz 1 wird im Klammerzusatz die Angabe
„§ 11“ durch die Angabe „§ 10“ ersetzt.

d) In Absatz 8 werden die Worte „und die Art der Dar-
stellung raumordnerischer Festlegungen in den Regio-
nalen Raumordnungsprogrammen“ gestrichen und am
Ende die Worte „sowie Vorschriften über die Darstel-
lung des Planinhalts, insbesondere über einheitlich zu
verwendende Planzeichen und ihre Bedeutung, zu er-
lassen“ eingefügt.

4. § 6 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden das Wort „und“ durch ein Komma und
die Angabe „§ 9“ durch die Angabe „§ 8“ ersetzt sowie
am Ende ein Komma und die Worte „und wenn die Än-
derungen Festlegungen für den Meeresbereich nicht
betreffen“ eingefügt.

b) In Satz 2 werden nach der Angabe „Abs. 1“ die Worte
„und von § 9 Abs. 1 ROG in Verbindung mit § 7 Abs. 7
ROG“ eingefügt.

c) In Satz 3 wird die Angabe „§ 10 Abs. 1“ durch die An-
gabe „§ 9 Abs. 2“ ersetzt. 

5. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „§ 3 Abs. 2 bis 6“ durch
die Angabe „§ 3 Abs. 2 bis 4“ ersetzt.

bb) In Satz 3 wird die Angabe „§ 11“ durch die Angabe
„§ 10“ ersetzt.

cc) In Satz 4 wird die Angabe „§ 12“ durch die Angabe
„§ 11“ ersetzt.

b) In Absatz 2 wird die Verweisung „§ 3 Abs. 1 und 7“
durch die Verweisung „§ 3 Abs. 1 und 5“ ersetzt.

6. § 9 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird die Angabe „§ 15 Abs. 1 Satz 4 Halb-
satz 1“ durch die Angabe „§ 16 Abs. 2 Satz 1“ ersetzt.

b) In Satz 2 wird die Angabe „§ 15 Abs. 1 Satz 4 Halb-
satz 2“ durch die Angabe „§ 16 Abs. 2 Satz 2“ ersetzt.

7. § 10 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „Satz 2“ gestrichen.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „§ 6 Abs. 3 und 4“ durch
die Angabe „§ 16“ ersetzt.

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) 1Die in ihren Belangen berührten öffentlichen
Stellen sind über das Vorhaben, über die Möglichkeit,
hierzu innerhalb der zu bestimmenden Frist (§ 15
Abs. 3 Satz 3 Halbsatz 2 ROG) Stellung zu nehmen,
sowie über die Frist des Absatzes 6 zu unterrichten.
2Ihnen sind die Verfahrensunterlagen zu übersenden
oder elektronisch zu übermitteln; im Fall der Bereit-
stellung im Internet ist ihnen die Internetadresse mit-
zuteilen.“

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert:

aa) Es wird der folgende neue Satz 3 eingefügt:

„3Den nach § 3 UmwRG vom Land anerkannten
Naturschutzvereinigungen, die nach ihrer Sat-
zung landesweit tätig sind, sowie Verbänden und
Vereinigungen, deren Aufgabenbereich für die Ent-
wicklung des jeweiligen Planungsraums von Be-
deutung ist, sind die Verfahrensunterlagen zu über-
senden oder elektronisch zu übermitteln; im Fall
der Bereitstellung im Internet ist ihnen die Inter-
netadresse mitzuteilen.“

bb) Die bisherigen Sätze 3 bis 5 werden Sätze 4 bis 6.

cc) Im neuen Satz 5 werden nach dem Wort „Äuße-
rung“ die Worte „innerhalb der zu bestimmenden
Frist (§ 15 Abs. 3 Satz 3 Halbsatz 2 ROG)“ einge-
fügt.
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d) Es werden die folgenden Absätze 6 bis 8 angefügt:

„(6) Äußert sich ein nach Absatz 4 am Verfahren Be-
teiligter nicht innerhalb von zwei Monaten nach An-
forderung der Stellungnahme zu dem Vorhaben oder
verlangt er nicht innerhalb dieser Frist unter Angabe
von Hinderungsgründen eine Nachfrist für seine Stel-
lungnahme, so kann davon ausgegangen werden, dass
das Vorhaben mit den von diesem Verfahrensbeteilig-
ten wahrzunehmenden öffentlichen Belangen in Ein-
klang steht.

(7) Anregungen und Bedenken der durch das Vor-
haben in ihren Belangen berührten

1. Träger der Regionalplanung,

2. Landkreise und kreisfreien Städte, die nicht Träger
der Regionalplanung sind,

3. kreisangehörigen Gemeinden und Samtgemeinden,

4. öffentlich-rechtlich Verpflichteten in gemeinde-
freien Gebieten und

5. Naturschutzvereinigungen nach Absatz 5 Satz 3

sind mit diesen zu erörtern, soweit die Anregungen und
Bedenken sich auf wesentliche Inhalte des Vorhabens
beziehen; mit den sonstigen Beteiligten kann eine Er-
örterung stattfinden.

(8) Bei Raumordnungsverfahren für Vorhaben, für
die eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen
ist, bleiben die dafür geltenden ergänzenden Verfah-
rensvorschriften des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung und des Niedersächsischen Gesetzes
über die Umweltverträglichkeitsprüfung unberührt.“

8. In § 11 Abs. 1 Nr. 4 wird die Angabe „Satz 2“ gestrichen. 

9. § 12 erhält folgende Fassung:

„§ 12

Beschleunigtes Raumordnungsverfahren
1Das beschleunigte Raumordnungsverfahren kann ab-

weichend von § 16 Abs. 1 ROG nur für Vorhaben durch-
geführt werden, die keiner Umweltverträglichkeitsprü-
fung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeits-

prüfung oder dem Niedersächsischen Gesetz über die
Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen. 2Im beschleu-
nigten Raumordnungsverfahren kann abweichend von
§ 10 Abs. 5 und von § 15 Abs. 3 ROG auf die Beteiligung
der Öffentlichkeit sowie auf eine Erörterung nach § 10
Abs. 7 und auf eine Auslegung nach § 11 Abs. 3 Satz 2
verzichtet werden.“

10. In § 14 Satz 1 wird die Angabe „§ 9“ durch die Angabe
„§ 8“ ersetzt.

11. In § 18 Abs. 1 Satz 2 werden am Ende ein Semikolon und
die Worte „sie üben die Fachaufsicht über die unteren
Landesplanungsbehörden aus“ eingefügt.

12. In § 19 Abs. 3 Satz 1 wird der Klammerzusatz „(§ 14 ROG)“
durch den Klammerzusatz „(§ 12 ROG)“ ersetzt.

13. § 21 erhält folgende Fassung:

„§ 21

Übergangsvorschrift
1Verfahren zur Aufstellung und zur Änderung von

Raumordnungsplänen sowie Raumordnungsverfahren,
die vor dem 29. November 2017 förmlich eingeleitet wur-
den, werden nach den bis zum 28. November 2017 gel-
tenden Fassungen dieses Gesetzes und des Raumord-
nungsgesetzes abgeschlossen. 2Ist mit gesetzlich vorge-
schriebenen einzelnen Schritten des Verfahrens noch nicht
begonnen worden, so können diese auch nach den ab
dem 29. November 2017 geltenden Fassungen dieses Ge-
setzes und des Raumordnungsgesetzes durchgeführt wer-
den.“

Artikel 2

Neubekanntmachung

Das Fachministerium wird ermächtigt, das Niedersächsische
Raumordnungsgesetz in der nunmehr geltenden Fassung mit
neuem Datum bekannt zu machen und dabei Unstimmigkei-
ten des Wortlauts zu beseitigen.

Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 29. November 2017 in Kraft.

Hannover, den 25. September 2017

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Bernd  B u s e m a n n

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z 
zur Änderung des Niedersächsischen 

Störfallgesetzes*)

Vom 25. September 2017

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Niedersächsische Störfallgesetz vom 20. November 2001
(Nds. GVBl. S. 700), zuletzt geändert durch Gesetz vom 8. Juni
2010 (Nds. GVBl. S. 235), wird wie folgt geändert:

1. In § 1 wird die Angabe „Satz 1“ durch die Angabe „Abs. 2“
ersetzt.

2. § 2 erhält folgende Fassung:

„§ 2

Verweisungen, Geltungsbereich und 
Begriffsbestimmungen

(1) 1Soweit in diesem Gesetz auf Vorschriften des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) Bezug genommen
wird, bezieht sich die Verweisung auf die Fassung vom
17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771).
2Soweit in diesem Gesetz auf Vorschriften der Zwölften
Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Störfall-Verordnung — 12. BImSchV —)
Bezug genommen wird, bezieht sich die Verweisung auf
die Fassung vom 15. März 2017 (BGBl. I S. 483), geändert
durch Artikel 58 des Gesetzes vom 29. März 2017 (BGBl. I
S. 626), mit den späteren Änderungen.

(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten für Betriebs-
bereiche im Sinne des § 3 Abs. 5 a BImSchG, die nicht ge-
werblichen Zwecken dienen und die nicht im Rahmen
wirtschaftlicher Unternehmungen Verwendung finden.

(3) Die Begriffsbestimmungen des § 3 Abs. 5 und 5 b
BImSchG sowie die Begriffsbestimmungen des § 2
12. BImSchV gelten entsprechend.“

3. § 3 erhält folgende Fassung:

„§ 3

Betreiberpflichten

§ 1 Abs. 1, die §§ 3 bis 12 und 19 Abs. 1, 2 und 6
12. BImSchV über die allgemeine Pflicht des Betreibers zu
störfallverhindernden Vorkehrungen und über besondere
Handlungs-, Mitteilungs-, Informations- und Überprüfungs-
pflichten des Betreibers gelten entsprechend.“

4. Nach § 3 wird der folgende § 3 a eingefügt:

„§ 3 a

Genehmigungsvorbehalt
1Die störfallrelevante Errichtung und der Betrieb oder

die störfallrelevante Änderung einer Anlage, die Betriebs-
bereich oder Bestandteil eines Betriebsbereichs ist, bedarf
einer Genehmigung nach diesem Gesetz. 2§ 23 b Abs. 1
Sätze 3, 4 und 6 bis 8 und Abs. 2 bis 4 BImSchG sowie
§ 18 12. BImSchV gelten entsprechend. 3Die Genehmigung
ist zu erteilen, wenn sichergestellt ist, dass die Betreiber-
pflichten nach § 3 eingehalten werden und andere öffent-
lich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes
nicht entgegenstehen.“

*) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2012/18/EU des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 zur Beherr-
schung der Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen, zur
Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG
des Rates (ABl. EU Nr. L 197 S. 1).

5. § 4 erhält folgende Fassung:

„§ 4

Pflichten und Befugnisse der Behörden

(1) Die §§ 13 bis 17 und 19 Abs. 3 bis 5 12. BImSchV
über die Pflichten der zuständigen Behörden finden ent-
sprechende Anwendung.

(2) 1Für die Überwachung der Durchführung dieses Ge-
setzes gilt § 52 Abs. 1 Sätze 1 und 2, Abs. 2 Sätze 1, 3 und 4,
Abs. 4 Sätze 1 und 3, Abs. 5 und 6 Sätze 1, 3 und 4 sowie
Abs. 7 BImSchG entsprechend. 2Soweit § 52 Abs. 2 Satz 1
und Abs. 6 Satz 1 BImSchG entsprechend anzuwenden ist,
wird das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung
(Artikel 13 des Grundgesetzes) eingeschränkt.

(3) 1Die zuständige Behörde kann im Einzelfall die zur
Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Anordnungen
treffen. 2Kann das Ziel der Anordnung auch durch eine
Maßnahme zum Zweck des Arbeitsschutzes erreicht wer-
den, so soll diese angeordnet werden.

(4) 1Kommt der Betreiber einer Anlage einer vollziehba-
ren behördlichen Anordnung nach Absatz 3 Satz 1 nicht
nach, so kann die zuständige Behörde den Betrieb der An-
lage ganz oder teilweise bis zur Erfüllung der Anordnung
untersagen. 2§ 25 Abs. 1 a BImSchG gilt entsprechend.

(5) § 25 a BImSchG gilt entsprechend, wenn eine Anlage,
die Betriebsbereich oder Bestandteil eines Betriebsbereichs
ist, ohne die erforderliche Genehmigung nach § 3 a störfall-
relevant errichtet und betrieben oder störfallrelevant geän-
dert wird.“

6. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

b) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Für die Durchführung des Verfahrens zur Erteilung
einer Genehmigung nach § 3 a sind 

1. das Staatliche Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig
für die Aufsichtsbezirke der Staatlichen Gewerbe-
aufsichtsämter Braunschweig und Göttingen,

2. das Staatliche Gewerbeaufsichtsamt Hannover für die
Aufsichtsbezirke der Staatlichen Gewerbeaufsichts-
ämter Hannover und Hildesheim,

3. das Staatliche Gewerbeaufsichtsamt Lüneburg für die
Aufsichtsbezirke der Staatlichen Gewerbeaufsichts-
ämter Celle, Cuxhaven und Lüneburg und 

4. das Staatliche Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg für
die Aufsichtsbezirke der Staatlichen Gewerbeauf-
sichtsämter Emden, Oldenburg und Osnabrück

zuständig.“

7. Nach § 5 wird der folgende § 5 a eingefügt:

„§ 5 a

Übergangsvorschriften

(1) Der Betreiber eines Betriebsbereichs, der am 29. Sep-
tember 2017 unter den Anwendungsbereich dieses Geset-
zes fällt und dessen Einstufung als Betriebsbereich der
oberen oder unteren Klasse sich ab dem 30. September
2017 nicht ändert, hat 

1. der zuständigen Behörde die Angaben nach § 3 dieses
Gesetzes in Verbindung mit § 7 Abs. 1 12. BImSchV bis
zum Ablauf des 30. Dezember 2017 schriftlich anzu-
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zeigen, sofern der Betreiber der zuständigen Behörde
die entsprechenden Angaben nicht bereits übermittelt
hat,

2. das Konzept nach § 3 dieses Gesetzes in Verbindung
mit § 8 Abs. 1 Satz 1 12. BImSchV unverzüglich, spätes-
tens jedoch bis zum Ablauf des 30. Dezember 2017, zu
aktualisieren, soweit dies aufgrund der Anforderungen
dieses Gesetzes erforderlich ist.

(2) Sofern es sich in den Fällen des Absatzes 1 um einen
Betriebsbereich der oberen Klasse handelt, hat der Betrei-
ber zusätzlich

1. den Sicherheitsbericht nach § 3 dieses Gesetzes in Ver-
bindung mit § 9 Abs. 1 und 2 oder 3 12. BImSchV bis
zum Ablauf des 30. Dezember 2017 zu aktualisieren
und aktualisierte Teile der zuständigen Behörde bis zu
diesem Zeitpunkt vorzulegen,

2. die internen Alarm- und Gefahrenabwehrpläne nach
§ 3 dieses Gesetzes in Verbindung mit § 10 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 12. BImSchV zu aktualisieren und den zuständigen
Behörden nach § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 12. BImSchV un-
verzüglich, spätestens jedoch zum Ablauf des 30. De-
zember 2017 Informationen zu übermitteln, sofern
nicht die bestehenden internen Alarm- und Gefahren-
abwehrpläne sowie die Informationen nach § 3 dieses
Gesetzes in Verbindung mit § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
12. BImSchV unverändert geblieben sind und den An-
forderungen dieses Gesetzes entsprechen.

(3) 1Der Betreiber eines Betriebsbereichs, der ab dem
1. Juni 2015 aus anderen Gründen als Änderungen seiner
Anlagen oder seiner Tätigkeiten, die eine Änderung ihres
Inventars gefährlicher Stoffe zur Folge haben, unter den
Anwendungsbereich der Richtlinie 2012/18/EU fällt oder
eine Änderung seiner Einstufung als Betriebsbereich der
unteren oder oberen Klasse erfährt, hat 

1. der zuständigen Behörde die Angaben nach § 3 dieses
Gesetzes in Verbindung mit § 7 Abs. 1 12. BImSchV in-

nerhalb von drei Monaten nach dem Zeitpunkt, zu dem
dieses Gesetz für den betreffenden Betriebsbereich gilt,
schriftlich anzuzeigen, sofern der Betreiber der zustän-
digen Behörde die entsprechenden Angaben nicht be-
reits übermittelt hat,

2. das Konzept nach § 3 dieses Gesetzes in Verbindung
mit § 8 Abs. 1 Satz 1 12. BImSchV unverzüglich, spätes-
tens jedoch bis zum Ablauf von sechs Monaten nach
dem Zeitpunkt, zu dem dieses Gesetz für den betreffen-
den Betriebsbereich gilt, auszuarbeiten und seine Um-
setzung sicherzustellen.

2In den Fällen des Satzes 1 gelten dessen Anforderungen
abweichend von Absatz 1, wenn sie vor dem 29. Septem-
ber 2017 zu erfüllen sind.

(4) Sofern es sich in den Fällen des Absatzes 3 um einen
Betriebsbereich der oberen Klasse handelt, hat der Betrei-
ber zusätzlich

1. den Sicherheitsbericht nach § 3 dieses Gesetzes in Ver-
bindung mit § 9 Abs. 1 und 2 12. BImSchV unverzüg-
lich, spätestens jedoch bis zum Ablauf eines Jahres nach
dem Zeitpunkt, zu dem die Anforderungen an Betriebs-
bereiche der oberen Klasse für den betreffenden Betriebs-
bereich gelten, zu erstellen und der zuständigen Behörde
vorzulegen, wobei § 9 Abs. 3 12. BImSchV entsprechend
gilt,

2. die Pflichten nach § 3 dieses Gesetzes in Verbindung mit
§ 10 Abs. 1 Satz 1 12. BImSchV unverzüglich, spätes-
tens jedoch bis zum Ablauf eines Jahres nach dem Zeit-
punkt, zu dem die Anforderungen an Betriebsbereiche
der oberen Klasse für den betreffenden Betriebsbereich
gelten, zu erfüllen, wobei § 10 Abs. 2 bis 4 12. BImSchV
entsprechend gilt.“

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 25. September 2017

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Bernd  B u s e m a n n

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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Niedersächsisches Architektengesetz
(NArchtG)*)

Vom 25. September 2017

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

I n h a l t s ü b e r s i c h t

E r s t e r  T e i l

Schutz von Bezeichnungen

E r s t e s  K a p i t e l

Allgemeines

§   1 Geschützte Bezeichnungen
§   2 Berufsaufgaben, Fachrichtungen
§   3 Anwendung des Niedersächsischen Berufsqualifikationsfeststel-

lungsgesetzes
§   4 Einheitliche Ansprechpartner

Z w e i t e s  K a p i t e l

Eintragung in die Architektenliste

§   5 Voraussetzungen für die Eintragung
§   6 Befähigung aufgrund eines Studienabschlusses und einer be-

rufspraktischen Tätigkeit
§   7 Befähigung aufgrund der Anerkennung einer europäischen Be-

rufsqualifikation
§   8 Befähigung aufgrund fachrichtungsbezogener berufspraktischer

Tätigkeit oder besonderer Auszeichnung
§   9 Befähigung aufgrund vorheriger Eintragung
§ 10 Beschäftigungsart
§ 11 Berufshaftpflichtversicherung der freischaffenden Architektin-

nen und Architekten
§ 12 Eintragungsverfahren

D r i t t e s  K a p i t e l

Auswärtige Dienstleisterinnen und Dienstleister

§ 13 Führen geschützter Berufsbezeichnungen
§ 14 Eintragung in das Verzeichnis der auswärtigen Dienstleisterin-

nen und Dienstleister
§ 15 Beschwerdeverfahren im europäischen Dienstleistungsverkehr

V i e r t e s  K a p i t e l

Gesellschaften

§ 16 Eintragung in die Gesellschaftsliste
§ 17 Eintragung in das Verzeichnis der auswärtigen Gesellschaften

F ü n f t e s  K a p i t e l

Entwurfsverfasserinnen und Entwurfsverfasser
der Fachrichtung Architektur

§ 18 Eintragung in die Liste
§ 19 Fortbildungspflicht

S e c h s t e s  K a p i t e l

Ausweise, Bescheinigungen, Streichung
von Eintragungen

§ 20 Ausweise, Bescheinigungen
§ 21 Streichung von Eintragungen

*) Dieses Gesetz dient auch der Umsetzung
— der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und

des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung von
Berufsqualifikationen (ABl. EU Nr. L 255 S. 22; 2007 Nr. L 271
S. 18; 2008 Nr. L 93 S. 28; 2009 Nr. L 33 S. 49; 2014 Nr. L 305
S. 115), zuletzt geändert durch den Delegierten Beschluss
(EU) 2016/790 der Kommission vom 7. Januar 2016 (ABl. EU
Nr. L 134 S. 135), und

— der Richtlinie 2011/95/EU des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 13. Dezember 2011 über Normen für die Aner-
kennung von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Per-
sonen mit Anspruch auf internationalen Schutz, für einen
einheitlichen Status für Flüchtlinge oder für Personen mit
Anrecht auf subsidiären Schutz und für den Inhalt des zu
gewährenden Schutzes (ABl. EU Nr. L 337 S. 9; 2017 Nr. L 167
S. 58).

Z w e i t e r  T e i l

Architektenkammer

E r s t e s  K a p i t e l

Allgemeines

§ 22 Architektenkammer Niedersachsen
§ 23 Mitgliedschaft
§ 24 Auskunftspflicht der Kammermitglieder
§ 25 Aufgaben der Architektenkammer
§ 26 Satzungen
§ 27 Beiträge und Kosten, Finanzwesen
§ 28 Aufsicht
§ 29 Durchführung der Aufsicht
§ 30 Datenverarbeitung

Z w e i t e s  K a p i t e l

Organe der Architektenkammer,
Beilegung von Streitigkeiten, Verschwiegenheit

§ 31 Organe
§ 32 Vertreterversammlung
§ 33 Vorstand
§ 34 Eintragungsausschuss
§ 35 Schlichtungsausschuss, Verbraucherschlichtungsstelle
§ 36 Verschwiegenheit

D r i t t e r  T e i l

Berufspflichten, Berufsgerichtsbarkeit, Rüge

§ 37 Berufspflichten
§ 38 Ahndung von Berufsvergehen
§ 39 Berufsgerichte
§ 40 Dienstaufsicht über die Berufsgerichte, Übertragung von Befug-

nissen
§ 41 Anwendung weiterer Vorschriften

V i e r t e r  T e i l

Ordnungswidrigkeiten, Übergangs-
und Schlussbestimmungen

§ 42 Ordnungswidrigkeiten
§ 43 Übergangsvorschrift
§ 44 Inkrafttreten

E r s t e r  T e i l

Schutz von Bezeichnungen

E r s t e s  K a p i t e l

Allgemeines

§ 1

Geschützte Bezeichnungen

(1) Die Berufsbezeichnung „Architektin“, „Architekt“, „Innen-
architektin“, „Innenarchitekt“, „Landschaftsarchitektin“, „Land-
schaftsarchitekt“, „Stadtplanerin“ oder „Stadtplaner“ darf nur
führen oder anderweitig verwenden, wer unter dieser Berufs-
bezeichnung in die Architektenliste oder das entsprechende
Verzeichnis in einem anderen Bundesland eingetragen ist oder
wer als auswärtige Dienstleisterin oder auswärtiger Dienstleis-
ter nach § 13 Abs. 1 und 2 dazu berechtigt ist.

(2) 1Eine Bezeichnung, die einer Berufsbezeichnung nach
Absatz 1 ähnlich ist, insbesondere eine Wortverbindung mit
einer Berufsbezeichnung nach Absatz 1 oder eine Überset-
zung in eine andere Sprache, darf nur verwenden, wer nach
Absatz 1 berechtigt ist, die jeweilige Berufsbezeichnung zu
führen. 2§ 13 Abs. 3 bleibt unberührt.
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(3) Bezeichnungen nach den Absätzen 1 und 2 Satz 1 darf
mit dem Zusatz „freischaffend“ oder einem ähnlichen Zusatz
nur führen oder anderweitig verwenden, wer mit dem Zusatz
„freischaffend“ in der Architektenliste oder dem entsprechen-
den Verzeichnis in einem anderen Bundesland eingetragen
oder als auswärtige Dienstleisterin oder auswärtiger Dienstleis-
ter nach § 13 Abs. 4 dazu berechtigt ist.

(4) 1Im Namen einer Partnerschaftsgesellschaft oder in der
Firma einer Kapitalgesellschaft dürfen Bezeichnungen nach
den Absätzen 1 und 2 Satz 1 nur geführt oder anderweitig ver-
wendet werden, wenn die Gesellschaft unter einer solchen Be-
zeichnung in der Gesellschaftsliste oder dem entsprechenden
Verzeichnis in einem anderen Bundesland eingetragen ist. 2Im
Namen oder in der Firma einer auswärtigen Gesellschaft dür-
fen Bezeichnungen nach den Absätzen 1 und 2 Satz 1 nur ge-
führt oder anderweitig verwendet werden, wenn die Gesell-
schaft unter einer solchen Bezeichnung in dem Verzeichnis
der auswärtigen Gesellschaften oder dem entsprechenden
Verzeichnis in einem anderen Bundesland eingetragen ist;
§ 17 Abs. 5 bleibt unberührt. 3Den Zusatz „freischaffend“ oder
einen ähnlichen Zusatz darf eine Gesellschaft nur führen oder
anderweitig verwenden, wenn sie mit einem solchen Zusatz
in einem der in den Sätzen 1 und 2 genannten Verzeichnisse
eingetragen ist.

§ 2

Berufsaufgaben, Fachrichtungen

(1) Berufsaufgabe der Architektinnen und Architekten der
Fachrichtung Architektur (Architektinnen und Architekten)
ist die zweckmäßige, baukünstlerische, technische, wirtschaft-
liche, sichere, umweltgerechte und sozialverträgliche Planung
und Gestaltung von Gebäuden, einschließlich der Innenräu-
me und der Ausstattung, und sonstigen baulichen Anlagen.

(2) Berufsaufgabe der Architektinnen und Architekten der
Fachrichtung Innenarchitektur (Innenarchitektinnen und In-
nenarchitekten) ist die zweckmäßige, baukünstlerische, tech-
nische, wirtschaftliche, sichere, umweltgerechte und sozial-
verträgliche Planung und Gestaltung von Innenräumen, ein-
schließlich deren Ausstattung, und die damit verbundenen
baulichen Änderungen von Gebäuden.

(3) Berufsaufgabe der Architektinnen und Architekten der
Fachrichtung Landschaftsarchitektur (Landschaftsarchitektin-
nen und Landschaftsarchitekten) ist die zweckmäßige, bau-
künstlerische, technische, wirtschaftliche, sichere, umweltge-
rechte und sozialverträgliche Planung und Gestaltung von
Landschaft, Freianlagen und Gärten, einschließlich deren
Ausstattung, sowie die Erbringung sonstiger landschaftspla-
nerischer Leistungen.

(4) Berufsaufgabe der Architektinnen und Architekten der
Fachrichtung Stadtplanung (Stadtplanerinnen und Stadtpla-
ner) ist die zweckmäßige, baukünstlerische, technische, wirt-
schaftliche, sichere, umweltgerechte und sozialverträgliche
Stadt- und Raumplanung, insbesondere die Ausarbeitung städte-
baulicher und raumordnerischer Planungen und Strategien,
einschließlich der Beratung und Begleitung in Beteiligungs-
prozessen.

(5) Berufsaufgabe der in den Absätzen 1 bis 3 genannten
Personen ist auch die Vorbereitung und Mitwirkung bei der
Vergabe von Aufträgen sowie die Koordinierung und Überwa-
chung der Planung und Ausführung.

(6) Die Wahrnehmung der Berufsaufgaben ist gekennzeich-
net durch eine geistig-schöpferische Tätigkeit unter Berück-
sichtigung technisch-funktionaler, sozioökonomischer, bau-
kultureller, rechtlicher und ökologischer Belange, der Bedürf-
nisse der Auftraggeberinnen und Auftraggeber und des Ge-
meinwesens sowie des architektonischen Erbes und der natür-
lichen Lebensgrundlagen.

(7) Die in den Absätzen 1 bis 6 genannten Berufsaufgaben
können auch wahrgenommen werden durch 

1. die Beratung, Betreuung und Vertretung der Auftraggebe-
rinnen und Auftraggeber in allen die Planung, Ausführung
und Überwachung eines Vorhabens betreffenden Angele-
genheiten, 

2. Sachverständigen-, Forschungs- und Entwicklungstätig-
keiten,

3. die Kontrolle, ob die das Vorhaben betreffenden Rechts-
vorschriften eingehalten werden, sowie 

4. sonstige Leistungen bei der Vorbereitung und Steuerung
von Planungs- und Baumaßnahmen und bei der Nutzung
von Bauwerken sowie die Wahrnehmung der damit ver-
bundenen sicherheits- und gesundheitstechnischen Belange.

(8) Architektinnen und Architekten sowie Landschaftsar-
chitektinnen und Landschaftsarchitekten können auch die
Berufsaufgabe übernehmen, städtebauliche Planungen auszu-
arbeiten und an der Ausarbeitung von Entwicklungs- und Re-
gionalplänen mitzuwirken.

(9) Wird in den folgenden Vorschriften die Berufsbezeich-
nung „Architektin“ oder „Architekt“ verwendet, so gelten die
Bestimmungen auch für Innenarchitektinnen und Innenarchi-
tekten, Landschaftsarchitektinnen und Landschaftsarchitek-
ten sowie Stadtplanerinnen und Stadtplaner, soweit nichts
anderes bestimmt ist.

§ 3

Anwendung des Niedersächsischen
Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes

Das Niedersächsische Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz
(NBQFG) findet mit Ausnahme des § 3 Abs. 6, der §§ 13 a,
13 b Abs. 3 bis 7 und der §§ 15 a, 17 und 18 im Anwendungs-
bereich dieses Gesetzes keine Anwendung.

§ 4

Einheitliche Ansprechpartner
1Verfahren nach dem Zweiten bis Sechsten Kapitel können

über eine einheitliche Stelle nach den Vorschriften des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) und des Niedersächsi-
schen Gesetzes über Einheitliche Ansprechpartner abge-
wickelt werden. 2Satz 1 gilt nicht für die Durchführung von
Ausgleichsmaßnahmen (§ 7 Abs. 6).

Z w e i t e s  K a p i t e l

Eintragung in die Architektenliste

§ 5

Voraussetzungen für die Eintragung

(1) In die Architektenliste wird mit einer Berufsbezeich-
nung nach § 1 Abs. 1 und einem Zusatz nach § 10 Abs. 1 auf
Antrag eingetragen, wer

1. in Niedersachsen einen Wohnsitz oder eine berufliche
Niederlassung hat oder seinen Beruf ganz oder teilweise,
aber nicht nur vorübergehend und gelegentlich, in Nieder-
sachsen ausübt und

2. befähigt ist, die mit der Berufsbezeichnung verbundenen
Berufsaufgaben nach § 2 Abs. 1 bis 6 wahrzunehmen.

(2) Die Eintragung in die Architektenliste ist zu versagen,
wenn Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass die an-
tragstellende Person nicht die für den Beruf erforderliche Zu-
verlässigkeit besitzt.

§ 6

Befähigung aufgrund eines Studienabschlusses
und einer berufspraktischen Tätigkeit

(1) Die Befähigung nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 besitzt, wer

1. ein der jeweiligen Fachrichtung entsprechendes Studium
an einer deutschen Hochschule gemäß den Anforderungen
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des Absatzes 2 sowie den Leitlinien zu den Ausbildungsin-
halten (Anlage) erfolgreich abgeschlossen hat oder

2. ein der jeweiligen Fachrichtung entsprechendes Studium
an einer ausländischen Hochschule oder an einer sonsti-
gen ausländischen Bildungseinrichtung erfolgreich abge-
schlossen hat, das einem Studium nach Nummer 1
gleichwertig ist,

und danach eine berufspraktische Tätigkeit in dieser Fach-
richtung gemäß den Anforderungen der Absätze 3 und 4 ab-
solviert hat.

(2) 1In der Fachrichtung Architektur muss die Regelstudien-
zeit mindestens vier Studienjahre betragen. 2In den Fachrich-
tungen Innenarchitektur, Landschaftsarchitektur und Stadt-
planung muss die Regelstudienzeit mindestens drei Studien-
jahre betragen.

(3) 1Die berufspraktische Tätigkeit muss mindestens zwei
Jahre lang in Vollzeit, in Teilzeit entsprechend länger, absol-
viert worden sein, auf den während des Studiums der jeweili-
gen Fachrichtung erworbenen Kenntnissen, Fähigkeiten und
Kompetenzen aufgebaut und den Erwerb berufspraktischer
Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompetenzen in den wesentlichen
Teilen der jeweiligen Berufsaufgaben nach § 2 Abs. 1 bis 6 er-
möglicht haben. 2Sie kann auch im Ausland absolviert wor-
den sein. 3Die berufspraktische Tätigkeit ist nachzuweisen
durch Vorlage eigener Arbeiten und durch Unterlagen, die die
Dauer der Tätigkeit und die dabei erworbenen berufsprakti-
schen Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompetenzen erkennen
lassen. 

(4) 1Als Teil der berufspraktischen Tätigkeit müssen min-
destens acht eintägige Fortbildungsveranstaltungen zu folgen-
den Themengebieten besucht worden sein:

1. öffentlich-rechtliche Grundlagen und Verfahren des Pla-
nens und Bauens,

2. zivilrechtliche Grundlagen des Planens und Bauens,

3. Planungs- und Baupraxis sowie

4. Wirtschaftlichkeit des Planens und Bauens.
2Für die Eintragung mit der Berufsbezeichnung „Architektin“
oder „Architekt“ ist der Besuch von zwei Veranstaltungen je
Themengebiet und für die Eintragung mit einer anderen Be-
rufsbezeichnung nach § 1 Abs. 1 der Besuch von einer Veran-
staltung je Themengebiet und vier weiteren Veranstaltungen
erforderlich.

(5) 1Für die Eintragung mit der Berufsbezeichnung „Archi-
tektin“ oder „Architekt“ muss die berufspraktische Tätigkeit
zusätzlich unter Aufsicht einer berufsangehörigen Person oder
einer Architektenkammer absolviert worden sein, die über-
wacht hat, dass die berufspraktische Tätigkeit Absatz 3 Satz 1
entspricht. 2Für die Eintragung mit der Berufsbezeichnung
„Architektin“ oder „Architekt“ darf bis zu einem Jahr der be-
rufspraktischen Tätigkeit bereits nach Abschluss eines drei-
jährigen Studiums absolviert worden sein. 3Das Nähere zu
den Inhalten der berufspraktischen Tätigkeit, zu den Anforde-
rungen an die Aufsichtsführung sowie zu den Unterlagen
nach Absatz 3 Satz 3 kann die Architektenkammer durch Sat-
zung regeln. 4Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für die Eintragung
mit der Berufsbezeichnung „Innenarchitektin“, „Innenarchi-
tekt“, „Landschaftsarchitektin“, „Landschaftsarchitekt“, „Stadt-
planerin“ oder „Stadtplaner“.

(6) 1Auf Antrag einer Absolventin oder eines Absolventen,
die oder der die Voraussetzungen nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 erfüllt,
stellt die Architektenkammer fest, ob eine geplante oder be-
gonnene berufspraktische Tätigkeit geeignet ist, den Erwerb
der in Absatz 3 Satz 1 genannten Kenntnisse, Fähigkeiten und
Kompetenzen zu ermöglichen und die sonstigen in Absatz 3
Satz 1 und Absatz 5 Satz 1 genannten Voraussetzungen zu er-
füllen. 2Das Nähere kann die Architektenkammer durch Sat-
zung regeln; dies gilt nicht für Absolventinnen und Ab-
solventen der Fachrichtungen Innenarchitektur, Landschafts-
architektur und Stadtplanung.

§ 7

Befähigung aufgrund der Anerkennung
einer europäischen Berufsqualifikation

(1) 1Die Befähigung nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 für die Eintragung
mit der Berufsbezeichnung „Architektin“ oder „Architekt“ be-
sitzt auch, wer über einen Ausbildungsnachweis

1. nach Anhang V Nr. 5.7.1 der Richtlinie 2005/36/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. September
2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen
(ABl. EU Nr. L 255 S. 22; 2007 Nr. L 271 S. 18; 2008
Nr. L 93 S. 28; 2009 Nr. L 33 S. 49; 2014 Nr. L 305 S. 115),
zuletzt geändert durch den Delegierten Beschluss (EU)
2016/790 der Kommission vom 7. Januar 2016 (ABl. EU
Nr. L 134 S. 135),

2. nach Anhang VI der Richtlinie 2005/36/EG, wenn die Aus-
bildung zum Beruf der Architektin oder des Architekten
spätestens in dem dort genannten akademischen Bezugs-
jahr begann, oder

3. nach Artikel 49 Abs. 2 der Richtlinie 2005/36/EG

verfügt. 2Satz 1 gilt nicht für die Eintragung mit der Berufsbe-
zeichnung „Innenarchitektin“, „Innenarchitekt“, „Landschafts-
architektin“, „Landschaftsarchitekt“, „Stadtplanerin“ oder „Stadt-
planer“.

(2) 1Die Befähigung nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 besitzt auch, wer

1. einen oder mehrere Ausbildungsnachweise besitzt, die in
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union, einem
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum oder einem durch Abkommen
gleichgestellten Staat erforderlich sind, um dort die Er-
laubnis zur Aufnahme und Ausübung des Berufs zu erhal-
ten, oder

2. den Beruf ein Jahr lang in Vollzeit, oder in Teilzeit entspre-
chend länger, in den vorangegangenen zehn Jahren in ei-
nem in Nummer 1 genannten Staat, in dem dieser Beruf
nicht reglementiert ist, ausgeübt hat und im Besitz eines
oder mehrerer Ausbildungsnachweise ist, die von der zu-
ständigen Behörde in einem in Nummer 1 genannten Staat
ausgestellt worden sind und bescheinigen, dass die Inha-
berin oder der Inhaber auf die Ausübung des Berufs vorbe-
reitet wurde,

wenn zwischen der sich aus den Nachweisen ergebenden Be-
rufsqualifikation und der Berufsqualifikation nach § 6 keine
wesentlichen Unterschiede nach Absatz 4 bestehen oder diese
Unterschiede nach Absatz 6 ausgeglichen wurden. 2Im Fall
der Eintragung mit der Berufsbezeichnung „Architektin“ oder
„Architekt“ gilt Satz 1 nur dann, wenn die Voraussetzung des
Absatzes 1 aus besonderen und außergewöhnlichen Gründen
nicht erfüllt ist.

(3) Einem Ausbildungsnachweis nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 1
sind gleichgestellt

1. in Drittstaaten ausgestellte Ausbildungsnachweise unter
den Voraussetzungen des Artikels 3 Abs. 3 der Richtlinie
2005/36/EG,

2. in einem in Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 genannten Staat als
gleichwertig anerkannte Ausbildungsnachweise oder Ge-
samtheiten von Ausbildungsnachweisen unter den Vor-
aussetzungen des Artikels 12 Abs. 1 der Richtlinie 2005/
36/EG und

3. Berufsqualifikationen unter den Voraussetzungen des Ar-
tikels 12 Abs. 2 der Richtlinie 2005/36/EG.

(4) Wesentliche Unterschiede zwischen der nachgewiese-
nen und der nach § 6 verlangten Berufsqualifikation bestehen,
wenn

1. sich die Nachweise auf Fähigkeiten, Kenntnisse und Kom-
petenzen beziehen, die sich hinsichtlich des Inhalts oder
dessen Umfangs wesentlich von den Fähigkeiten und
Kenntnissen unterscheiden, auf die sich die in § 6 geregel-
te Berufsbildung bezieht,



Nds. GVBl. Nr. 19/2017, ausgegeben am 29. 9. 2017

359

2. die entsprechenden Fähigkeiten, Kenntnisse und Kompe-
tenzen eine wesentliche Voraussetzung für die Ausübung
des jeweiligen Berufs darstellen und

3. die einzutragende Person diese Unterschiede nicht ausge-
glichen hat durch Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompeten-
zen, die sie im Rahmen ihrer Berufspraxis oder durch
lebenslanges Lernen erworben hat und die von einer zu-
ständigen Stelle anerkannt wurden.

(5) 1Wenn die Eintragung wegen wesentlicher Unterschiede
nach Absatz 4 nicht erfolgen kann, stellt die Architektenkam-
mer die nachgewiesene Berufsqualifikation und die wesentli-
chen Unterschiede zu der nach § 6 verlangten Berufsqua-
lifikation durch schriftlichen Bescheid fest. 2In dem Bescheid
wird mitgeteilt, welches Niveau im Sinne des Artikels 11 der
Richtlinie 2005/36/EG die nachgewiesene Berufsqualifikation
hat, welches Niveau nach § 6 verlangt wird und aus welchen
Gründen die wesentlichen Unterschiede nicht durch in Ab-
satz 4 Nr. 3 genannte Qualifikationen ausgeglichen werden
können. 3In dem Bescheid wird zudem festgestellt, durch wel-
che Ausgleichsmaßnahmen nach Absatz 6 die wesentlichen
Unterschiede ausgeglichen werden können.

(6) 1Für die Eintragung mit der Berufsbezeichnung „Archi-
tektin“ oder „Architekt“ können die wesentlichen Unterschie-
de nach Absatz 4 durch das Ablegen einer Eignungsprüfung
ausgeglichen werden; entspricht die Ausbildung dem Qualifi-
kationsniveau nach Artikel 11 Buchst. a der Richtlinie 2005/
36/EG, so besteht die Möglichkeit des Ausgleichs nicht. 2Für
die Eintragung mit der Berufsbezeichnung „Innenarchitektin“,
„Innenarchitekt“, „Landschaftsarchitektin“, „Landschaftsarchi-
tekt“, „Stadtplanerin“ oder „Stadtplaner“ können die wesentli-
chen Unterschiede nach Absatz 4 ausgeglichen werden

1. durch das Absolvieren eines Anpassungslehrgangs und
das zusätzliche Ablegen einer Eignungsprüfung, wenn die
Ausbildung dem Qualifikationsniveau nach Artikel 11
Buchst. a der Richtlinie 2005/36/EG entspricht,

2. durch das Ablegen einer Eignungsprüfung, wenn die Aus-
bildung dem Qualifikationsniveau nach Artikel 11 Buchst. b
der Richtlinie 2005/35/EG entspricht, oder

3. durch das Absolvieren eines höchstens dreijährigen An-
passungslehrgangs oder das Ablegen einer Eignungsprüfung
nach Wahl der einzutragenden Person, wenn die Ausbil-
dung dem Qualifikationsniveau nach Artikel 11 Buchst. c,
d oder e der Richtlinie 2005/35/EG entspricht.

3Muss nach den Sätzen 1 und 2 Nrn. 1 und 2 eine Eignungs-
prüfung abgelegt werden, so hat die Architektenkammer sicher-
zustellen, dass die Eignungsprüfung innerhalb von sechs
Monaten nach Bekanntgabe des Bescheides nach Absatz 5 ab-
gelegt werden kann. 4Hat sich die einzutragende Person nach
Satz 2 Nr. 3 für eine Eignungsprüfung entschieden, so hat die
Architektenkammer sicherzustellen, dass die Eignungsprü-
fung innerhalb von sechs Monaten nach dem Zugang der Mit-
teilung über diese Entscheidung bei der Architektenkammer
abgelegt werden kann.

(7) 1Die Architektenkammer hat durch Satzung Bestimmun-
gen zu treffen über die Einzelheiten der Durchführung von
Ausgleichsmaßnahmen. 2Sie kann bei der Durchführung von
Ausgleichsmaßnahmen mit entsprechenden Kammern ande-
rer Bundesländer zusammenarbeiten und dazu länderüber-
greifende Verwaltungsvereinbarungen abschließen.

§ 8

Befähigung aufgrund fachrichtungsbezogener
berufspraktischer Tätigkeit oder besonderer Auszeichnung

(1) Die Befähigung nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 besitzt auch, wer

1. mindestens sieben Jahre lang unter Aufsicht einer berufs-
angehörigen Person der Fachrichtung, für deren Berufsbe-
zeichnung die Eintragung begehrt wird, fachrichtungs-
bezogen berufspraktisch tätig gewesen ist und

2. den Erwerb der für die Erfüllung der Berufsaufgaben nach
§ 2 Abs. 1 bis 5 erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten
und Kompetenzen nachweist

a) durch Vorlage eigener Arbeiten und durch Unterlagen,
die die Dauer der Tätigkeit und die dabei erworbenen
berufspraktischen Kenntnisse, Erfahrungen und Kom-
petenzen erkennen lassen, sowie 

b) durch das anschließende Ablegen einer Leistungsprü-
fung, die in ihren Anforderungen den Anforderungen
an den Abschluss des jeweiligen Studiums nach § 6
Abs. 1 Nr. 1 entspricht.

(2) 1Die Befähigung nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 für die Eintragung
mit der Berufsbezeichnung „Architektin“ oder „Architekt“ be-
sitzt auch, wer sich durch die Qualität seiner Leistungen auf
dem Gebiet der Architektur besonders ausgezeichnet hat und
dies durch eigene Arbeiten oder eine Bescheinigung einer zu-
ständigen Stelle eines anderen Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens
über den Europäischen Wirtschaftsraum oder eines durch Ab-
kommen gleichgestellten Staates nachweist. 2Satz 1 gilt nicht
für die Eintragung mit der Berufsbezeichnung „Innenarchitek-
tin“, „Innenarchitekt“, „Landschaftsarchitektin“, „Landschafts-
architekt“, „Stadtplanerin“ oder „Stadtplaner“.

§ 9

Befähigung aufgrund vorheriger Eintragung

1Als befähigt nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 gilt, wer

1. in der Architektenliste oder in der entsprechenden Liste in
einem anderen Bundesland, deren Eintragungsvorausset-
zungen hinsichtlich der Ausbildung den Anforderungen
dieses Gesetzes entsprechen, eingetragen ist oder war oder

2. in der Liste der Entwurfsverfasserinnen und Entwurfsver-
fasser der Fachrichtung Architektur eingetragen ist oder
war.

2Satz 1 gilt nicht, wenn die Eintragung gestrichen worden ist,
weil deren Voraussetzungen nicht vorgelegen haben.

§ 10

Beschäftigungsart

(1) Die Eintragung in die Architektenliste erfolgt je nach Be-
schäftigungsart mit dem Zusatz „freischaffend“, „beamtet“,
„angestellt“ oder „baugewerblich tätig“.

(2) 1Mit dem Zusatz „freischaffend“ wird in die Architekten-
liste eingetragen, wer seinen Beruf eigenverantwortlich und
unabhängig ausübt und über eine Berufshaftpflichtversiche-
rung gemäß § 11 verfügt. 2Eigenverantwortlich tätig ist, wer
seine berufliche Tätigkeit unmittelbar selbständig oder als Ge-
sellschafterin oder Gesellschafter ausübt. 3Unabhängig tätig
ist, wer bei der Ausübung seiner Berufstätigkeit weder eigene
noch fremde Produktions-, Handels- oder Lieferinteressen ver-
folgt, die unmittelbar oder mittelbar im Zusammenhang mit
der Berufstätigkeit stehen.

(3) Mit dem Zusatz „baugewerblich tätig“ wird in die Archi-
tektenliste eingetragen, wer seinen Beruf eigenverantwortlich
und unter Verfolgung eigener oder fremder Produktions-,
Handels- oder Lieferinteressen ausübt.

§ 11

Berufshaftpflichtversicherung
der freischaffenden Architektinnen und Architekten

(1) 1Freischaffende Architektinnen und Architekten haben
eine zur Deckung bei der Berufsausübung verursachter Schä-
den ausreichende Berufshaftpflichtversicherung abzuschlie-
ßen und die Versicherung während der Dauer der Eintragung
ohne Unterbrechung des Versicherungsschutzes aufrechtzu-
erhalten, auch wenn eine eigenverantwortliche Tätigkeit
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nicht ausgeübt wird. 2Der Versicherungsschutz muss minde-
stens fünf Jahre über den Zeitpunkt der Beendigung des Versi-
cherungsvertrages hinausreichen. 3Personenschäden müssen
mindestens zu 1 500 000 Euro, Sach- und Vermögensschäden
mindestens zu 200 000 Euro je Versicherungsfall versichert
sein. 4Die Leistungen des Versicherers für alle innerhalb eines
Versicherungsjahres verursachten Schäden können auf das
Zweifache des jeweiligen Betrages nach Satz 3 begrenzt wer-
den.

(2) 1Ein ausreichender Versicherungsschutz liegt auch vor,
wenn eine Versicherung mit einem Kreditinstitut oder einem
Versicherungsunternehmen in einem Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum abge-
schlossen wurde und diese Versicherung hinsichtlich der
Zweckbestimmung, des versicherten Risikos und der verein-
barten Deckung im Wesentlichen mit einer Versicherung
nach Absatz 1 gleichwertig ist. 2Besteht nur eine teilweise
Gleichwertigkeit, so sind die nicht gedeckten Risiken abzusi-
chern. 3Der Versicherungsschutz kann durch eine Bescheini-
gung des Kreditinstituts oder des Versicherungsunterneh-
mens über das Bestehen einer solchen Versicherung nachge-
wiesen werden.

(3) 1Bei erstmaliger Eintragung in die Architektenliste mit
dem Zusatz „freischaffend“ wird von der Versicherungspflicht
nach Absatz 1 auf Antrag befreit, wer eine eigenverantwortli-
che Tätigkeit für andere noch nicht ausübt. 2Diese Befreiung
wird längstens für ein Jahr erteilt.

(4) Von der Versicherungspflicht nach Absatz 1 wird auf
Antrag befreit, wer den Beruf aus persönlichen Gründen, ins-
besondere wegen Krankheit oder Elternzeit, nicht ausübt.

(5) Eine weitergehende Versicherungspflicht nach § 37
Abs. 2 Nr. 4 bleibt unberührt.

§ 12

Eintragungsverfahren

(1) 1Der Antrag auf Eintragung in die Architektenliste be-
darf der Schriftform, auch wenn das Verfahren über eine ein-
heitliche Stelle abgewickelt wird. 2Die für die Entscheidung
über den Antrag erforderlichen Unterlagen sind in Papierform
vorzulegen. 3In den Fällen des § 7 Abs. 1 bis 3 dürfen nur die
in Anhang VII Nr. 1 Buchst. b, d und g der Richtlinie 2005/36/
EG genannten Unterlagen verlangt werden, für die Eintragung
mit dem Zusatz „freischaffend“ zusätzlich die in Anhang VII
Nr. 1 Buchst. f der Richtlinie 2005/36/EG genannten Unterla-
gen. 4Unterlagen nach Anhang VII Nr. 1 Buchst. d und f der
Richtlinie 2005/36/EG werden nur berücksichtigt, wenn sie
bei der Vorlage nicht älter als drei Monate sind. 5In den Fällen
des § 7 Abs. 1 bis 3 kann das Verfahren abweichend von den
Sätzen 1 und 2 elektronisch geführt werden, soweit die Unter-
lagen in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum ausgestellt oder anerkannt wurden.

(2) 1Die Architektenkammer bestätigt der antragstellenden
Person innerhalb eines Monats den Eingang der Unterlagen
und teilt ihr gegebenenfalls mit, welche Unterlagen fehlen.
2Bestehen begründete Zweifel an der Echtheit oder der inhalt-
lichen Richtigkeit der vorgelegten Unterlagen, so kann die Ar-
chitektenkammer, soweit unbedingt geboten, die antrag-
stellende Person auffordern, weitere Unterlagen, insbesondere
beglaubigte Kopien, vorzulegen; sie kann sich auch an die zu-
ständige Stelle wenden.

(3) 1Über den Antrag ist unverzüglich, spätestens jedoch
drei Monate nach Vorliegen der vollständigen Unterlagen ein-
schließlich nach Absatz 2 Satz 2 nachgeforderter Unterlagen
zu entscheiden. 2Die Frist nach Satz 1 läuft ab dem Zeitpunkt,
zu dem die vollständigen Unterlagen bei einem einheitlichen
Ansprechpartner oder unmittelbar bei der Architektenkam-
mer vorliegen. 3In den Fällen des § 7 Abs. 2 und 3 sowie des

§ 8 Abs. 2 beträgt die Frist zur Entscheidung abweichend von
Satz 1 vier Monate; dasselbe gilt in den Fällen des § 6 Abs. 1
Nr. 2, es sei denn, dass das Studium in einem Mitgliedstaat
der Europäischen Union, einem anderen Vertragsstaat des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder ei-
nem durch Abkommen gleichgestellten Staat abgeschlossen
worden ist. 4In den Fällen des § 7 Abs. 1 bis 3 gilt eine Auffor-
derung nach Absatz 2 Satz 2 zur Vorlage von beglaubigten Ko-
pien nicht als Aufforderung zur Vorlage fehlender Unterlagen.

(4) 1Kann die antragstellende Person die für die Feststellung
der Befähigung erforderlichen Ausbildungsnachweise aus von
ihr nicht zu vertretenden Gründen nicht oder nur teilweise
vorlegen oder ist die Vorlage der entsprechenden Unterlagen
mit einem unangemessenen zeitlichen und sachlichen Auf-
wand verbunden, so stellt die Architektenkammer die Kennt-
nisse, Fähigkeiten und Kompetenzen der antragstellenden
Person durch sonstige geeignete Verfahren, die in Einklang
mit Artikel 28 Abs. 2 der Richtlinie 2011/95/EU des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 über
Normen für die Anerkennung von Drittstaatsangehörigen oder
Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf internationalen
Schutz, für einen einheitlichen Status für Flüchtlinge oder für
Personen mit Anrecht auf subsidiären Schutz und für den In-
halt des zu gewährenden Schutzes (ABl. EU Nr. L 337 S. 9;
2017 Nr. L 167 S. 58) stehen, fest. 2Sonstige geeignete Verfah-
ren nach Satz 1 sind insbesondere Arbeitsproben, Fachgesprä-
che, praktische und theoretische Prüfungen sowie Gutachten
von Sachverständigen. 3Die antragstellende Person hat die
Gründe glaubhaft zu machen, die einer Vorlage der entspre-
chenden Unterlagen entgegenstehen. 4Die Architektenkam-
mer ist befugt, eine Versicherung an Eides Statt zu verlangen
und abzunehmen.

D r i t t e s  K a p i t e l

Auswärtige Dienstleisterinnen und Dienstleister

§ 13

Führen geschützter Berufsbezeichnungen

(1) 1Wer im Inland weder einen Wohnsitz noch eine berufli-
che Niederlassung hat und in Niedersachsen vorübergehend
und gelegentlich Tätigkeiten nach § 2 ausübt (auswärtige
Dienstleisterin oder auswärtiger Dienstleister), darf eine Be-
rufsbezeichnung nach § 1 Abs. 1 führen, wenn sie oder er mit
dieser Berufsbezeichnung in das Verzeichnis der auswärtigen
Dienstleisterinnen und Dienstleister eingetragen ist. 2Der vor-
übergehende und gelegentliche Charakter der Erbringung von
Dienstleistungen wird insbesondere anhand von Dauer, Häu-
figkeit, regelmäßiger Wiederkehr und Kontinuität der Dienst-
leistungen beurteilt. 

(2) 1Auswärtige Dienstleisterinnen und Dienstleister, die
sich bei der entsprechenden Kammer eines anderen Bundes-
landes gemeldet haben und dort unter einer Berufsbezeich-
nung nach § 1 Abs. 1 tätig werden dürfen, sind berechtigt, diese
Berufsbezeichnung ohne Eintragung in dem Verzeichnis der
auswärtigen Dienstleisterinnen und Dienstleister zu führen.
2Liegen Tatsachen vor, aus denen sich ergibt, dass eine aus-
wärtige Dienstleisterin oder ein auswärtiger Dienstleister nach
Satz 1 nicht die für den Beruf erforderliche Zuverlässigkeit be-
sitzt, so soll die Architektenkammer ihr oder ihm das Führen
der Berufsbezeichnung nach § 1 Abs. 1 untersagen.

(3) Auswärtige Dienstleisterinnen und Dienstleister, die in
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union, einem
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum oder einem durch Abkommen gleich-
gestellten Staat niedergelassen sind, dürfen ohne Eintragung
in dem Verzeichnis der auswärtigen Dienstleisterinnen und
Dienstleister die Berufsbezeichnung, die sie in ihrem Nieder-
lassungsstaat führen dürfen, in einer Amtssprache des Nieder-
lassungsstaats führen, wenn dabei eine Verwechslung mit
einer Bezeichnung nach § 1 Abs. 1 oder 2 ausgeschlossen ist.
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(4) Eine auswärtige Dienstleisterin oder ein auswärtiger
Dienstleister darf den Zusatz „freischaffend“ oder einen ähnli-
chen Zusatz führen, wenn sie oder er mit diesem Zusatz in das
Verzeichnis der auswärtigen Dienstleisterinnen und Dienst-
leister eingetragen oder nach dem Recht eines anderen Bun-
deslandes zum Führen des Zusatzes berechtigt ist. 

§ 14

Eintragung in das Verzeichnis
der auswärtigen Dienstleisterinnen und Dienstleister

(1) 1Eine auswärtige Dienstleisterin oder ein auswärtiger
Dienstleister, die oder der zur Ausübung eines Berufs nach § 1
Abs. 1 in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union,
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum oder einem durch Abkommen
gleichgestellten Staat rechtmäßig niedergelassen ist, wird mit
der entsprechenden Berufsbezeichnung nach § 1 Abs. 1 in das
Verzeichnis der auswärtigen Dienstleisterinnen und Dienst-
leister eingetragen, wenn sie oder er die Erbringung der
Dienstleistung nach Maßgabe des Absatzes 2 bei der Architek-
tenkammer angezeigt hat und der Eintragung keine Umstände
nach Satz 3 oder Absatz 4 Satz 6 entgegen stehen. 2Wenn we-
der der Beruf noch die Ausbildung zu diesem Beruf in dem
Niederlassungsstaat reglementiert ist, gilt Satz 1 nur dann,
wenn der Beruf in den vergangenen zehn Jahren mindestens
ein Jahr lang in einem oder mehreren der in Satz 1 genannten
Staaten ausgeübt wurde. 3Die Eintragung ist zu versagen, wenn
Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass die Dienst-
leisterin oder der Dienstleister nicht die für den Beruf erfor-
derliche Zuverlässigkeit besitzt.

(2) 1Auswärtige Dienstleisterinnen und Dienstleister nach
Absatz 1 haben die erstmalige Erbringung einer Dienstleis-
tung nach § 13 Abs. 1 bei der Architektenkammer vorher
schriftlich anzuzeigen. 2Mit der Anzeige sind vorzulegen

1. eine Bescheinigung darüber, dass die Dienstleisterin oder
der Dienstleister zur Ausübung eines Berufs nach § 1 Abs. 1
in einem in Absatz 1 Satz 1 genannten Staat rechtmäßig
niedergelassen ist und ihr oder ihm die Ausübung des Be-
rufs nicht, auch nicht vorübergehend, untersagt ist,

2. ein Berufsqualifikationsnachweis und

3. für den Fall, dass weder der Beruf noch die Ausbildung zu
dem Beruf in dem Niederlassungsstaat reglementiert ist,
ein Nachweis darüber, dass der Beruf in den vergangenen
zehn Jahren mindestens ein Jahr lang in einem oder meh-
reren der in Absatz 1 Satz 1 genannten Staaten ausgeübt
wurde.

3Das Verfahren kann abweichend von den Sätzen 1 und 2 elek-
tronisch geführt werden, soweit Unterlagen in einem Mitglied-
staat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertrags-
staat des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum ausgestellt oder anerkannt wurden. 4Im Fall begründeter
Zweifel an der Echtheit der nach Satz 3 übermittelten Unter-
lagen und soweit unbedingt geboten, kann sich die Architek-
tenkammer an die zuständige Behörde des Staates wenden, in
dem die Unterlagen ausgestellt oder anerkannt wurden, und
die Dienstleisterin oder den Dienstleister auffordern, beglau-
bigte Kopien vorzulegen. 5Beide Maßnahmen hemmen nicht
den Lauf der Fristen nach Absatz 4.

(3) 1Ist seit der letzten Anzeige ein Jahr vergangen und beab-
sichtigt die auswärtige Dienstleisterin oder der auswärtige
Dienstleister nach Absatz 1 weiterhin, Dienstleistungen in
Niedersachsen zu erbringen und dabei eine Bezeichnung nach
§ 1 Abs. 1 oder 2 zu führen, so hat sie oder er dies der Archi-
tektenkammer anzuzeigen. 2Hat sich die in den bisher vorge-
legten Dokumenten bescheinigte Situation wesentlich geändert,
so hat die Dienstleisterin oder der Dienstleister dies unter Vor-
lage der entsprechenden Dokumente anzuzeigen. 3Absatz 2
Sätze 3 und 4 gilt entsprechend.

(4) 1Bei der erstmaligen Anzeige nach Absatz 2 überprüft
die Architektenkammer die Berufsqualifikation der auswärti-

gen Dienstleisterin oder des auswärtigen Dienstleisters, es sei
denn, dass mit der Anzeige ein Ausbildungsnachweis nach § 7
Abs. 1 vorgelegt worden ist. 2Die Architektenkammer hat der
Dienstleisterin oder dem Dienstleister innerhalb eines Monats
nach Eingang der vollständigen Unterlagen das Ergebnis der
Prüfung mitzuteilen. 3Ist die Prüfung nicht fristgerecht mög-
lich, so teilt sie die Gründe für die Verzögerung der Dienstleis-
terin oder dem Dienstleister innerhalb der Monatsfrist mit.
4Die Entscheidung muss vor Ablauf des zweiten Monats nach
Eingang der vollständigen Unterlagen ergehen. 5Bleibt die Be-
rufsqualifikation der Dienstleisterin oder des Dienstleisters so
weit hinter den Anforderungen des § 6 zurück, dass die feh-
lenden Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompetenzen die öffent-
liche Gesundheit oder Sicherheit gefährden, und können die
fehlenden Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompetenzen weder
durch Berufserfahrung noch durch sonstige nachgewiesene
einschlägige Qualifikationen ausgeglichen werden, so gibt die
Architektenkammer der Dienstleisterin oder dem Dienstleis-
ter die Möglichkeit, durch eine Eignungsprüfung nachzuwei-
sen, dass sie oder er die zum Ausschluss dieser Gefährdung er-
forderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten oder Kompetenzen er-
worben hat. 6Die Architektenkammer trifft auf dieser Grund-
lage die Entscheidung, ob sie die Dienstleisterin oder den
Dienstleister einträgt oder die Eintragung versagt. 7Die Erbrin-
gung der Dienstleistung muss innerhalb des Monats erfolgen
können, der auf die nach den Sätzen 2 bis 4 getroffene Ent-
scheidung folgt. 8Erfüllt die Architektenkammer die in den
Sätzen 1 bis 7 genannten Pflichten nicht fristgerecht, so darf
die Berufsbezeichnung auch ohne Eintragung geführt werden.

(5) 1Eine auswärtige Dienstleisterin oder ein auswärtiger
Dienstleister, die oder der nicht in einem in Absatz 1 Satz 1
genannten Staat niedergelassen ist, wird auf Antrag in das
Verzeichnis der auswärtigen Dienstleisterinnen und Dienst-
leister eingetragen, wenn sie oder er die Befähigung nach § 5
Abs. 1 Nr. 2 besitzt; § 7 Abs. 5 bis 7 findet keine Anwendung.
2Die Eintragung ist zu versagen, wenn Tatsachen vorliegen,
aus denen sich ergibt, dass die antragstellende Person nicht
die für den Beruf erforderliche Zuverlässigkeit besitzt. 3Für
das Eintragungsverfahren gilt § 12 entsprechend. 4Dienstleis-
terinnen und Dienstleister, die nach Satz 1 eingetragen sind,
haben die erstmalige Erbringung einer Dienstleistung nach
§ 13 Abs. 1 bei der Architektenkammer anzuzeigen; Absatz 3
Sätze 1 und 2 gilt entsprechend.

(6) 1Eine auswärtige Dienstleisterin oder ein auswärtiger
Dienstleister wird auf Antrag mit dem Zusatz „freischaffend“
in das Verzeichnis eingetragen, wenn sie oder er die Anforde-
rungen nach § 10 Abs. 2 und § 11 Abs. 1 bis 4 erfüllt.
2Abweichend von § 11 Abs. 2 Satz 3 ist anstelle eines Nach-
weises über den Versicherungsschutz eine Information hier-
über ausreichend.

§ 15

Beschwerdeverfahren
im europäischen Dienstleistungsverkehr

(1) Beschwert sich eine Dienstleistungsempfängerin oder
ein Dienstleistungsempfänger bei der Architektenkammer
über eine in Niedersachsen erbrachte Dienstleistung einer
auswärtigen Dienstleisterin oder eines auswärtigen Dienstleis-
ters, die oder der in einem anderen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union, einem anderen Vertragsstaat des Abkommens
über den Europäischen Wirtschaftsraum oder einem durch
Abkommen gleichgestellten Staat niedergelassen ist, so holt
die Architektenkammer die für das Beschwerdeverfahren er-
forderlichen Informationen bei der zuständigen Behörde des
Niederlassungsstaates ein und unterrichtet die Empfängerin
oder den Empfänger der Dienstleistung über das Ergebnis des
Beschwerdeverfahrens. 

(2) Auf Anforderung der zuständigen Behörde eines in Ab-
satz 1 genannten Staates übermittelt die Architektenkammer
diejenigen Informationen über Berufsangehörige, die zur
Durchführung eines Beschwerdeverfahrens wegen einer dort
erbrachten Dienstleistung erforderlich sind.
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V i e r t e s  K a p i t e l

Gesellschaften

§ 16

Eintragung in die Gesellschaftsliste

(1) 1Eine Kapitalgesellschaft wird auf Antrag in die Gesell-
schaftsliste eingetragen, wenn

1. sie ihren Sitz in Niedersachsen hat,

2. sie über eine Berufshaftpflichtversicherung nach Absatz 4
verfügt,

3. Zweck der Gesellschaft die ausschließliche Wahrnehmung
von Berufsaufgaben nach § 2 ist,

4. Kapitalanteile nicht für Rechnung Dritter gehalten werden,

5. Architektinnen oder Architekten mindestens die Hälfte
des Kapitals und der Stimmanteile auf ihren Namen lau-
tend innehaben und weitere Anteile nur von natürlichen
Personen gehalten werden, die Angehörige eines freien Be-
rufes sind,

6. die Firma erkennen lässt, welche Berufsbezeichnungen nach
§ 1 Abs. 1 die Architektinnen oder Architekten führen,

7. mindestens die Hälfte der zur Geschäftsführung befugten
Personen Architektinnen oder Architekten sind,

8. Stimmrechte nicht für Dritte oder von Dritten ausgeübt
werden dürfen und

9. die Übertragung von Kapital- und Gesellschaftsanteilen an
die Zustimmung der Gesellschaft gebunden ist.

2Eine Partnerschaftsgesellschaft wird auf Antrag in die Gesell-
schaftsliste eingetragen, wenn sie die Anforderungen nach
Satz 1 Nrn. 1 und 2 erfüllt.

(2) Die Eintragung in die Gesellschaftsliste ist zu versagen,
wenn Tatsachen vorliegen, aus denen sich ergibt, dass eine
zur Geschäftsführung befugte Person nicht die für den Beruf
erforderliche Zuverlässigkeit besitzt.

(3) Eine Gesellschaft wird mit dem Zusatz „freischaffend“ in
die Gesellschaftsliste eingetragen, wenn sämtliche Gesell-
schafterinnen, Gesellschafter und zur Geschäftsführung be-
fugten Personen unabhängig im Sinne des § 10 Abs. 2 Satz 3
tätig sind.

(4) 1Die Gesellschaft hat eine zur Deckung bei der Berufs-
ausübung verursachter Schäden ausreichende Berufshaft-
pflichtversicherung abzuschließen und die Versicherung
während der Dauer der Eintragung ohne Unterbrechung des
Versicherungsschutzes aufrechtzuerhalten. 2Die Versicherung
muss mindestens fünf Jahre über den Zeitpunkt der Strei-
chung der Eintragung in der Gesellschaftsliste hinausreichen.
3Personenschäden müssen mindestens zu 1 500 000 Euro,
Sach- und Vermögensschäden mindestens zu 200 000 Euro je
Versicherungsfall versichert sein. 4Die Leistungen des Versi-
cherers für alle innerhalb eines Versicherungsjahres verur-
sachten Schäden können auf die Beträge nach Satz 3,
vervielfacht mit der Zahl der Gesellschafterinnen und Gesell-
schafter sowie der zur Geschäftsführung befugten Personen,
die nicht Gesellschafterinnen oder Gesellschafter sind, be-
grenzt werden; es muss jedoch zumindest eine Deckung in
Höhe des Dreifachen der Beträge nach Satz 3 bestehen. 5§ 11
Abs. 2 und 5 gilt entsprechend.

(5) 1Die Haftung der Partnerschaftsgesellschaft und der Part-
nerinnen und der Partner wegen fahrlässig fehlerhafter Be-
rufsausübung kann, wenn der Partnerschaftsvertrag dies zulässt
und eine Berufshaftpflichtversicherung gemäß Absatz 4 be-
steht, durch schriftliche Vereinbarung im Einzelfall oder durch
vorformulierte Vertragsbedingungen für Sach- und Vermö-
gensschäden auf 1 000 000 Euro je Schadensfall beschränkt
werden. 2Partnerschaftsgesellschaften mit beschränkter Berufs-
haftung erfüllen die Voraussetzungen nach § 8 Abs. 4 Satz 1
des Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes, wenn sie eine Berufs-
haftpflichtversicherung nach Absatz 4 unterhalten.

(6) 1Dem Antrag auf Eintragung in die Gesellschaftsliste
sind die für die Entscheidung über den Antrag erforderlichen
Unterlagen beizufügen, insbesondere eine Kopie des Gesell-
schaftsvertrages, eine Liste der Gesellschafterinnen und Ge-
sellschafter sowie ein Nachweis der Anmeldung zum Han-
delsregister oder Partnerschaftsregister. 2§ 12 Abs. 2 und 3
Sätze 1 und 2 gilt entsprechend.

(7) 1Von Eintragungen in die Gesellschaftsliste benachrich-
tigt die Architektenkammer das Registergericht. 2Die Gesell-
schaft hat Änderungen der Eintragung im Handelsregister
oder Partnerschaftsregister, Änderungen im Gesellschafterbe-
stand sowie Änderungen des Umfangs der Beteiligung einer
Gesellschafterin oder eines Gesellschafters an der Gesellschaft
der Architektenkammer unverzüglich anzuzeigen.

§ 17

Eintragung in das Verzeichnis
der auswärtigen Gesellschaften

(1) 1Eine Gesellschaft, die weder in die Gesellschaftsliste
noch in das entsprechende Verzeichnis in einem anderen
Bundesland eingetragen ist (auswärtige Gesellschaft), wird auf
Antrag in das Verzeichnis der auswärtigen Gesellschaften ein-
getragen, wenn sie

1. beabsichtigt, in Niedersachsen tätig zu werden,

2. nach dem Recht des Staates, in dem sie ihren Sitz hat, be-
fugt ist, eine Bezeichnung nach § 1 Abs. 1 oder 2 Satz 1 in
ihrem Namen oder ihrer Firma zu führen, und

3. die Voraussetzungen nach § 16 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 2, 3, 5
und 7 erfüllt.

2§ 16 Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend.

(2) Für das Eintragungsverfahren gelten § 16 Abs. 6 Satz 1
sowie § 12 Abs. 1 Satz 5 und Abs. 2 entsprechend.

(3) 1Auswärtige Gesellschaften, die in dem Verzeichnis der
auswärtigen Gesellschaften eingetragen sind, haben das erst-
malige Tätigwerden in Niedersachsen bei der Architekten-
kammer anzuzeigen. 2Ist seit der letzten Anzeige ein Jahr
vergangen und beabsichtigt die auswärtige Gesellschaft wei-
terhin, in Niedersachsen tätig zu werden, so hat sie dies der
Architektenkammer anzuzeigen.

(4) Eine auswärtige Gesellschaft, die in dem Verzeichnis der
auswärtigen Gesellschaften eingetragen ist, hat Änderungen,
die sich auf die in § 16 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 2, 3, 5 und 7 sowie
Abs. 2 bis 4 genannten Voraussetzungen auswirken, der Ar-
chitektenkammer unverzüglich anzuzeigen.

(5) Eine auswärtige Gesellschaft darf ihren Namen oder ihre
Firma, den oder die sie nach dem Recht des Staates führt, in
dem sie ihren Sitz hat, ohne Eintragung in dem Verzeichnis
der auswärtigen Gesellschaften führen, wenn dabei eine Ver-
wechslung mit einer Bezeichnung nach § 1 Abs. 1 oder 2 aus-
geschlossen ist.

F ü n f t e s  K a p i t e l

Entwurfsverfasserinnen und Entwurfsverfasser
der Fachrichtung Architektur

§ 18

Eintragung in die Liste

(1) In die Liste der Entwurfsverfasserinnen und Entwurfs-
verfasser der Fachrichtung Architektur wird auf Antrag einge-
tragen, wer die Voraussetzungen für die Eintragung in die
Architektenliste mit der Berufsbezeichnung „Architektin“
oder „Architekt“ nach den §§ 5 bis 9 erfüllt. 

(2) Für das Eintragungsverfahren gilt § 12 entsprechend.
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§ 19

Fortbildungspflicht

Die nach § 18 eingetragenen Personen haben sich auf dem
Gebiet des öffentlichen Baurechts beruflich fortzubilden.

S e c h s t e s  K a p i t e l

Ausweise, Bescheinigungen, Streichung 
von Eintragungen

§ 20

Ausweise, Bescheinigungen

(1) 1Wer in der Architektenliste oder der Liste der Entwurfs-
verfasserinnen und Entwurfsverfasser der Fachrichtung Ar-
chitektur eingetragen ist, erhält von der Architektenkammer
einen Ausweis. 2Der Ausweis ist an die Architektenkammer
herauszugeben, wenn die Eintragung gestrichen worden ist.

(2) Die Architektenkammer stellt die für die Berufsaus-
übung benötigten Bescheinigungen aus.

§ 21

Streichung von Eintragungen

(1) 1Die Eintragung in der Architektenliste ist zu streichen,
wenn

1. die eingetragene Person verstorben ist,

2. die eingetragene Person die Streichung beantragt,

3. die Eintragungsvoraussetzungen

a) nicht vorgelegen haben oder

b) nicht mehr vorliegen,

4. in einem berufsgerichtlichen Verfahren rechtskräftig auf
Streichung der Eintragung in der Architektenliste erkannt
wurde oder

5. die eingetragene Person in die Liste der Entwurfsverfasse-
rinnen und Entwurfsverfasser der Fachrichtung Architek-
tur eingetragen wurde.

2In den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 Buchst. a kann die Eintra-
gung mit Wirkung für die Vergangenheit gestrichen werden;
§ 48 Abs. 2 bis 4 VwVfG gilt entsprechend.

(2) 1Für die in der Liste der Entwurfsverfasserinnen und
Entwurfsverfasser der Fachrichtung Architektur eingetrage-
nen Personen gilt Absatz 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 und Satz 2 ent-
sprechend. 2Die Eintragung in der Liste der Entwurfsver-
fasserinnen und Entwurfsverfasser der Fachrichtung Archi-
tektur ist auch zu streichen, wenn die eingetragene Person in
die Architektenliste eingetragen wurde.

(3) 1Die Eintragung in dem Verzeichnis der auswärtigen
Dienstleisterinnen und Dienstleister ist zu streichen, wenn

1. eine Voraussetzung nach Absatz 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 4 vor-
liegt,

2. der Beruf nicht mehr unter einer Bezeichnung nach § 1
Abs. 1 oder 2 Satz 1 in Niedersachsen ausgeübt wird oder

3. eine Anzeige nach § 14 Abs. 3 in den drei vorausgegange-
nen Kalenderjahren nicht bei der Architektenkammer ein-
gegangen ist.

2Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(4) 1Die Eintragung in der Gesellschaftsliste oder dem Ver-
zeichnis der auswärtigen Gesellschaften ist zu streichen,
wenn

1. die Gesellschaft aufgelöst ist,

2. die Gesellschaft die Streichung beantragt,

3. eine Bezeichnung nach § 1 Abs. 1 oder 2 Satz 1 im Namen
oder in der Firma nicht mehr geführt wird,

4. eine Anzeige nach § 17 Abs. 3 Satz 2 in den drei vorausge-
gangenen Kalenderjahren nicht bei der Architektenkam-
mer eingegangen ist,

5. die Eintragungsvoraussetzungen

a) nicht vorgelegen haben oder

b) nicht mehr vorliegen

oder

6. in einem berufsgerichtlichen Verfahren rechtskräftig auf
Streichung der Eintragung in der Gesellschaftsliste er-
kannt wurde.

2In den Fällen des Satzes 1 Nr. 5 Buchst. a gilt Absatz 1 Satz 2
entsprechend. 3Wenn eine Eintragungsvoraussetzung nach
§ 16 Abs. 1 Nr. 1, 5, 6 oder 7 nicht mehr vorliegt, setzt die Ar-
chitektenkammer der Gesellschaft vor der Streichung eine
Frist von höchstens einem Jahr, um die Eintragungsvorausset-
zung wieder zu erfüllen. 4Liegt die Eintragungsvoraussetzung
wegen des Todes einer Gesellschafterin, eines Gesellschafters
oder einer zur Geschäftsführung befugten Person nicht mehr
vor, so soll die Frist nach Satz 3 mindestens ein Jahr und
höchstens zwei Jahre betragen. 5Der Zusatz „freischaffend“ ist
zu streichen, wenn die Eintragungsvoraussetzung des § 16
Abs. 3, auch in Verbindung mit § 17 Abs. 1 Satz 2, nicht vor-
gelegen hat oder nicht mehr vorliegt.

Z w e i t e r  T e i l

Architektenkammer

E r s t e s  K a p i t e l

Allgemeines

§ 22

Architektenkammer Niedersachsen

(1) 1In Niedersachsen besteht eine Architektenkammer. 2Sie
führt die Bezeichnung „Architektenkammer Niedersachsen“.

(2) 1Die Architektenkammer ist eine Körperschaft des öffent-
lichen Rechts. 2Sie führt ein Dienstsiegel.

(3) Sitz der Architektenkammer ist Hannover.

(4) Die Architektenkammer kann Bezirksstellen errichten.

§ 23

Mitgliedschaft

Der Architektenkammer gehören die in der Architektenliste
eingetragenen Architektinnen und Architekten als Pflichtmit-
glieder an.

§ 24

Auskunftspflicht der Kammermitglieder

1Die Kammermitglieder sind verpflichtet, der Architekten-
kammer die zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlichen
Auskünfte zu geben. 2Eine Auskunftspflicht besteht nicht,
wenn sich das Kammermitglied durch die Auskunft einer Ver-
folgung wegen einer mit Strafe oder mit Geldbuße bedrohten
Handlung oder einem Disziplinar- oder Berufsgerichtsverfah-
ren aussetzen würde. 3Die Pflicht zur Amtsverschwiegenheit
der im öffentlichen Dienst stehenden Kammermitglieder bleibt
unberührt.

§ 25

Aufgaben der Architektenkammer

(1) Aufgabe der Architektenkammer ist es,

1. das Bauwesen, insbesondere die Baukultur, und die sons-
tige Tätigkeit der Architektinnen und Architekten zu
pflegen und zu fördern,
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2. die beruflichen Belange der Gesamtheit der Kammermit-
glieder wahrzunehmen und das Ansehen des Berufsstan-
des zu wahren und zu fördern,

3. die Einhaltung der Berufspflichten der Kammermitglie-
der und der auswärtigen Dienstleisterinnen und Dienst-
leister sowie die Einhaltung der für die Gesellschaften
und auswärtigen Gesellschaften nach § 37 Abs. 5 gelten-
den Pflichten zu überwachen,

4. die Ausbildung zur Architektin oder zum Architekten so-
wie die berufliche Fort- und Weiterbildung der Kammer-
mitglieder zu fördern,

5. die Architektenliste, die Gesellschaftsliste, das Verzeich-
nis der auswärtigen Dienstleisterinnen und Dienstleis-
ter, das Verzeichnis der auswärtigen Gesellschaften und
die Liste der Entwurfsverfasserinnen und Entwurfs-
verfasser der Fachrichtung Architektur zu führen und
dieses Gesetz auch im Übrigen auszuführen, soweit
nicht die Zuständigkeit einer anderen Stelle bestimmt
ist,

6. in Fragen der Berufsausbildung und Berufsausübung zu
beraten,

7. auf die Beilegung von Streitigkeiten, die sich aus der Be-
rufsausübung zwischen Kammermitgliedern, zwischen
den in der Gesellschaftsliste eingetragenen Gesellschaf-
ten, zwischen Kammermitgliedern und den in der Gesell-
schaftsliste eingetragenen Gesellschaften oder zwischen
diesen und Dritten ergeben, hinzuwirken, nach Maßgabe
des § 35 Abs. 3 auch durch Einrichtung einer behördli-
chen Verbraucherschlichtungsstelle,

8. in Angelegenheiten des Bauwesens sowie der Architek-
tinnen und Architekten gegenüber Behörden oder Ge-
richten Stellung zu nehmen, Vorschläge zu machen und
Gutachten zu erstellen,

9. Sachverständige auf dem Gebiet des Architekten- und
Bauwesens öffentlich zu bestellen und zu vereidigen, das
Sachverständigenwesen zu fördern und auf Anforderung
Sachverständige zu benennen,

10. im Wettbewerbswesen beratend tätig zu sein und die
Übereinstimmung der jeweiligen Verfahrensbedingungen
mit den geltenden bundes-, landes- und berufsrechtli-
chen Vorschriften zu überwachen,

11. die Einhaltung der Versicherungspflichten nach diesem
Gesetz zu überwachen sowie als zuständige Stelle nach
§ 117 Abs. 2 des Versicherungsvertragsgesetzes tätig zu
werden.

(2) Zur Durchführung der Aufgaben nach Absatz 1 Nrn. 1, 2
und 4 kann die Architektenkammer nach Zustimmung der
Aufsichtsbehörde privatrechtliche Einrichtungen schaffen und
sich an der Schaffung von privatrechtlichen Einrichtungen so-
wie an bestehenden privatrechtlichen Einrichtungen beteili-
gen.

(3) Die Architektenkammer nimmt

1. die Aufgaben in Bezug auf die auswärtigen Dienstleisterin-
nen und Dienstleister, auf die in § 16 genannten Gesell-
schaften, auf die auswärtigen Gesellschaften sowie auf die
Entwurfsverfasserinnen und Entwurfsverfasser der Fach-
richtung Architektur, 

2. die Aufgabe nach § 20 Abs. 2 dieses Gesetzes, soweit sie
Bescheinigungen nach der Richtlinie 2005/36/EG betrifft,
sowie die Aufgabe nach § 17 NBQFG,

3. die Aufgaben nach den §§ 8 a bis 8 e VwVfG und

4. die Ahndung und Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten
nach diesem Gesetz

im übertragenen Wirkungskreis wahr.

§ 26

Satzungen

(1) 1Die Architektenkammer gibt sich eine Hauptsatzung.
2Die Hauptsatzung muss Bestimmungen enthalten über

1. die Rechte und Pflichten der Kammermitglieder,

2. die Geschäftsführung, die Vertretung und die Verwaltung
der Architektenkammer,

3. die Untergliederungen der Architektenkammer,

4. die Mitgliederzahl und die Zusammensetzung der Vertre-
terversammlung und des Vorstandes sowie eine angemes-
sene Berücksichtigung der Fachrichtungen und der Be-
schäftigungsarten (§ 10 Abs. 1) in der Vertreterversamm-
lung und dem Vorstand,

5. die Bildung und Besetzung von Ausschüssen, deren Auf-
gaben und Arbeitsweise sowie die Zuziehung von Sach-
verständigen,

6. die Einberufung und die Geschäftsordnung der Vertreter-
versammlung,

7. die Entschädigung für die Tätigkeit in den Organen und
Ausschüssen sowie der Sachverständigen und

8. die Form und die Art der Bekanntmachungen.

(2) Beschlüsse über die Hauptsatzung und die weiteren in
diesem Gesetz genannten Satzungen (Ordnungen) bedürfen
der Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde.

(3) Neben den in diesem Gesetz genannten Satzungen kann
die Architektenkammer zur Regelung ihrer Angelegenheiten
auch im Übrigen Satzungen erlassen.

(4) Beschlüsse über Satzungen sind in der von der Hauptsat-
zung bestimmten Form und Art bekannt zu machen.

§ 27

Beiträge und Kosten, Finanzwesen

(1) 1Der Finanzbedarf der Architektenkammer zur Erfüllung
der Aufgaben ihres eigenen Wirkungskreises wird, soweit er
nicht anderweitig bestritten werden kann, durch Beiträge der
Kammermitglieder gedeckt. 2Die Architektenkammer erhebt
innerhalb ihres eigenen Wirkungskreises für

1. Amtshandlungen und

2. die Benutzung von Einrichtungen und Gegenständen so-
wie sonstige Leistungen, die nicht Amtshandlungen sind,

Kosten (Gebühren und Auslagen).

(2) 1Die Architektenkammer erlässt zur Erhebung der Bei-
träge eine Beitragsordnung und zur Erhebung der Kosten eine
Gebührenordnung. 2Die Beiträge können nach der Höhe der
Einnahmen gestaffelt werden. 3Für Kammermitglieder, die aus
ihrer Tätigkeit als Architektin oder Architekt oder aus ihrer
baugewerblichen Tätigkeit nur geringe oder keine Einnahmen
mehr haben, ist der Beitrag zu ermäßigen.

(3) 1Die Architektenkammer erlässt eine Haushalts- und
Kassenordnung, die Bestimmungen über die Aufstellung und
Durchführung des Haushaltsplans, die Kassen- und Buchfüh-
rung und die Rechnungslegung und -prüfung enthält. 2Die Ar-
chitektenkammer hat für jedes Haushaltsjahr einen Haus-
haltsplan aufzustellen und eine Jahresrechnung zu erstellen;
§ 110 Satz 2 der Niedersächsischen Landeshaushaltsordnung
bleibt unberührt. 3Die Haushalts- und Kassenordnung kann
vorsehen, dass Wirtschaftsprüferinnen oder Wirtschaftsprüfer
mit der Prüfung der Jahresrechnung oder Teilen davon beauf-
tragt werden können. 4Die Haushaltsführung muss wirtschaft-
lich und sparsam sein.

(4) Ein von der Architektenkammer ausgefertigter Auszug
aus dem Verzeichnis der Beitragsrückstände ist Vollstreckungs-
urkunde im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 5 des Niedersächsischen
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes.
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§ 28

Aufsicht

(1) Die Architektenkammer unterliegt der Rechtsaufsicht
und in den Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskrei-
ses (§ 25 Abs. 3) der Fachaufsicht des zuständigen Ministeri-
ums (Aufsichtsbehörde).

(2) Die Aufsichtsbehörde kann jederzeit von der Architek-
tenkammer Auskunft über deren Angelegenheiten verlangen.

(3) 1Zu den Sitzungen der Vertreterversammlung ist die
Aufsichtsbehörde rechtzeitig einzuladen. 2Ihrer Vertreterin
oder ihrem Vertreter ist auf Verlangen jederzeit das Wort zu
erteilen. 3Eine Sitzung der Vertreterversammlung ist auf Ver-
langen der Aufsichtsbehörde unverzüglich einzuberufen.

(4) Beschlüsse der Architektenkammer, die der Genehmi-
gung der Aufsichtsbehörde bedürfen, werden erst mit der Ge-
nehmigung wirksam.

(5) 1Die Architektenkammer erstattet der Aufsichtsbehörde
jährlich einen Bericht über das abgelaufene Geschäftsjahr.
2Sie legt der Aufsichtsbehörde unverzüglich nach Beschluss-
fassung den Haushaltsplan und die Aufstellung der Jahres-
rechnung vor.

§ 29

Durchführung der Aufsicht

(1) Die Aufsichtsbehörde hat darüber zu wachen, dass die
Architektenkammer ihre Tätigkeit im Rahmen ihres Aufga-
benbereichs im Einklang mit den gesetzlichen und satzungs-
rechtlichen Bestimmungen und auf der Grundlage eines
geordneten Finanzgebarens ausübt.

(2) 1Die Aufsichtsbehörde kann Beschlüsse und andere
Maßnahmen der Architektenkammer beanstanden, wenn sie
das Gesetz oder eine Satzung der Architektenkammer verlet-
zen. 2Beanstandete Beschlüsse und Maßnahmen dürfen nicht
vollzogen werden; die Aufsichtsbehörde kann verlangen, dass
bereits getroffene Maßnahmen rückgängig gemacht werden.

(3) 1Erfüllt die Architektenkammer ihr obliegende Pflichten
oder Aufgaben nicht, so kann die Aufsichtsbehörde anordnen,
dass die Kammer innerhalb einer bestimmten Frist das Erfor-
derliche veranlasst. 2Kommt die Kammer der Anordnung
nicht innerhalb der Frist nach, so kann die Aufsichtsbehörde
die Anordnung anstelle und auf Kosten der Kammer selbst
durchführen oder durch einen anderen durchführen lassen.

(4) Wenn und solange die ordnungsgemäße Geschäftsfüh-
rung der Architektenkammer nicht gewährleistet ist und an-
dere Aufsichtsmittel nicht ausreichen, kann die Aufsichts-
behörde eine Person damit beauftragen, einzelne oder sämtli-
che Aufgaben der Architektenkammer auf deren Kosten wahr-
zunehmen.

§ 30

Datenverarbeitung

(1) Die Architektenkammer darf zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben in dem erforderlichen Umfang personenbezogene Daten
verarbeiten, insbesondere über

1. Personen und Gesellschaften, die in den von der Architek-
tenkammer nach gesetzlichen Vorschriften zu führenden
Listen oder Verzeichnisse eingetragen sind oder in diese
Listen oder Verzeichnisse eingetragen werden wollen,

2. Gesellschafterinnen, Gesellschafter, zur Geschäftsführung
befugte Personen und sonstige gesetzliche Vertreterinnen
und Vertreter der in Nummer 1 genannten Gesellschaften
und der auswärtigen Gesellschaften sowie

3. Personen und Gesellschaften, die unbefugt nach § 1 ge-
schützte Bezeichnungen führen oder anderweitig verwen-
den oder dies zulassen.

(2) Nach Absatz 1 dürfen insbesondere die folgenden Daten
verarbeitet werden:

1. Familien-, Vor- und Geburtsnamen, Geschlecht, akade-
mische Grade,

2. Datum und Ort der Geburt, Staatsangehörigkeit,

3. Anschriften der Wohnung sowie der beruflichen Nieder-
lassung und des Dienst- oder Beschäftigungsortes,

4. Fachrichtung und Beschäftigungsart sowie bei Gesell-
schaften der Zusatz „freischaffend“,

5. Berufsausbildung und bisherige praktische Tätigkeiten,

6. Herkunftsstaat im Sinne des Artikels 1 Abs. 1 der Richt-
linie 2005/36/EG,

7. Eintragungen in die von der Architektenkammer nach ge-
setzlichen Vorschriften zu führenden Listen und Ver-
zeichnisse,

8. Eintragungen in Nummer 7 entsprechenden Listen und
Verzeichnissen in anderen Bundesländern, in anderen
Mitgliedstaaten der Europäischen Union, in anderen Ver-
tragsstaaten des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum und in durch Abkommen gleichgestell-
ten Staaten,

9. Eintragungsversagungen, Untersagungen in Bezug auf
das Führen einer nach § 1 geschützten Bezeichnung, Be-
rufspflichtverletzungen, Ahndung von Berufsvergehen,
Sperrungen und Streichungen in den in den Nummern 7
und 8 genannten Listen und Verzeichnissen,

10. Mitgliedsnummer,

11. Daten, die für die Prüfung erforderlich sind, ob Berufs-
pflichten oder Eintragungsvoraussetzungen erfüllt werden,

12. Daten, die zur Erfüllung der Aufgaben nach § 20 Abs. 2
dieses Gesetzes oder nach den §§ 8 a bis 8 e VwVfG erfor-
derlich sind,

13. Name, Anschrift und Versicherungsnummer des Versi-
cherers, bei dem eine Berufshaftpflichtversicherung nach
§ 11, auch in Verbindung mit § 14 Abs. 6, oder nach § 16
Abs. 4, auch in Verbindung mit § 17 Abs. 1 Satz 2, be-
steht.

(3) 1Die in Absatz 2 Nrn. 1, 3, 4, 6 und 13 genannten Daten
sind in die Architektenliste sowie in das Verzeichnis der aus-
wärtigen Dienstleisterinnen und Dienstleistern einzutragen.
2Die in Absatz 2 Nrn. 1, 3 und 6 genannten Daten sind in die
Liste der Entwurfsverfasserinnen und Entwurfsverfasser der
Fachrichtung Architektur einzutragen.

(4) 1In die Gesellschaftsliste sind einzutragen

1. das Registergericht, die Registernummer und das Datum
der Eintragung beim Registergericht,

2. die Firma oder der Name der Gesellschaft und der Zusatz
„freischaffend“ (§ 16 Abs. 3),

3. die Namen, die Anschrift und die Berufsqualifikation der
Gesellschafterinnen und Gesellschafter, der zur Geschäfts-
führung befugten Personen sowie der sonstigen gesetzli-
chen Vertreterinnen und Vertreter,

4. die Anschrift des Sitzes und die Anschriften von Nieder-
lassungen sowie

5. die in Absatz 2 Nr. 13 genannten Daten.
2Für Eintragungen in das Verzeichnis der auswärtigen Gesell-
schaften gilt Satz 1 entsprechend.

(5) 1Die Daten nach Absatz 2 werden jeweils in einer von
der Architektenkammer für jede betroffene Person angelegten
Akte geführt. 2Satz 1 gilt entsprechend für Daten von Gesell-
schaften nach Absatz 4 und für Daten nach Absatz 2, die sich
auf Gesellschaften beziehen.



Nds. GVBl. Nr. 19/2017, ausgegeben am 29. 9. 2017

366

(6) 1Wer ein berechtigtes Interesse darlegt, hat Anspruch auf
Auskunft über Eintragungen in den von der Architektenkam-
mer nach gesetzlichen Vorschriften zu führenden Listen und
Verzeichnissen. 2Die Architektenkammer darf diese Eintra-
gungen, soweit die betroffene Person oder Gesellschaft nicht
widerspricht, veröffentlichen und an andere zum Zweck der
Veröffentlichung übermitteln. 3Die Architektenkammer hat
die betroffenen Personen und Gesellschaften anlässlich der
Eintragung auf die Möglichkeit des Widerspruchs hinzuwei-
sen.

(7) 1Wird eine Eintragung nach § 21 gestrichen, so sind
sämtliche von der Architektenkammer über die betroffene
Person oder Gesellschaft gespeicherten Daten zu sperren; § 17
Abs. 3 Sätze 2 bis 4 und Abs. 4 des Niedersächsischen Daten-
schutzgesetzes gilt entsprechend. 2Fünf Jahre nach der Strei-
chung der Eintragung sind die gesperrten Daten zu löschen,
wenn die betroffene Person oder Gesellschaft nicht die weitere
Speicherung verlangt. 3Die Architektenkammer hat die betrof-
fene Person oder Gesellschaft auf die Möglichkeit der weiteren
Speicherung hinzuweisen. 4Bei der Liste der Entwurfsverfas-
serinnen und Entwurfsverfasser der Fachrichtung Architektur
beträgt die Löschungsfrist nach Satz 2 zehn Jahre.

Z w e i t e s  K a p i t e l

Organe der Architektenkammer,
Beilegung von Streitigkeiten, Verschwiegenheit

§ 31

Organe

(1) Organe der Architektenkammer sind

1. die Vertreterversammlung,

2. der Vorstand,

3. der Eintragungsausschuss.

(2) Die Mitglieder der Organe sind mit Ausnahme des vor-
sitzenden und des stellvertretenden vorsitzenden Mitglieds
des Eintragungsausschusses ehrenamtlich tätig.

§ 32

Vertreterversammlung

(1) 1Die Mitglieder der Vertreterversammlung werden in all-
gemeiner, unmittelbarer, freier und geheimer Wahl nach den
Vorschriften einer Wahlordnung von den Kammermitgliedern
gewählt. 2Die Wahlperiode beträgt fünf Jahre.

(2) Die Wahlordnung regelt das Nähere über die Ausübung
des Wahlrechts und die Durchführung der Wahl sowie das
vorzeitige Ausscheiden aus der Vertreterversammlung.

(3) Die Vertreterversammlung

1. beschließt die Satzungen,

2. stellt die Jahresrechnung fest,

3. wählt Rechnungsprüferinnen oder Rechnungsprüfer und
beschließt darüber, ob und gegebenenfalls welche Wirt-
schaftsprüferinnen oder Wirtschaftsprüfer mit der Prü-
fung der Jahresrechnung oder Teilen davon beauftragt
werden,

4. beschließt über den Erwerb und die Veräußerung von
Grundstücken,

5. beschließt über die Aufnahme von Darlehen,

6. wählt die Mitglieder des Vorstandes, beruft sie ab und be-
schließt über ihre Entlastung,

7. beschließt nach Maßgabe der Hauptsatzung über die Bil-
dung von Ausschüssen, wählt die Mitglieder der Aus-
schüsse und beruft sie ab, jedoch nicht hinsichtlich des
Eintragungsausschusses,

8. beschließt über die Vorschläge für die Bestellung der ehren-
amtlichen Richterinnen und Richter der Berufsgerichte,

9. beschließt nach Maßgabe der Hauptsatzung über die
Höhe der Entschädigung für Auslagen und Zeitversäum-
nis für die Tätigkeit in den Organen und Ausschüssen so-
wie für Sachverständige,

10. beschließt über die Schaffung von und die Beteiligung an
privaten Einrichtungen (§ 25 Abs. 2).

(4) 1Die Vertreterversammlung beschließt und wählt mit
der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder. 2Be-
schlüsse über die Hauptsatzung und die Abberufung von Mit-
gliedern des Vorstandes bedürfen einer Mehrheit von zwei
Dritteln der Stimmen der anwesenden Mitglieder der Vertre-
terversammlung.

§ 33

Vorstand

(1) 1Die Vertreterversammlung wählt aus ihrer Mitte den
Vorstand. 2Dieser besteht aus der Präsidentin oder dem Präsi-
denten, zwei Vizepräsidentinnen oder Vizepräsidenten und
weiteren Vorstandsmitgliedern, deren Anzahl in der Haupt-
satzung bestimmt ist.

(2) 1Die Amtszeit der Mitglieder des Vorstandes beträgt fünf
Jahre. 2Scheidet ein Mitglied des Vorstandes vorzeitig aus, so
wird in der nächsten Sitzung der Vertreterversammlung für
den Rest seiner Amtszeit ein neues Mitglied gewählt.

(3) 1Der Vorstand führt die Geschäfte der Architektenkam-
mer. 2Er kann eine Geschäftsführerin oder einen Geschäftsfüh-
rer oder mehrere Geschäftsführerinnen oder Geschäftsführer
bestellen. 3Der Vorstand beschließt die Höhe der Vergütung
für das vorsitzende und das stellvertretende vorsitzende Mit-
glied des Eintragungsausschusses sowie das vorsitzende und
das stellvertretende vorsitzende Mitglied des Schlichtungs-
ausschusses. 4Der Vorstand schlägt der Aufsichtsbehörde die
Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Eintragungs-
ausschusses und dem Justizministerium die Richterinnen und
Richter auf Lebenszeit für die Berufsgerichte vor.

(4) 1Die Präsidentin oder der Präsident vertritt die Architek-
tenkammer gerichtlich und außergerichtlich; im Verhinde-
rungsfall wird die Präsidentin oder der Präsident durch eine
Vizepräsidentin oder einen Vizepräsidenten, durch ein ande-
res Mitglied des Vorstandes oder durch eine Geschäftsführerin
oder einen Geschäftsführer vertreten. 2Erklärungen, welche die
Architektenkammer vermögensrechtlich verpflichten, müs-
sen schriftlich abgefasst und von der Präsidentin oder dem
Präsidenten gemeinsam mit einem weiteren Vorstandsmit-
glied oder mit der Geschäftsführerin oder dem Geschäftsfüh-
rer in schriftlicher Form oder in elektronischer Form mit der
dauerhaft überprüfbaren qualifizierten elektronischen Signa-
tur abgegeben werden. 3Satz 2 gilt nicht für Geschäfte der lau-
fenden Verwaltung.

§ 34

Eintragungsausschuss

(1) 1Der Eintragungsausschuss besteht aus einem vorsitzen-
den Mitglied, einem stellvertretenden vorsitzenden Mitglied
und mindestens acht beisitzenden Mitgliedern. 2Das vorsit-
zende Mitglied und das stellvertretende vorsitzende Mitglied
müssen die Befähigung zum Richteramt, die Befähigung für
die Laufbahn der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung Allge-
meine Dienste, die den Zugang für das zweite Einstiegsamt er-
öffnet, oder eine gleichwertige Befähigung besitzen. 3Die
beisitzenden Mitglieder müssen Kammermitglieder sein; jede
Fachrichtung und jede Beschäftigungsart müssen vertreten
sein.

(2) 1Die Mitglieder des Eintragungsausschusses werden von
der Aufsichtsbehörde bestellt. 2Die Amtszeit beträgt fünf Jahre.
3Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so wird das nachfolgende
Mitglied für die restliche Amtszeit bestellt.
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(3) Der Eintragungsausschuss trifft die Entscheidungen der
Architektenkammer, die sich auf die von ihr nach diesem Ge-
setz zu führenden Listen oder Verzeichnisse oder auf das Aus-
stellen diesbezüglicher Bescheinigungen nach § 20 Abs. 2
beziehen, und entscheidet über Anträge nach § 6 Abs. 6 und
Feststellungen nach § 7 Abs. 5.

(4) 1Der Eintragungsausschuss entscheidet über

1. Eintragungen,

2. die Erteilung von Bescheinigungen nach Artikel 49 Abs. 3
der Richtlinie 2005/36/EG,

3. Anträge nach § 6 Abs. 6,

4. Feststellungen nach § 7 Abs. 5,

5. Streichungen, die darauf beruhen, dass die Eintragungs-
voraussetzungen nicht vorgelegen haben oder nicht mehr
vorliegen,

in der Besetzung mit dem vorsitzenden Mitglied oder dem
stellvertretenden vorsitzenden Mitglied und zwei beisitzen-
den Mitgliedern mit Stimmenmehrheit. 2Bei Entscheidungen
nach Satz 1 muss ein beisitzendes Mitglied der Fachrichtung
der betroffenen Person angehören; ein beisitzendes Mitglied
soll in der Beschäftigungsart tätig sein, in der die betroffene
Person tätig ist oder werden will. 3Die Beisitzenden werden
vom vorsitzenden Mitglied oder vom stellvertretenden vorsit-
zenden Mitglied von Fall zu Fall bestimmt.

(5) In den übrigen Fällen entscheidet der Eintragungsaus-
schuss durch sein vorsitzendes Mitglied oder sein stellvertre-
tendes vorsitzendes Mitglied.

(6) Das vorsitzende und das stellvertretende vorsitzende
Mitglied des Eintragungsausschusses erhalten für ihre Tätig-
keit eine Vergütung.

§ 35

Schlichtungsausschuss, Verbraucherschlichtungsstelle

(1) 1Zur freiwilligen gütlichen Beilegung von Streitigkeiten,
die sich aus der Berufsausübung zwischen Kammermitglie-
dern, zwischen den in der Gesellschaftsliste eingetragenen Ge-
sellschaften, zwischen Kammermitgliedern und den in der
Gesellschaftsliste eingetragenen Gesellschaften oder zwischen
diesen und Dritten ergeben, ist mindestens ein Schlichtungs-
ausschuss zu bilden. 2Der Schlichtungsausschuss besteht aus
drei Mitgliedern, von denen zwei Kammermitglieder sein müs-
sen. 3Das Nähere regelt die Schlichtungsordnung. 4Abwei-
chend von § 27 Abs. 2 Satz 1 kann die Architektenkammer
Regelungen zur Erhebung der Kosten für die Inanspruchnah-
me des Schlichtungsausschusses auch in der Schlichtungs-
ordnung treffen.

(2) Das vorsitzende und das stellvertretende vorsitzende
Mitglied des Schlichtungsausschusses erhalten für ihre Tätig-
keit eine Vergütung.

(3) 1Zur außergerichtlichen Beilegung zivilrechtlicher Strei-
tigkeiten, die sich aus der Berufsausübung zwischen Kammer-
mitgliedern oder Gesellschaften, die in die Gesellschaftsliste
eingetragen sind, und Verbraucherinnen oder Verbrauchern
ergeben, kann die Architektenkammer einen Ausschuss bil-
den, der behördliche Verbraucherschlichtungsstelle nach
dem Verbraucherstreitbeilegungsgesetz vom 19. Februar 2016
(BGBl. I S. 254, 1039) ist. 2Das Verbraucherstreitbeilegungsge-
setz ist anzuwenden. 3Absatz 1 Sätze 3 und 4 und Absatz 2
gelten entsprechend.

§ 36

Verschwiegenheit

1Personen, die für die Architektenkammer tätig sind, sind
zur Verschwiegenheit über alle Angelegenheiten verpflichtet,
die ihnen im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit bekannt ge-
worden sind. 2Sie dürfen die Kenntnis der nach Satz 1 geheim
zu haltenden Angelegenheiten nicht unbefugt verwerten. 3Die

Sätze 1 und 2 gelten nicht für Mitteilungen im dienstlichen
Verkehr und über Tatsachen, die offenkundig sind oder die
ihrer Bedeutung nach der Geheimhaltung nicht bedürfen.
4Die Pflichten nach den Sätzen 1 und 2 bestehen nach Beendi-
gung der Tätigkeit fort. 5Die Präsidentin oder der Präsident der
Architektenkammer kann von der Pflicht zur Verschwiegen-
heit Befreiung erteilen.

D r i t t e r  T e i l

Berufspflichten, Berufsgerichtsbarkeit, Rüge

§ 37

Berufspflichten

(1) Die Kammermitglieder haben ihren Beruf gewissenhaft
auszuüben, dem ihnen im Zusammenhang mit dem Beruf ent-
gegengebrachten Vertrauen zu entsprechen und alles zu un-
terlassen, was dem Ansehen des Berufsstandes schaden
könnte.

(2) Sie sind insbesondere verpflichtet,

1. sich beruflich fortzubilden und sich dabei auch über die
für ihre Berufsausübung geltenden Bestimmungen zu un-
terrichten,

2. die berechtigten Interessen der Auftraggeberin oder des
Auftraggebers und deren oder dessen Geschäfts- und Be-
triebsgeheimnisse zu wahren,

3. bei der Ausübung des Berufes darauf zu achten, dass das
Leben und die Gesundheit Dritter sowie Belange des Um-
weltschutzes und bedeutende Sachwerte nicht gefährdet
werden,

4. sich im Fall der eigenverantwortlichen Tätigkeit für ande-
re gegen Haftpflichtgefahren, die sich aus der ausschließ-
lichen Wahrnehmung von Berufsaufgaben nach § 2 erge-
ben, entsprechend dem Umfang und der Art der ausgeüb-
ten Berufstätigkeiten, mindestens aber in dem Deckungs-
umfang nach § 11 Abs. 1 und 2, ausreichend zu versichern,

5. sich gegenüber Berufsangehörigen und Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern sowie in der Zusammenarbeit mit Ange-
hörigen anderer Berufe kollegial zu verhalten,

6. Handlungen zu Zwecken des Wettbewerbs, die unlauter
sind, zu unterlassen,

7. sich an Wettbewerben nur zu beteiligen, wenn durch die
Verfahrensbedingungen ein fairer und lauterer Leistungs-
vergleich sichergestellt ist und in ausgewogener Weise den
partnerschaftlichen Belangen von Ausloberinnen und
Auslobern und Teilnehmerinnen und Teilnehmern Rech-
nung getragen wird, und

8. nur solche Pläne und Bauvorlagen zu unterschreiben, die
von ihnen selbst oder unter ihrer Leitung oder Verantwor-
tung gefertigt wurden.

(3) 1Kammermitglieder, die den Zusatz „freischaffend“ oder
einen ähnlichen Zusatz führen dürfen, sind zur unabhängigen
Berufsausübung verpflichtet. 2Ihnen ist es insbesondere nicht
erlaubt,

1. eigene oder fremde Produktions-, Handels- oder Lieferin-
teressen, die unmittelbar oder mittelbar im Zusammen-
hang mit der Berufstätigkeit stehen, zu verfolgen und

2. Provisionen, Rabatte oder sonstige Vergünstigungen für
sich, ihre Angehörigen oder ihre Mitarbeiterinnen oder
Mitarbeiter anzunehmen oder sich versprechen zu lassen,
wenn sie im Zusammenhang mit der Berufstätigkeit ange-
boten werden.

3Sie haben ihre Pflicht nach § 11 Abs. 1 zu erfüllen.

(4) Bei der Ausübung von Tätigkeiten nach § 2 in Nieder-
sachsen haben auswärtige Dienstleisterinnen und Dienstleis-
ter die Berufspflichten nach den Absätzen 1 bis 3 zu erfüllen.
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(5) 1Für Gesellschaften, die in die Gesellschaftsliste einge-
tragen sind, und für auswärtige Gesellschaften, soweit sie in
Niedersachsen tätig sind, gelten die Absätze 1 und 2 Nrn. 2, 3
und 5 bis 7 sowie Absatz 3 Sätze 1 und 2 entsprechend. 2Sie
haben ihre Pflichten nach § 16 Abs. 4, auch in Verbindung
mit § 17 Abs. 1 Satz 2, zu erfüllen.

§ 38

Ahndung von Berufsvergehen

(1) Verstöße gegen die Berufspflichten nach § 37 (Berufsver-
gehen) werden im berufsgerichtlichen Verfahren oder durch
Rüge der Architektenkammer geahndet.

(2) Im berufsgerichtlichen Verfahren gegen eine natürliche
Person kann erkannt werden

1. auf Verweis,

2. auf Geldbuße bis zu 15 000 Euro,

3. bei Kammermitgliedern auf Aberkennung der Mitglied-
schaft in den Organen der Architektenkammer,

4. bei Kammermitgliedern auf Aberkennung des Wahlrechts
und der Wählbarkeit zu den Organen der Architektenkam-
mer bis zur Dauer von fünf Jahren,

5. auf Streichung der Eintragung in der Architektenliste und
dem Verzeichnis der auswärtigen Dienstleisterinnen und
Dienstleister sowie in den Fällen des § 13 Abs. 2 Satz 1 auf
Untersagung des Führens der Berufsbezeichnung.

(3) Im berufsgerichtlichen Verfahren gegen eine Gesell-
schaft kann erkannt werden

1. auf Verweis,

2. auf Geldbuße bis zu 50 000 Euro,

3. auf Streichung der Eintragung in der Gesellschaftsliste
oder dem Verzeichnis der auswärtigen Gesellschaften.

(4) 1Die in Absatz 2 Nrn. 1 bis 4 und Absatz 3 Nrn. 1 und 2
aufgeführten Maßnahmen können nebeneinander verhängt
werden. 2Neben einer Maßnahme nach Absatz 2 Nr. 5 oder
Absatz 3 Nr. 3 kann auf eine Geldbuße erkannt werden.

(5) 1Auf Maßnahmen nach Absatz 2 Nr. 5 und Absatz 3
Nr. 3 darf das Gericht nur erkennen, wenn Berufspflichten
gröblich oder wiederholt verletzt wurden. 2Erkennt das Ge-
richt auf Streichung, so bestimmt es zugleich eine Frist, inner-
halb derer ein neuer Antrag auf Eintragung unzulässig ist.
3Die Frist muss mindestens ein Jahr und darf höchstens fünf
Jahre betragen.

§ 39

Berufsgerichte

(1) Für Entscheidungen im ersten Rechtszug besteht ein Be-
rufsgericht, für Entscheidungen im Rechtsmittelzug ein Be-
rufsgerichtshof.

(2) Die Berufsgerichte haben ihren Sitz in Hannover und
führen die Bezeichnung „Architekten-Berufsgericht Nieder-
sachsen“ und „Architekten-Berufsgerichtshof Niedersachsen“.

(3) 1Bei den Berufsgerichten wird je eine Geschäftsstelle ein-
gerichtet. 2Der Geschäftsgang wird durch Geschäftsordnungen
geregelt, die das Justizministerium nach Anhörung der Kam-
mer und der Vorsitzenden der Berufsgerichte erlässt.

(4) Die erforderlichen Bürokräfte, die Räume und die Fi-
nanzmittel für den Bedarf der Berufsgerichte stellt die Archi-
tektenkammer zur Verfügung.

(5) Das Berufsgericht entscheidet in der Besetzung mit einer
Richterin oder einem Richter auf Lebenszeit als Vorsitzender
oder Vorsitzendem und zwei Architektinnen oder Architek-
ten als ehrenamtlichen Richterinnen oder ehrenamtlichen
Richtern.

(6) Der Berufsgerichtshof entscheidet in der Besetzung mit
einer Richterin oder einem Richter auf Lebenszeit als Vorsit-
zender oder Vorsitzendem, zwei weiteren Richterinnen oder

Richtern auf Lebenszeit und zwei Architektinnen oder Archi-
tekten als ehrenamtlichen Richterinnen oder ehrenamtlichen
Richtern.

(7) 1Die Mitglieder der Berufsgerichte werden von dem
Oberlandesgericht Celle auf Vorschlag der Architektenkam-
mer und, soweit sie im öffentlichen Dienst stehen, im Einver-
nehmen mit ihrer obersten Dienstbehörde für die Dauer von
fünf Jahren bestellt. 2Für jedes Mitglied ist eine Stellvertrete-
rin oder ein Stellvertreter zu bestellen.

(8) Zum Mitglied der Berufsgerichte dürfen nicht bestellt
werden

1. Beschäftigte der Aufsichtsbehörde,

2. nach § 29 Abs. 4 Beauftragte und deren Beschäftigte,

3. Mitglieder der Organe oder der Ausschüsse der Architek-
tenkammer,

4. Beschäftigte der Architektenkammer,

5. Personen, gegen die wegen eines Verbrechens oder vor-
sätzlichen Vergehens öffentliche Klage erhoben ist oder ge-
gen die eine Disziplinarklage erhoben oder ein berufsge-
richtliches Verfahren eröffnet worden ist, während der
Dauer des Verfahrens,

6. Personen, die in einem Strafverfahren wegen eines Verbre-
chens oder vorsätzlichen Vergehens zu einer Freiheits-
strafe verurteilt sind,

7. Personen, die infolge gerichtlicher Anordnung in der Ver-
fügung über ihr Vermögen beschränkt sind,

8. Personen, gegen die im berufsgerichtlichen Verfahren auf
Verweis oder Geldbuße von mehr als 500 Euro erkannt
worden ist oder denen die Mitgliedschaft in den Organen
der Architektenkammer oder ihrer Untergliederungen ab-
erkannt worden ist, für die Dauer von fünf Jahren nach
Rechtskraft des Urteils sowie

9. Personen, denen im berufsgerichtlichen Verfahren das
Wahlrecht oder die Wählbarkeit zu den Organen der Ar-
chitektenkammer aberkannt worden ist, für die Dauer der
Aberkennung.

(9) Die Entschädigung für die Mitglieder der Berufsgerichte
sowie deren Stellvertreterinnen und Stellvertreter wird nach
Anhörung der Architektenkammer von dem Justizministeri-
um für die Dauer der Bestellung im Voraus festgesetzt.

§ 40

Dienstaufsicht über die Berufsgerichte,
Übertragung von Befugnissen

(1) Die Dienstaufsicht über die Berufsgerichte führt das Jus-
tizministerium.

(2) Das Justizministerium kann seine Befugnisse nach § 39
Abs. 3 und 9 auf nachgeordnete Behörden übertragen.

§ 41

Anwendung weiterer Vorschriften

(1) 1Für die Ahndung von Berufsvergehen gelten im Übrigen

1. § 60 Abs. 2, die §§ 61, 62, 64 und 65, § 66 mit Ausnahme
seines Absatzes 1 Satz 1 Nrn. 3 und 4, § 68 Abs. 3, § 70
Abs. 3, die §§ 71 und 72 Abs. 1 Nrn. 1 und 2, Abs. 2 Nrn. 1
und 3 und Abs. 4, die §§ 74 bis 78, § 79 Abs. 1 und 2, die
§§ 80 und 81 Abs. 1 und 2 sowie die §§ 82 bis 85 Abs. 1, 2
und 4 des Kammergesetzes für die Heilberufe (HKG) mit
der Maßgabe, dass die Regelungen für „Kammermitglie-
der“ auch auf die durch § 37 Abs. 4 und 5 erfassten natür-
lichen Personen und Gesellschaften Anwendung finden,
sowie

2. die §§ 153 und 153 a der Strafprozessordnung (StPO)

entsprechend. 2§ 85 Abs. 4 Satz 1 HKG findet im Fall der Ein-
stellung des Verfahrens entsprechend § 153 Abs. 2 oder § 153 a
StPO keine Anwendung.
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(2) Die Tilgungsfrist nach § 66 Abs. 1 Satz 1 HKG beträgt in
den Fällen des § 38 Abs. 2 Nrn. 3 und 4 fünf Jahre und in den
Fällen des § 38 Abs. 2 Nr. 5 zehn Jahre.

(3) § 72 Abs. 3 HKG gilt mit der Maßgabe entsprechend,
dass der Berufsgerichtshof die Feststellungen trifft.

V i e r t e r  T e i l

Ordnungswidrigkeiten, Übergangs-
und Schlussbestimmungen

§ 42

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer unbefugt

1. eine Berufsbezeichnung nach § 1 Abs. 1 führt oder ander-
weitig verwendet,

2. eine ähnliche Bezeichnung nach § 1 Abs. 2 verwendet oder

3. eine Berufsbezeichnung nach § 1 Abs. 1 oder eine ähnliche
Bezeichnung nach § 1 Abs. 2 mit dem Zusatz „freischaf-
fend“ oder einem ähnlichen Zusatz führt oder anderweitig
verwendet.

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer es als vertretungsbe-
rechtigte Person oder als vertretungsberechtigtes Organ einer
Gesellschaft zulässt, dass die Gesellschaft unbefugt

1. eine Berufsbezeichnung nach § 1 Abs. 1 führt oder ander-
weitig verwendet,

2. eine ähnliche Bezeichnung nach § 1 Abs. 2 verwendet oder

3. eine Berufsbezeichnung nach § 1 Abs. 1 oder eine ähnliche
Bezeichnung nach § 1 Abs. 2 mit dem Zusatz „freischaf-
fend“ oder einem ähnlichen Zusatz führt oder anderweitig
verwendet.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu
15 000 Euro geahndet werden.

§ 43

Übergangsvorschrift

(1) Für Personen, die ihr Studium oder ihre berufsprakti-
sche Tätigkeit bis zum 31. Dezember 2017 beginnen oder be-
gonnen haben, finden die Regelungen über die Eintragungs-
voraussetzungen im Niedersächsischen Architektengesetz in
der Fassung vom 26. März 2003 (Nds. GVBl. S. 177), zuletzt
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. Dezember
2014 (Nds. GVBl. S. 475), weiterhin Anwendung, soweit sie
für diese Personen günstiger sind.

(2) 1Auf berufsgerichtliche Verfahren, die vor Inkrafttreten
dieses Gesetzes eröffnet wurden, ist § 85 Abs. 3 HKG weiter-
hin entsprechend anwendbar. 2Auf berufsgerichtliche Verfah-
ren, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes eröffnet und nach
Inkrafttreten dieses Gesetzes entsprechend § 153 Abs. 2 oder
§ 153 a StPO eingestellt werden, ist § 85 Abs. 4 Satz 1 HKG
weiterhin entsprechend anwendbar.

§ 44

Inkrafttreten

1Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft. 2Gleichzeitig treten außer Kraft

1. das Niedersächsische Architektengesetz in der Fassung
vom 26. März 2003 (Nds. GVBl. S. 178, zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. Dezember 2014
(Nds. GVBl. S. 475), und

2. Artikel II des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Archi-
tektengesetzes vom 28. März 1990 (Nds. GVBl. S. 127).

Hannover, den 25. September 2017

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Bernd  B u s e m a n n

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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Anlage
(zu § 6 Abs. 1 Nr. 1)

Leitlinien zu den Ausbildungsinhalten

A. Allgemeines

Im Studium müssen die theoretischen und praktischen
Aspekte der Fachrichtung gemessen an den jeweiligen Berufs-
aufgaben nach § 2 sowie den erforderlichen beruflichen Fä-
higkeiten und möglichen Tätigkeiten ausreichend zur Geltung
kommen.

B. Fachrichtungen

I. Fachrichtung Architektur

Das Studium muss hauptsächlich auf Architektur mit Studien-
inhalten gemäß Artikel 46 Abs. 2 der Richtlinie 2005/36/EG
ausgerichtet sein. In ihm müssen mindestens 240 Leistungs-
punkte nach dem European Credit Transfer System (Credit
Points) in den nachfolgend genannten Sachgebietsgruppen er-
worben worden sein. In den einzelnen Sachgebietsgruppen
müssen Credit Points mindestens in der jeweils angegebenen
Anzahl erworben worden sein.

1. Entwerfen und Gebäudelehre: 48 Credit Points

Zu der Sachgebietsgruppe gehören beispielsweise die Sach-
gebiete

Entwerfen, Entwurfsmethodik, Detailgestaltung, Gebäude-
lehre, Nutzungsplanung.

2. Darstellung und Gestaltung: 12 Credit Points

Zu der Sachgebietsgruppe gehören beispielsweise die Sach-
gebiete

Gestaltungsgrundlagen, darstellende Geometrie, Freihand-
zeichnen, Malen, plastisches Gestalten, Modellbau, Foto-
grafie, CAD, Präsentation, visuelle Kommunikation.

3. Städtebau, Orts- und Regionalplanung: 6 Credit Points

Zu der Sachgebietsgruppe gehören beispielsweise die Sach-
gebiete

Städtebau, Siedlungswesen, Regionalplanung, Landschafts-
planung.

4. Allgemeinwissenschaftliche Grundlagen der Architektur:
6 Credit Points

Zu der Sachgebietsgruppe gehören beispielsweise die
Sachgebiete

Baugeschichte, Kunstgeschichte, Architekturtheorie, Bau-
kultur, Denkmalpflege, Politikwissenschaften, Soziologie.

5. Baukonstruktion und Tragwerksplanung: 24 Credit Points

Zu der Sachgebietsgruppe gehören beispielsweise die Sach-
gebiete

Baukonstruktion, Tragwerksplanung, Festigkeitslehre, Aus-
führungs- und Detailplanung.

6. Baustoffe, Bauphysik und Gebäudetechnik: 12 Credit Points

Zu der Sachgebietsgruppe gehören beispielsweise die Sach-
gebiete

Baustoffkunde, Bauphysik, technischer Ausbau, energie-
effizientes Bauen, Ökologie.

7. Bauökonomie und Planungsmanagement: 6 Credit Points

Zu der Sachgebietsgruppe gehören beispielsweise die Sach-
gebiete

Datenverarbeitung, Vermessungskunde, Bauaufnahme, Bau-
betrieb, Kosten- und Terminplanung, Projektmanagement,
Facility-Management.

8. Recht und Regelwerke, gegebenenfalls auch als Bestandteil
der Sachgebietsgruppen 1, 3, 5, 6 und 7: 6 Credit Points

Zu der Sachgebietsgruppe gehören beispielsweise die Sach-
gebiete

Planungsrecht, Bauordnungsrecht, privates Bau- und Ar-
chitektenrecht, Vergaberecht, Normen und Richtlinien.

Ist ein Sachgebiet der Sachgebietsgruppe 8 Bestandteil der
Sachgebietsgruppe 1, 3, 5, 6 oder 7, so vermindert sich die
Mindestzahl der Credit Points in der Sachgebietsgruppe 8
und erhöht sich die Mindestzahl der Credit Points in der
anderen Sachgebietsgruppe entsprechend.

II. Fachrichtung Innenarchitektur

Das Studium muss hauptsächlich auf Innenarchitektur ausge-
richtet sein. In ihm müssen mindestens 180 Credit Points in
den nachfolgend genannten Sachgebietsgruppen erworben
worden sein. In den einzelnen Sachgebietsgruppen müssen
Credit Points mindestens in der jeweils angegebenen Anzahl
erworben worden sein.

1. Entwerfen: 48 Credit Points

Zu der Sachgebietsgruppe gehören beispielsweise die Sach-
gebiete

Entwerfen, Detailgestaltung, Möbel-Entwurf, Gebäudelehre,
Innenraumbeleuchtung, Farbgestaltung, Nutzungsplanung.

2. Darstellung und Gestaltung: 30 Credit Points

Zu der Sachgebietsgruppe gehören beispielsweise die Sach-
gebiete

Gestaltungsgrundlagen, darstellende Geometrie, Freihand-
zeichnen, Malen, plastisches Gestalten, Modellbau, Foto-
grafie, CAD, Präsentation, visuelle Kommunikation.

3. Allgemeinwissenschaftliche Grundlagen der Innenarchi-
tektur: 12 Credit Points

Zu der Sachgebietsgruppe gehören beispielsweise die Sach-
gebiete

Baugeschichte, Kunstgeschichte, Designtheorie, Architek-
turtheorie, Städtebau, Politikwissenschaften, Soziologie,
Wahrnehmungslehre.

4. Bau- und Ausbaukonstruktion, Tragwerksplanung: 24 Credit
Points

Zu der Sachgebietsgruppe gehören beispielsweise die Sach-
gebiete

Baukonstruktion, Tragwerksplanung, Ausbaukonstruktion,
Möbelkonstruktion, Ausführungs- und Detailplanung.

5. Materialien, Bauphysik und Gebäudetechnik: 14 Credit
Points

Zu der Sachgebietsgruppe gehören beispielsweise die Sach-
gebiete

Materialkunde, Bauphysik, technischer Ausbau, Raum-
akustik, Lichttechnik.

6. Bauökonomie und Planungsmanagement: 4 Credit Points

Zu der Sachgebietsgruppe gehören beispielsweise die Sach-
gebiete

Datenverarbeitung, Vermessungskunde, Bauaufnahme,
Baubetrieb, Kosten- und Terminplanung, Projektmanage-
ment.

7. Recht und Regelwerke, gegebenenfalls als Bestandteil der
Sachgebietsgruppen 1, 4, 5 und 6: 6 Credit Points

Zu der Sachgebietsgruppe gehören beispielsweise die Sach-
gebiete

Planungsrecht, Bauordnungsrecht, privates Bau- und Ar-
chitektenrecht, Vergaberecht, Normen und Richtlinien.

Ist ein Sachgebiet der Sachgebietsgruppe 7 Bestandteil der
Sachgebietsgruppe 1, 4, 5 oder 6, so vermindert sich die
Mindestzahl der Credit Points in der Sachgebietsgruppe 7
und erhöht sich die Mindestzahl der Credit Points in der
anderen Sachgebietsgruppe entsprechend.
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III. Fachrichtung Landschaftsarchitektur

Das Studium muss hauptsächlich auf Landschaftsarchitektur
ausgerichtet sein. In ihm müssen mindestens 180 Credit
Points in den nachfolgend genannten Sachgebietsgruppen er-
worben worden sein. In den einzelnen Sachgebietsgruppen
müssen Credit Points mindestens in der jeweils angegebenen
Anzahl erworben worden sein.

1. Planung und Entwurf in der Landschaftsarchitektur:
48 Credit Points

Zu der Sachgebietsgruppe gehören beispielsweise die Sach-
gebiete

Grundlagen der Landschaftsarchitektur, Planungsmetho-
dik, Entwerfen in der Landschaftsarchitektur, Vegetations-
planung, Entwerfen in der Landschaftsplanung.

2. Landschafts- und Umweltplanung, Regionalplanung, Städte-
bau: 18 Credit Points

Zu der Sachgebietsgruppe gehören beispielsweise die Sach-
gebiete

Umwelt- und Landschaftsplanung, Stadtplanung, Städte-
bau, Landes- und Regionalplanung, Landschaftspflege und
-entwicklung, Erholungsvorsorge und Tourismus.

3. Darstellung und Gestaltung: 12 Credit Points

Zu der Sachgebietsgruppe gehören beispielsweise die Sach-
gebiete

Gestaltungsgrundlagen, Freihandzeichnen, Fotografie, Mo-
dellbau, CAD/GIS Präsentation, visuelle Kommunikation,
Moderation.

4. Allgemeinwissenschaftliche Grundlagen der Landschafts-
architektur: 6 Credit Points

Zu der Sachgebietsgruppe gehören beispielsweise die Sach-
gebiete

Geschichte der Landschaftsarchitektur, Gartendenkmal-
pflege, Politikwissenschaften, Soziologie.

5. Konstruktion und Technik im Garten- und Landschafts-
bau: 18 Credit Points

Zu der Sachgebietsgruppe gehören beispielsweise die Sach-
gebiete

Baustoffkunde, Vegetationstechnik, Ingenieurbiologie, Bau-
technik, Ausführungs- und Detailplanung.

6. Naturwissenschaften: 18 Credit Points

Zu der Sachgebietsgruppe gehören beispielsweise die Sach-
gebiete

Botanik und Vegetationskunde, Bodenkunde und Hydro-
geologie, Tierökologie, Klimatologie, Ökologie.

7. Ökonomie und Planungsmanagement: 6 Credit Points

Zu der Sachgebietsgruppe gehören beispielsweise die Sach-
gebiete

Datenverarbeitung, Vermessungskunde, Bauaufnahme,
Baubetrieb, Kosten- und Terminplanung, Projektmanage-
ment, Grünflächen- und Vegetationsmanagement.

8. Recht und Regelwerke, gegebenenfalls als Bestandteil der
Sachgebietsgruppen 1, 2, 5 und 7: 6 Credit Points

Zu der Sachgebietsgruppe gehören beispielsweise die Sach-
gebiete

Umwelt- und Naturschutzrecht, Planungsrecht, Bauord-
nungsrecht privates Bau- und Architektenrecht, Vergabe-
recht, Normen und Richtlinien.

Ist ein Sachgebiet der Sachgebietsgruppe 8 Bestandteil der
Sachgebietsgruppe 1, 2, 5 oder 7, so vermindert sich die
Mindestzahl der Credit Points in der Sachgebietsgruppe 8
und erhöht sich die Mindestzahl der Credit Points in der
anderen Sachgebietsgruppe entsprechend.

IV. Fachrichtung Stadtplanung

Das Studium muss hauptsächlich auf Stadtplanung ausgerich-
tet sein. In ihm müssen mindestens 180 Credit Points in den
nachfolgend genannten Sachgebietsgruppen erworben wor-
den sein. In den einzelnen Sachgebietsgruppen müssen Credit
Points mindestens in der jeweils angegebenen Anzahl erwor-
ben worden sein.

1. Stadtplanerische Projektarbeit und städtebauliches Ent-
werfen

Zu der Sachgebietsgruppe gehören beispielsweise die Sach-
gebiete

Grundlagen der Stadtplanung, städtebauliches Entwerfen,
konzeptionelle und strategische Planlösungen, Stadtent-
wicklungsplanung.

2. Städtebau, Stadtgestaltung, Gebäudelehre und Siedlungs-
wesen

Zu der Sachgebietsgruppe gehören beispielsweise die Sach-
gebiete

Städtebau, Siedlungswesen, Wohnungsbau, Gebäudelehre,
Stadtgestaltung.

In den Sachgebietsgruppen 1 und 2 zusammen 54 Credit
Points.

3. Theoretische und kulturelle Aspekte der Stadtplanung:
12 Credit Points

Zu der Sachgebietsgruppe gehören beispielsweise die Sach-
gebiete

Planungstheorie, Architekturtheorie, Stadtbaugeschichte,
Baugeschichte, Denkmalpflege.

4. Technische Grundlagen:

Zu der Sachgebietsgruppe gehören beispielsweise die Sach-
gebiete

Verkehrsplanung, Ver- und Entsorgungsplanung, Stadt- und
Bautechnik.

5. Ökologische Grundlagen:

Zu der Sachgebietsgruppe gehören beispielsweise die Sach-
gebiete

Stadt- und Landschaftsökologie, Umweltplanung und -schutz.

6. Sozialwissenschaftliche und ökonomische Grundlagen:

Zu der Sachgebietsgruppe gehören beispielsweise die Sach-
gebiete

Stadtökonomie, Immobilienwirtschaft, Bodenordnung, So-
ziologie, Politikwissenschaft.

In den Sachgebietsgruppen 4, 5 und 6 zusammen 30 Credit
Points.

7. Rechtliche Grundlagen, Instrumente und Verfahren, gege-
benenfalls als Bestandteil der Sachgebietsgruppen 1, 2 und 5:
12 Credit Points

Zu der Sachgebietsgruppe gehören beispielsweise die Sach-
gebiete

Planungsrecht, Bauordnungsrecht, besonderes Städtebau-
recht, Instrumente und Verfahren der Stadtplanung, Raum-
ordnung, Landes- und Regionalplanung, Umwelt- und
Immissionsschutzrecht, privates Bau- und Architektenrecht.

Ist ein Sachgebiet der Sachgebietsgruppe 7 Bestandteil der
Sachgebietsgruppe 1, 2 oder 5, so vermindert sich die Min-
destzahl der Credit Points in der Sachgebietsgruppe 7 und
erhöht sich die Mindestzahl der Credit Points in der ande-
ren Sachgebietsgruppe entsprechend.

8. Methoden und Techniken der Bestandsermittlung und
Plandarstellung:

Zu der Sachgebietsgruppe gehören beispielsweise die Sach-
gebiete
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Vermessungskunde, Bauaufnahme, Bestandsaufnahme und
-bewertung, Statistik, Datenverarbeitung, darstellende
Geometrie, CAD/GIS, Darstellungs- und Präsentationstech-
niken.

9. Prozessgestaltung und Planungsmanagement:

Zu der Sachgebietsgruppe gehören beispielsweise die Sach-
gebiete

Planungssteuerung, Projektmanagement, formelle und in-
formelle Beteiligungsverfahren, visuelle Kommunikation,
Moderation.

In den Sachgebietsgruppen 8 und 9 zusammen 30 Credit
Points.
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V e r o r d n u n g
über die Ausbildung und Prüfung für den Bibliotheksdienst

in der Laufbahn der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung
Wissenschaftliche Dienste (APVO-WissD-BiblD)

Vom 25. September 2017

Aufgrund des § 26 des Niedersächsischen Beamtengesetzes
vom 25. März 2009 (Nds. GVBl. S. 72), zuletzt geändert durch
Artikel 8 des Gesetzes vom 20. Dezember 2016 (Nds. GVBl.
S. 308), wird im Benehmen mit dem Ministerium für Inneres
und Sport verordnet:

§ 1

Regelungsbereich, Ausbildungsziel

(1) Diese Verordnung regelt die Ausbildung und Prüfung im
Vorbereitungsdienst für das zweite Einstiegsamt der Laufbahn
der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung Wissenschaftliche
Dienste für den Bibliotheksdienst.

(2) Ziel der Ausbildung im Vorbereitungsdienst ist es, die
zur Erfüllung der Aufgaben im Bibliotheksdienst erforderlichen
Kenntnisse und Fertigkeiten zu vermitteln.

§ 2

Zulassung zur Ausbildung im Vorbereitungsdienst

Zur Ausbildung im Vorbereitungsdienst kann zugelassen
werden, wer ein Hochschulstudium mit einem Mastergrad
oder einem gleichwertigen Abschluss abgeschlossen hat.

§ 3

Dienstbezeichnung

Die Beamtinnen und Beamten im Vorbereitungsdienst führen
die Dienstbezeichnung „Bibliotheksreferendarin“ oder „Biblio-
theksreferendar“.

§ 4

Dauer und Gliederung der Ausbildung
im Vorbereitungsdienst

(1) 1Der Vorbereitungsdienst dauert 24 Monate. 2Er gliedert
sich in eine fachtheoretische und eine fachpraktische Ausbil-
dung mit einer Dauer von jeweils zwölf Monaten, wenn Aus-
bildungsstelle für die fachtheoretische Ausbildung die Aus-
bildungsstelle nach § 5 Abs. 3 Nr. 1 ist. 3Wird die fachtheoreti-
sche Ausbildung bei der Ausbildungsstelle nach § 5 Abs. 3
Nr. 2 als Fernstudium begleitend zur fachpraktischen Ausbil-
dung durchgeführt, so ist die Ausbildungsdauer etwa gleich-
mäßig auf die fachtheoretische und die fachpraktische Aus-
bildung zu verteilen.

(2) 1In der fachpraktischen Ausbildung sind Praktika mit ei-
ner Dauer von insgesamt vier Wochen an Einrichtungen des
Bibliotheks- oder Informationswesens innerhalb Deutsch-
lands zu absolvieren. 2Die Mindestdauer eines Praktikums be-
trägt eine Woche.

(3) 1Auf die Dauer des Vorbereitungsdienstes können Zeiten
nach § 26 Abs. 4 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 der Niedersächsischen
Laufbahnverordnung bis zu einer Dauer von sechs Monaten
auf die fachpraktische Ausbildung angerechnet werden. 2Über
eine Anrechnung von Zeiten auf die fachpraktische Ausbil-
dung entscheidet die Ausbildungsbehörde.

§ 5

Ausbildungsbehörde, Ausbildungsstellen

(1) 1Ausbildungsbehörde ist die Gottfried Wilhelm Leibniz
Bibliothek – Niedersächsische Landesbibliothek. 2Die Ausbil-
dungsbehörde weist die Referendarinnen und Referendare ei-

ner Ausbildungsstelle für die fachpraktische und einer
Ausbildungsstelle für die fachtheoretische Ausbildung zu.

(2) 1Ausbildungsstellen für die fachpraktische Ausbildung
sind die von der Ausbildungsbehörde zugelassenen wissen-
schaftlichen Bibliotheken. 2Jede Ausbildungsstelle für die fach-
praktische Ausbildung bestellt eine Ausbildungsleiterin oder
einen Ausbildungsleiter (Ausbildungsleitung), die oder der
für die Durchführung der Ausbildung verantwortlich ist und
die Ausbildung überwacht. 3Es soll eine Person bestellt wer-
den, die die Befähigung für die Laufbahn der Laufbahngruppe 2
der Fachrichtung Wissenschaftliche Dienste für den Biblio-
theksdienst, die den Zugang für das zweite Einstiegsamt eröff-
net, oder eine gleichwertige Qualifikation besitzt.

(3) Ausbildungsstelle für die fachtheoretische Ausbildung
ist

1. die Bibliotheksakademie Bayern der Bayerischen Staats-
bibliothek in München oder

2. das Institut für Bibliotheks- und Informationswissenschaft
der Humboldt-Universität zu Berlin.

§ 6

Inhalt der Ausbildung

(1) In der fachtheoretischen Ausbildung sollen den Referen-
darinnen und Referendaren die für die Erfüllung der Aufga-
ben des Bibliotheksdienstes erforderlichen wissenschaftlichen
Erkenntnisse und Methoden vermittelt werden.

(2) 1In der fachpraktischen Ausbildung sollen die Referen-
darinnen und Referendare in mehreren Ausbildungsstationen
in die Aufgaben, die Betriebsorganisation, die Methoden und
die Arbeitsverfahren wissenschaftlicher Bibliotheken einge-
führt werden. 2Ausbildungsinhalte sind

1. die Arbeit in den Fachreferaten und Abteilungen,

2. Betriebsorganisation,

3. Leitung und Management sowie

4. Informations- und Kommunikationstechnik.
3In der fachpraktischen Ausbildung ist von den Referendarin-
nen und Referendaren ein Projekt eigenständig zu konzipie-
ren und umzusetzen. 4Das für das Bibliothekswesen zustän-
dige Fachministerium veröffentlicht Richtlinien, in denen die
Ausbildungsinhalte näher bestimmt werden.

§ 7

Bewertung der Leistungen

(1) Die Leistungen in der fachpraktischen Ausbildung sind
mit folgenden Noten und Punkten zu bewerten:

sehr gut (1) 1,0 und
1,3 Punkte

= eine den Anforderungen
in besonderem Maße
entsprechende Leistung;

gut (2) 1,7, 2,0 und
2,3 Punkte

= eine den Anforderungen 
voll entsprechende
Leistung;

befriedigend (3) 2,7, 3,0 und
3,3 Punkte

= eine den Anforderungen
im Allgemeinen 
entsprechende Leistung;

ausreichend (4) 3,7, 4,0 und
4,3 Punkte

= eine Leistung, die zwar 
Mängel aufweist, aber im 
Ganzen den Anforderungen 
noch entspricht;
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(2) 1Mittelwerte sind auf zwei Dezimalstellen ohne Run-
dung zu berechnen. 2Sie sind den Noten wie folgt zugeordnet:

1,00 bis 1,49 Punkte sehr gut (1),
1,50 bis 2,49 Punkte gut (2),
2,50 bis 3,49 Punkte befriedigend (3),
3,50 bis 4,00 Punkte ausreichend (4),
4,01 bis 5,49 Punkte mangelhaft (5),
5,50 bis 6,00 Punkte ungenügend (6).

§ 8

Bewertung der Leistungen
während der fachpraktischen Ausbildung,

Befähigungseinschätzung, Ausbildungsnote
für die fachpraktische Ausbildung

(1) 1Die Ausbilderinnen und Ausbilder in den Ausbildungs-
stationen bewerten die erbrachten Leistungen gesondert für
jeden in § 6 Abs. 2 Satz 2 Nrn. 1 bis 4 genannten Ausbildungs-
inhalt, der Gegenstand der Ausbildung in der Ausbildungssta-
tion war. 2Das Projekt nach § 6 Abs. 2 Satz 3 wird von der
Ausbildungsleitung bewertet. 3Die Ausbildungsleitung schätzt
am Ende der fachpraktischen Ausbildung die allgemeinen Fä-
higkeiten und Kenntnisse sowie die für die dienstliche Ver-
wendung bedeutsamen Eigenschaften der Referendarin oder
des Referendars ein (Befähigungseinschätzung); § 7 Abs. 1 gilt
entsprechend. 4Die Bewertungen nach den Sätzen 1 und 2 so-
wie die Befähigungseinschätzung sind mit der Referendarin
oder dem Referendar zu besprechen.

(2) 1Die Ausbildungsleitung berechnet aus den Bewertun-
gen nach Absatz 1 Satz 1 den Mittelwert für jeden in § 6 Abs. 2
Satz 2 Nrn. 1 bis 4 genannten Ausbildungsinhalt. 2Aus den
Mittelwerten nach Satz 1 und den Punkten nach Absatz 1
Sätze 2 und 3 berechnet die Ausbildungsleitung den Mittel-
wert (Punktwert der Ausbildungsnote der fachpraktischen
Ausbildung), der nach § 7 Abs. 2 Satz 2 einer Note zugeordnet
wird (Ausbildungsnote der fachpraktischen Ausbildung). 3Die
Ausbildungsnote der fachpraktischen Ausbildung und der
Punktwert der Ausbildungsnoten der fachpraktischen Ausbil-
dung sind der Referendarin oder dem Referendar mitzuteilen.

§ 9

Fachtheoretische Ausbildung

(1) Die fachtheoretische Ausbildung an der Ausbildungs-
stelle nach § 5 Abs. 3 Nr. 1 richtet sich nach den §§ 40 und 43
der bayerischen Verordnung über den fachlichen Schwer-
punkt Bibliothekswesen (FachV-Bibl) vom 1. September 2015
(GVBl. S. 330).

(2) Die fachtheoretische Ausbildung an der Ausbildungs-
stelle nach § 5 Abs. 3 Nr. 2 richtet sich nach der Fachspezifi-
schen Studienordnung für die theoretische Ausbildung von
Bibliotheksreferendarinnen und Bibliotheksreferendaren vom

25. Juni 2014 der Philosophischen Fakultät I der Humboldt-
Universität zu Berlin (Amtliches Mitteilungsblatt der Hum-
boldt-Universität zu Berlin Nr. 84/2014 S. 3), geändert am
24. März 2015 (Amtliches Mitteilungsblatt der Humboldt-
Universität zu Berlin Nr. 15/2015 S. 3).

§ 10

Prüfung am Ende der fachtheoretischen Ausbildung

(1) 1Wurde die fachtheoretische Ausbildung an der Ausbil-
dungsstelle nach § 5 Abs. 3 Nr. 1 abgeleistet, so schließt der
Vorbereitungsdienst mit der Qualifikationsprüfung nach den
§§ 45 bis 49 FachV-Bibl ab. 2Im Übrigen gelten für die Qualifi-
kationsprüfung die §§ 9 bis 18 FachV-Bibl sowie die §§ 27
und 28 der bayerischen Allgemeinen Prüfungsordnung (APO)
vom 14. Februar 1994 (GVBl. S. 76), zuletzt geändert durch
Verordnung vom 17. April 2013 (GVBl. S. 222).

(2) 1Wurde die fachtheoretische Ausbildung an der Ausbil-
dungsstelle nach § 5 Abs. 3 Nr. 2 abgeleistet, so schließt der
Vorbereitungsdienst ab mit der Laufbahnprüfung nach der
Fachspezifischen Prüfungsordnung für die theoretische Aus-
bildung von Bibliotheksreferendarinnen und Bibliotheksrefe-
rendaren vom 25. Juni 2014 der Philosophischen Fakultät I
der Humboldt-Universität zu Berlin (Amtliches Mitteilungs-
blatt der Humboldt-Universität zu Berlin Nr. 84/2014 S. 5), ge-
ändert am 24. März 2015 (Amtliches Mitteilungsblatt der
Humboldt-Universität zu Berlin Nr. 15/2015 S. 4). 2§ 8 Abs. 2
Satz 3 und § 10 der in Satz 1 genannten Prüfungsordnung
sind nicht anzuwenden.

§ 11

Erfolgreicher Abschluss des Vorbereitungsdienstes,
Gesamtnote, Zeugnis, Berufsbezeichnung

(1) Der Vorbereitungsdienst ist erfolgreich abgeschlossen,
wenn der Punktwert der Ausbildungsnote der fachprakti-
schen Ausbildung (§ 8 Abs. 2 Satz 2) mindestens 4,0 und die
Note der Prüfung nach § 10 mindestens „ausreichend“ lauten.

(2) 1Die Beamtin oder der Beamte erhält von der Ausbildungs-
behörde ein Zeugnis über den erfolgreich abgeschlossenen
Vorbereitungsdienst mit einer Gesamtnote. 2Für die Gesamt-
note wird eine Gesamtpunktzahl ermittelt. 3Die Gesamtpunkt-
zahl ist der Mittelwert aus dem Punktwert der Ausbildungs-
note der fachpraktischen Ausbildung (§ 8 Abs. 2 Satz 2) und
dem Notenwert der Prüfung nach § 10 in dreifacher Wertung.
4Der Notenwert der Prüfung nach § 10 ist für die Note „sehr
gut“ 1, für die Note „gut“ 2, für die Note „befriedigend“ 3 und
für die Note „ausreichend“ 4. 5Die Gesamtpunktzahl wird
nach § 7 Abs. 2 Satz 2 einer Note (Gesamtnote) zugeordnet.

(3) Wer den Vorbereitungsdienst erfolgreich abgeschlossen
hat, ist berechtigt zum Führen der Berufsbezeichnung „Asses-
sorin des Wissenschaftlichen Dienstes — Bibliotheksdienst“
oder „Assessor des Wissenschaftlichen Dienstes — Bibliotheks-
dienst“.

§ 12

Übergangsvorschrift

Auf die Ausbildung und Prüfung der Referendarinnen und
Referendare im Vorbereitungsdienst für das zweite Einstiegs-
amt der Laufbahn der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung
Wissenschaftliche Dienste, die ihren Vorbereitungsdienst vor
dem 1. Oktober 2017 begonnen haben, ist die Verordnung
über die Ausbildung und Prüfung für den Bibliotheksdienst in
der Laufbahn der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung Wis-
senschaftliche Dienste vom 29. März 2013 (Nds. GVBl. S. 107)
weiterhin anzuwenden.

mangelhaft (5) 4,7, 5,0 und
5,3 Punkte

= eine den Anforderungen 
nicht entsprechende
Leistung, die jedoch
erkennen lässt, dass die 
notwendigen Grundkennt-
nisse vorhanden sind und 
die Mängel in absehbarer 
Zeit behoben werden
könnten;

ungenügend (6) 5,7 und
6,0 Punkte

= eine den Anforderungen 
nicht entsprechende
Leistung, bei der selbst
die Grundkenntnisse so 
lückenhaft sind, dass die 
Mängel in absehbarer Zeit 
nicht behoben werden 
könnten.
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§ 13

Inkrafttreten

1Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2017 in Kraft.
2Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Ausbildung und
Prüfung für den Bibliotheksdienst in der Laufbahn der Lauf-
bahngruppe 2 der Fachrichtung Wissenschaftliche Dienste
vom 29. März 2013 (Nds. GVBl. S. 107) außer Kraft.

Hannover, den 25. September 2017

Niedersächsisches Ministerium
für Wissenschaft und Kultur

H e i n e n - K l j a j i c

Ministerin
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